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Präsident Dr. Dr. Hundhari:J.mer eröffnet die Sit­
zung um 9 Uhr. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich eröffne die 
156. Sitzung des Bayerischen Landtags. 

Ich bitte den Schriftführer das Verzeichnis der 
vorliegenden Entschuldigungen bekanntzugeben. 

Stenogr. Ber. d. Bayer. Landtags 1953 156. Sitz. (Sig.) 

----------- - -----~----_______________ ..,.._ ----~ 

Gräßler, Schriftführer: Nach Artikel 5 Absatz 2 
des Aufwandsentschädigungsgesetzes sind entschul­
digt oder beurlaubt die Abgeordneten Bantele, Bit-' 
tinger, Dr. Brücher, Demmelmeier, Drechsel, Falb; 
Greib, Hettrich, Kerber, Ostermeier, von Rudolph, 
Roßmann, Dr; Schubert, Saukel, Dr. Seitz, Stain, 
Dr. Zdralek, Zehner. 

Präsident Dr. Hundhammer: Seit der letzten 
Plenarsitzung sind folgende Regierungsvorlagen in 
Einlauf gekommen: 

1. Der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände­
rung der Dienststrafordnung. - Dieser Gegenstand 
steht als Ziffer 17 auf der heutigen Tagesordnung. 

2. Der Entwurf eines Elften Gesetzes über Sicher.­
heitsleistungen des ·bayerischen Staates. - Auch 
dieser Gesetzentwurf steht bereits auf der Ihnen 
vorliegenden Tagesordnung. 

Aus den Reihen des Hohen Hauses selber liegen 
vier Initiativgesetzentwürfe vor, und zwar 

1. ein Entwurf der Abgeordneten Meixner, 
Dr. Soenning und Fraktion betreffend Gesetz · 
zur Änderung des Gesetzes über . den Finanzaus~ 
gleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeinde­
verbänden (Finanzausgleichsgesetz); 

2. ein Entwurf der Abgeordneten Dr. Schönecker.· 
und Genossen, Dr. Wüllner und Genossen, Bach­
mann Wilhelm und Genossen, Dr. Franke und 
Dr. Bungartz betreffend ·Gesetz zur Änderung des 
Bayerischen Jagdgesetzes. - Die beiden Gesetz­
entwürfe sind dem Ausschuß für den Staatshaushalt 
zugeteilt; 

3. der Entwurf der Abgeordneten Bauer Georg 
und Genossen, Bielmeier und Genossen betreffend 
Gesetz zur Abschaffung' des Senats. - Mit die­
sem Gesetz befaßt sich der Ausschuß für Rechts~ 
und Verfassungsfragen; , 

4. der Entwurf der Abgeordneten Bezold, Dr. Ko~ff 
und Fraktion betreffend Gesetz zur Erhaltung 
des nichtstaatlichen höheren Schulwesens. - Dieser 
Entwurf ist !lern Ausschuß für kulturpolitische Fra­
gen zugeteilt. 

Nach einer Mitteilung des Herrn Präsidenten des 
Bayerischen Senats hat der Senat beschlossen, keine 
Einwendungen zu erheben gegen das Erste Gesetz 
zur Vereinfachung der staatlichen Bauverwaltung 
lind gegen das Zehnte Gesetz über Sicherheitslei­
stungen des bayerischen Staates. Dagegen sind 
Einwendungen erhoben worden gegen das Gesetz 
über die öffentliche Bestellung und die allgemeine 
Beeidigung von Dolmetschern und Übersetzern. -
Mit diesen Einwendungen wird sich der Ausschuß 
für Rechts- und Verfassungsfragen befassen. 

Ich rufe nunmehr auf die Ziffer 1 der heutigen 
Tagesordnung: 

Haushalt des bayerischen Staatsministeriums 
des Innern für das Rechnungsjahr 1953 - Ein­
zelplan 03 ~ 

Bevor ich dem Berichterstatter das Wort gebe, 
·möchte ich noch darauf hinweisen, daß der Ältesten~ 
rat beschlossen hat, folgende zeitliche Regelung für 
die Beratung dieses Etats vorzuschlagen: Die Rede-
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zeit in der Aussprache soll insgesamt 6 Stunden be­
tragen. Die Aufteilung dieser Redezeit soll wie beim 
Kultusetat erfolgen, nämlich für die Fraktionen der 
Regierungskoalition - also CSU, SPD und BHE -
je eine Stunde, für die Fraktionen der Opposition 
- also BP und FDP - je fünf Viertelstunden, für 
die Gruppe der Fraktionslosen eine halbe Stunde. 
Ich bitte das Hohe Haus damit einversta~den .zu 
sein. - Es erhebt sich keine Erinnerung. Wir wer­
den so verfahren. 

Zur Berichterst.attung über die Verhandlungen 
des Ausschusses für den Staatshaushalt (Beil. 4437) 
zum Haushalt des bayerischen Staatsministeriums 
des Innern erteile ich nunmehr das Wort dem Herrn 
Abgeordneten von Feury. 

von Feury (CSU), Berichterstatter: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für den 
Staatshaushalt beschäftigte sich in seiner 215., 216., 
21:7., 218. und 219. Sitzung vom 20. bis inklusive 
24. Juli 1953 mit dem Haushalt des bayerischen 
Staatsministeriums des Innern für das Rechnungs­
jahr 1953 - Einzelplan 03. Berichterstatter von 
Feury, Mitberichterstatter Dr. Lippert. 

Das Hohe Haus m'öge mir es nicht als Oberfläch­
lichkeit oder Nachlässigkeit anrechnen, wenn ich 
möglichst kurz berichte. Lediglich die Zeitnot, in der 
sich dieses Hohe Haus befindet, ist dafür verant­
wortlich. 

Der Einzelplan 03 schließt ab mit der Summe der 
Gesamteinnahmen in Höhe von 39 542 100 DM, das 
sind um 11 945 150 DM mehr als 1952, und mit 
der Summe der Gesamtausgaben in Höhe von 
329 281 700 DM, das sind um 19 711 800 DM mehr 
als im Vorjahr. Damit ergibt sich ein Zuschuß­
bedarf von 289 739 600 DM, das sind um 7 826 650 DM . 
mehr als. 1952. 

Der Berichterstatter, der Mitbericht­
e r s t a t t e r und die meisten Diskussionsredner be­
merkten, daß der Haushalt äußerst sparsam aufge­
stellt sei, das Haushaltsschema gegenüber dem ver­
gangenen Jahr in Anlehnung an den Bundeshaus­
halt völlig verändert und unübersichtlich geworden 
ist. 

Im Haushalt waren zunächst die vom Landtag be­
schlossenen Gesetze über Röntgenreihen un tersuclmn­
gen, Mindesteinkommen der Hebammen, Zuschüsse 
an öffentliche Verkehrsbetriebe für Freifahrten von 
Schwerbeschädigten nicht berücksichtigt, sie wurden 
mit in den Haushalt aufgenommen. 

Die längste Diskussion entspann sich über die 
Kapitel und Titel, die mit der Verwaltung und der 
Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes zu tun 
hatten. Die Abgeordneten Dr. K e 11 er, Dr. Schier 
und Ried i g er setzten sich für eine rasche Durch­
führung des Gesetzes ein und wollten hierfür im 
übrigen auch für den Vollzug des .Bundesvertrie­
benengesetzes sowohl in der Flüchtlingsverwaltung 
wie in den Ausgleichsämtern mehr Schreibkräfte, 
Angestellte und Beamte zu teilweise auch höheren 
Vergütungsgruppen eingestellt wissen. Dagegen 

sprach sich insbesondere der Mitberichterstatter 
Dr. Li p p er t aus, der in allen Einzelfragen mit 
großer Genauigkeit und Sachlichkeit mitberichtete. 
Gewisse Personalvermehrungen insbesondere bei 
Schreibkräften wurden bei Regierungen und Land­
ratsämtern vom Haushaltsausschuß bewilligt. 

Die Kosten der Lastenausgleichsverwaltungen in 
den verschiedenen Behörden der inneren Verwal­
tung stellen sich nun auf insgesamt zirka 22 Mil­
lionen DM. 

Über Maßnahmen zur besseren Verkehrserziehung 
und Verhütung von Unfällen wurde gesprochen. 

Über das Gesundheitswesen, insbesondere ü.ber 
l 

die Organisation des Präsidiums des Roten Kreuzes, 
fand eine eingehende Aussprache statt, die einen 
Einblick in die segensreiche Tätigkeit des Roten 
Kreuzes bot. 

Bei dem Titel Polizei stellten fast alle Ausschuß­
mitglieder fest, daß der Verwaltungsapparat in der 
Zentrale überbesetzt und zu teuer sei, dagegen seien 
bei den äußeren Landpolizeidienststellen zu wenig 
Mittel für die einfachsten Bedürfnisse vorhanden. 
Die Polizeischule mit ihren 245 Lehrern, Beamten 
und Angestellten, die zirka '490 Polizisten beschulen, 
wurde als zu aufwendig erachtet. 

Im übrigen wurde in der Diskussion bemängelt, 
daß der Kraftfahrzeugbestand der Landpolizei mit 
rund 2200 Fahrzeugen überaltert sei und daß die 
Hälfte der für den Betrieb der Fahrzeuge veran­
schlagten Mittel schon für Instan9,setzung ver­
braucht werde. Ein Zweijahresprogramm soll den 
Kraftfahrzeugpark erneuern. 

Bei der Flüchtlingsverwaltung stellten versch-ie­
dene Redner fest, man solle der Anregung des Se­
nats folgen und insbesondere Überschneidungen 
mit Abteilungen anderer Ministerien vermeiden. 

Bei der Obersten Baubehörde muß man feststel­
len, daß die Herübernahme der Mittel für den sozia-. 

· len Wohnungsbau aus dem Ordentlichen in den 
Außerordentlichen Haushalt eine wesentliche Neue­
rung uhd Veränderung des Haushaltsbildes ergibt. 

Auch der. Straßenbau wurde - mit Ausnahme 
der Frostschäden - im Außerordentlichen Haus­
halt behandelt. 

Der einmalige besondere Ansatz für die Verkehrs­
ausstellung 1953 wurde begrüßt. 

Nachstehende wesentliche Veränderungen der 
Haushaltsansätze-Sie finden sie auf Beilage 4437-
wurden vorgenommen: 

1. Kap. 03 01-B. Sammelansätze für den Gesamt­
bereich des Epl. 03: 

Bei Tit. 108: Beschäftigungsvergütungen, Tren­
nungsentschädigungen, Fahrkosten­
ersatz und Verpflegungszuschüsse 
sowie Fahrkosten für auswärtigen 
Familienbesuch für Beamte, Ange­
stellte und Arbeiter 

ist der Betrag um 700 000 DM auf 
1 960 000 DM zu erhöhen. 
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2. Kap. 03 02 -Allgemeine Bewilligungen: 

I. Ministerium 

Bei Tit. 63: Zuschüsse des Bundes zu den Kosten 
der Wahlen zum Bundestag 
ist folgender Vermerk anzufügen: 

Vgl. Tit. 307. 

Die Zweckbestimmung 

zu Tit. 307; erhält folgende Fassung: 
Kosten der Wahlen zum Bundestag. 
·Der eingesetzte Betrag von 
500 000 DM ist zu streichen und fol­
gender Vermerk anzubringen: 

Die Willigung bemißt sich nach 
der Isteinnahme bei Tit. 63; 

bei Tit. 604: Zuschüsse zur Durchführung von 
Ver kehrserziehungsmaßnahmen, 
insbesondere an die Bayer. Landes­
verkehrswacht 
ist der Betrag um 5000 DM auf 
20 000 DM zu erhöhen; 

bei Tit. 605: Zuschuß an. den Prüfungsv.erband 
öffentlicher Kassen 
ist der Betrag um 30 000 DM auf 
130 000 DM zu erhöhen; 

bei Tit. 607: Zuschuß an das Bayer. Rote Kreuz 
· und die ihm unterstellten Anstalten 

und an Vereine für freiwilliges Ret­
tungswesen 
ist der Betrag um 50 000 DM auf 
250 000 DM zu erhöhen; 

bei Tit. 610: Zuschüsse an Anstalten und Ein­
richtungen, die der Unterstützung 
und Förderung demokratischer Be­
strebungen dienen 
ist der Betrag um 12 000 DM auf 
112 000 DM zu erhöhen; 

bei Tit. 613: Zuschüsse an sonstige nichtstaat­
liche Einrichtungen des Gesund­
heitswesens 
ist der Betrag um 5000 DM auf 
20 000 DM zu erhöhen; 

bei Tit. 629: Zuschuß an den Hauptausschuß für 
Flüchtllnge und Ausgewiesene 

Tit. 632: 

Tit. 956: 

ist der Betrag um 25 000 DM auf 
175 000 DM zu erhöhen; 
es ist folgender neuer Titel anzu­
fügen: 

Zuschüsse an öffentliche Verkehrs­
betriebe für Freifahrten der 
Schwer beschädigten 

1500 000 DM; 

erhält folgende Fassung: · 
Kosten der Beschaffung 
t~iebenenausweise und 
formblätter 

250 000 DM. 

der Ver­
Antrags-

3. Kap. 03 02 -Allgemeine Bewilligungen 

II. Oberste Baubehörde: 

Bei Tit. 310: Bauleitungskosten im Zusammen­
hang mit der Schaffung von Unter­
künften für Kasernenverdrängte 
und Heimatvertriebene 
erhält im Vermerk der Satz „Die 
Willigung vermindert sich. um die 
Mindereinnahmen bei Tit. 10" fol­
gende Fassung: 

Die Willigung erhöht oder ver­
mindert sich um die Mehr- oder 
Mindereinnahme bei Tit. 10. 

4. Kap. 03 06- Verwaltungsgerichte: 

Bei Tit. 101: Dienstbezüge der planmäßigen Be­
amten 
ist im Stellenplan unter 
Aufsteigende Gehälter 
bei BesGr. A 2 b Verwaltungs-

gerichtsräte 
die Zahl uni 2 auf 33 zu erhöhen 
und in den Erläuterungen zu Tit. 101 
unter Zugang 
bei BesGr. A 2 b Verwaltungs­

gerichtsräte 
die Zahl um 2 auf 19 zu erhöhen 
und folgendes anzufügen: 

sowie 2 für Untersuchungsführer 
bei den Dienststrafgerichte.n. 

5. Kap. 03 08 - Regierungen: 

Bei den Erläuterungen 

zu Tit. 101: Dienstbezüge der planmäßigen Be,­
amten 
ist statt 
6 Regierungsvizepräsidenten 
je 100 DM monatlich 7200 DM 
zu setzen: 
7 Regierungsvizepräsidenten 
je 100 DM monatlich 8400 DM; 

bei Tit. 104: Dienstbezüge der nichtbeamteten 
Kräfte 
a. Vergütungen der Angestellten 

ist der Betrag um 50 000 DM auf 
5 289 000 DM ,zu erhöhen und im 
Stellenplan unter 

Bedarf an nichtbeamteten Kräften 
1. Angestellte 

c. Sonstige Hilfsleistungen 
die· Zahl um 15 auf 85 zu er­
höhen. 

Die Erläuterung hierzu erhält fol­
gende Fassung: 
Sonstige Hilfsleistungen 
65 und zwar:. 
21 infolge Übertragung von bisher 

. Kap. 273, 

9 die bisher aus Kap. 273 Tit. 300 
vergütet wurden, 

2 
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2 infolge Übertragung von bisher 
Kap. 204, 

18 infolge Mehrung der allgemeinen 
Aufgaben der Regierungen, 

15 infolge Mehrung der Aufgaben 
(Lastenausgleich). 

bei Tit. 201: Unterhaltung und Ersatz der Geräte 
und Ausstattungsgegenstände in den 
Diensträumen 
a. Unterhaltung 
b. Ersatz / 

ist der Betrag um 20 000 DM auf 
insgesamt 137 000 DM . zu er­
höhen; 

bei Tit. 202: Bücherei 
ist der Betrag um 10 000 DM auf 
73 000 DM zu erhöhen; 

bei Tit. 203: Post- und Fernmeldegebühren, Ko­
sten für Fernmeldeanlagen sowie 
Rundfunkgebühren 
ist der Betrag um 85 000 DM auf 
549 000 DM zu erhöhen; 

beiTJ.t. 206: Bewirtschaftung von Dienstgrund­
stücken und Diensträumen 
ist der Betrag um 145 000 DM auf 
442 000 .DM zu erhöhen; 

bei Tit. 208: Haltung von Dienstfahrzeugen 
ist der Betrag um 28 000 DM auf 
280 000 DM zu erhöhen; 

bei Tit. 215: Reisekostenvergütungen 
a. Inlandsreisen 
b. Auslandsreisen 

ist der Betrag um 34 000 DM auf 
insgesamt 350 000 DM zu erhöhen; 

· · T.it. 299: erhält fo1gende Fassung: 

•. „ 

a. VermischteVerwaltungsausgaben _ 
. 36000 DM 

: b. Für Gutachten nach 
dem Lastenaus-
gleichsgesetz 100 000 DM; 

Nach A 11 g e m e i n e Aus g ab e n 
ist folgender Titel .anzufügen: 

Tit. 300: Entschädigung der Beisitzer nach 
dem Lastenausgleichsgesetz 
76 000 DM; 

bei Tit. 326: Förderung des Hebammenwesens 
'"\'' ist der Betrag um 200 000 DM auf 

300 000 DM zu erhöhen; 
es ist folgender neuer Titel anzu­
fügen: 

Tit. 329: Zur Durchführung des Gesetzes über 
Rön tgenreihenunte.rsuchungen 
300 000 DM, 
und folgender Vermerk anzubringen: 
„Aus dem Ansatz dürfen auch per­
sönliche .und sachliche Ausgaben be­
stdtten werden." 

bei Tit. 531 erhält die Zweckbestimmung fol­
gende Fassung: 
Darlehen aus. Ausgleichsabgaben im 
Rahmen der Fürso.rge für Schwer­
beschädigte und Kriegshinterblie­
bene im Sinne der Schwerbeschädig­
tengesetzes vom 16.Juni 1953 (BGBl. 
s. 389); 

bei Tit. 635: Pauschalentschädigungen an die 
kreisfreien Städte zu den Kosten der 
Lastenausgleichsämter auf Grund §3 
Abs. 2 der VO. über den Vollzug 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 
27 .<September 1952 - GVBL S. 268 
ist . der Betrag um 700 000 DM auf 
6 700 000 DM zu erhöhen; 

bei Tit. 636 erhält die Zweckbestimmung fol-
, gende Fassung: 

Zuschüsse, Beihilfen·1md andere Zu­
weisungen im Rahmen der Fürsorge 
für Schwerbeschädigte und Kriegs­
hinterbliebene im Sinne des Schwer­
beschädigtengesetzes vom 16. Juni 
1953 (BGBL S. 389) aus Ausgleichs­
abgaben 
mit folgendem Vermerk: 
Einsparungen bei diesem Ansatz 
können zur Verstärkung der Mittel 
bei Kap. 03 08 Tit. 531 verwendet 
werden. 
Es ist folgender Leertitel anzufügen: 

Tit. 638: Entschädigung an kl'.§isangehörige 
Gemeinden für besondere Mitwir­
kung im Vollzug des LAG. 

bei Tit. 872: Erstmalige Beschaffung von Büro­
maschinen 
ist der Betrag um 15 000 DM auf 
45 000 DM zu erhöhen; 
es ist folgender neuer Titel anzu­
fügen: 

Tit. 873: Erstmalige Beschaffungen zur Ein­
richtung der Schirmbildstellen und 
Schirmbildtrupps zum Vollzug des 
Gesetze.s über Röntgenreihenunter­
suchungen 300 000 DM. 

6. Kap. 03 09 - Landratsämter: 
Bei Tit. 104: Dienstbezüge der nichtbeamteten 

Kräfte 
a. Vergütungen der Angestellten 

ist. der Betrag um 280 000 DM 
au! 9 970 000 DM zu erhöhen 
und im Stellenplan unter 
Bedarf an nichtbeamteten Kräf­
ten 

b. Lastenausgleichsämter 
unter c. Sonstige Hilfsleistungen 
die Zahl 80 einzusetzen; 

bei Tit. 203: Post- und Fernmeldegebühren, Ko­
sten für Fernmeldeanlagen sowie 
Rundfunkgebühren 
ist der Betrag um 275 000 DM auf 
500 000 DM zu erhöhen; 
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bei Tit. 215: Reisekostenvergütungen 
a. Inlandsreisen 

ist der Betrag um 93 000 DM auf 
300 000 DM zu erhöhen; 

Tit. 299 erhält folgende Fassung: 
a. Vermischte Verwaltungsausgaben 

9000 DM 
b. Gutachten nach dem LAG. 

91000 DM; 

unter A 11 g e m e i n e Aus g ab e n 
ist folgender neue.r Titel anzufügen: 

Tit. 300: Entschädigung für. Beisitzer nach 
dem LAG 600 000 DM; 

bei Tit. 870:Erstmalige Beschaffung von Ein­
richtungsgegenständen für die 
Lastenausgleichsämter 
äst der Betrag um 50 000 DM auf 
125 000 DM zu erhöhen; 

bei Tit. 871: Erstmalige Beschaffung vonSchre~b­
maschinen für die Lastenausgleichs­
ämter 
ist der Betrag u:m 50 000 DM auf 
125 000 DM zU erhöhen. 

7. Kap. 03.17 - Landeskriminalamt: 

Bei Tit. 101: Dienstbezüge der. planmäßigen Be-
amten · 

ist im Stellenplan folgendes einzu­
fügen: 

· BesGr. A 2b .1 Oberregierungsrat; 
bei BesGr. A .2c. 2 ·ist 1 Regierungsrat 

.1 (---:--) :{(riminal­
r a t 

zu streichen; 
bei BesGr. A 2d Kriminaloberamt­

mann 
ist die Zahl 1 auf 2 zu erhöhen. 

8 .. Kap. 03 18---" Landpolizei: :L 

Bei Tit. 101: Dienstbezüge der 'planmäßigen Be­
amten 
entfallen im Stell~nplan die k.w.­
Vermerke bei den BesGr" A 2d, A 3b, 
A 4b 1 und A 4c 2. 

9. Kap. 03 20 - Bereitscha:ftspolizej.: 
Bei Tit. 104: Dienstbezüge der nichtbeamteten 

Kräfte · 

ist im Stellenplan'unter 
Bedarf an nichtbeamteten Kräften 

1. Ange~tellte 
b. Tarifliche· Angestellte 

folgendes einzufügen: 
VergGr. III 

und in den Erläuterungen 
unter Zugang einzufügen: 
-V~rgGr. III 

Stellen 
2 

2 

für einen katholischen und einen 
evange~is~en Geistlichen vorge­
sehen. 

10. Kap. 03 31 - Staatliche Gesun~pi;!Hs.ämter , ,0 ,) 

Bei Tit. 104: Dienstbezüge' der nichtbeamtete;q 
Kräfte 
ist im Stellenplan unter 
Bedarf an nichtbeamteten Kräften 

1. AngestelltE7 
b. Tarifliche AngE7stellte 

bei Gesundheitsaufseher 
in VergGr. VIII die Zahl von 59 auf 
70 zu erhöhen; 

bei Tit. 385: Schulgesundheitspflege 

ist der Betrag um 100 000 DM auf. 
400 ooo. DM zu erhöhen; 

bei Tit. 388: Bekämpfung gemeingefährlicher 
und übertragbarer Krankheiten 
ist der Betrag um 100 000 DM auf 
100 000 DM zu kürzen. : ,; ! 

11. Kap. 03 71 -Landesstelle für Gewässerkunde: 

Bei Tit. 400: Betriebsausgaben der Versuchs­
anstalt für Wasserbau in Obernach 
ist die Zweckbestimmung unter a) 
wie folgt zu ändern: 

a. Vergütung der Angestellten und 
Löhne .der Arbeiter 

12. Kap. 03 73 - Bauabteilungen der Regierungen: 

Bei Tit. 335: Kosten für die Anfertigung von 
Wirtschaftsplänen 
ist folgender Vermerk anzufügen: 

Hieraus dürfen auch Reisekosten 
von Beamten und Angestellten 
und Betriebsstoffe bestritten wer­
den, die im Zusammenhang mit 
der Aufstellung von Wirtschafts­
plänen anfallen. 

13. Kap. 03 76 - Straß,en- und Flußbauämter: 

Bei Tit. 101: Dienstbezüge der planmäßigen Be­
amten 
ist im Stellenplan unter 
Aufsteigende Gehälter 

bei BesGr. A 5b .einzufügen 
14 Oberfiußmeister 
(7DW), 

. bei BesGr. A 7a sind zu streichen: 
. H Oberfiüßmeister 
(7 DW); 

bei BesGr„·A 7a einzufügen: 
. .21 Flußm~ist~r, 

· .·bei BesGr. A 8a sind zu strMchen: 
21 Fl ußmeister 

bei Tit. 103: Dienstbezüge der außerplanmäfü­
gen und abgeordneten Beamten 
ist in der Übers.icht über den Be­
darf an beamteten Hilfskräften un­
ter Besoldungsgruppe an Stelle 
von A 7a zu setzen: A 5b; 

bei Tit. 85.0: .Anschaffung von Dienstfahrzeugen 
ist der Betrag um 25 000 DM auf 
275 000 DM zu kür:Zen. 
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14.Kap. 03 77 - Wasserwirtschaftsämter: 

Bei Tit. 101: Dienstbezüge der. planmäßigen Be­
amten 
ist im Stellenplan unter 
Aufsteigende Gehälter 
bei BesGr. A 5b einzufügen: 

2 Oberflußmeister, 
bei BesGr. A 7a sind zu streichen: 

2 Oberflußmeister; 
bei BesGr. A 7a einzufügen: 

4 Flußmeister, 
3 Dammeister, 

bei BesGr. A Sa sind zu streichen: 
4 Flußmeister, 
3 Dammeister. 

Der Haushaltsausschuß beantragt, verschiedene 
Anträge arnmnehmen, andere Anträge in geän­
derter Fassung anzunehmen, einige Anträge haben 
i:hre Erledigung gefunden, mehrere Anträge wur­
den zurückgezogen und ein Antrag wurde abge­
lehnt. Diese Anträge finden Sie ebenfalls auf der 
Beilage 4437. Da sie der Herr Präsident bei Ver­
lesung des Gesetzes behandeln muß, kann ich mich 
wohl darauf beschränken, auf sie hinzuweisen, lind 
brauche sie nicht in die Berichterstattung einzu­
fügen. 

Ich bin damit am Ende und bitte das Hohe Haus, 
den Beschlüssen des Haushaltsausschusses zuzu­
stimmen. 

Präsident DT. Hundhammer: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seine präzisen Ausfüh­
rungen. 

Das Wort erteile ich nunmehr dem Herrn Staats­
minister des Innern zu seiner Haushaltsrede. 

·nr. Hoegner, Staatsminister: Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Der Haushaltsplan der inrie- · 
ren Verwaltung ist, an den Ausgaben gemessen, 
nach dem Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus der zweitgrößte, dem Umfang der Ver­
waltungsaufgaben nach sogar der größte Einzel­
plan. 

Der Vergleich mit den Haushaltsplänen der ver­
gangenen Jahre ist heuer besonders schwierig, 
weil das Haushaltsschema neu gestaltet wurde. 
Diese Umänderung war notwendig, um in allen 
Bundesländern die Haushaltspläne einheitlich zu 
gestalten und dadurch eine vergleichende Betrach­
tung und einheitliche statistische Auswertung zu 
ermöglichen. Dabei mußte aber eine Reihe zusam­
menhängender Ansätze und Ausgaben so ausein­
andergerissen werden, daß der Sachzusammenhang 
nicht mehr ohne weiteres ersichtlich ist. 

Der Einzelplan 03, der die Einnahmen und Aus­
gaben sämtlicher Behörden und Dienststellen der 
inneren Verwaltung, also von insgesamt etwa 
520 Behörden und 1700 Dienststellen umfaßt, sieht 
nach dem Entwurf der Staatsregierung für das 
Rechnungsjahr 1953 an Einnahmen 39 542 100 DM 
vor, an Ausgaben 329 281 700 DM, somit einen Zu­
schußbedarf von 289 .739 600 DM. Die Einnahmen 

haben sich gegenüber 1952 um 11 945 150 DM, die 
Ausgaben um 19 771 800 DM, der' Zuschußbedarf 
mithin um 7 826 650 DM erhöht. 

Die tatsächliche Verändel'Ung des Haushalts ge­
genüber dem vergangenen Jahr läßt sich jedoch an 
diesein äußeren Bild nur undeutlich erkennen. ,An 
Ausgabenmehrungen sind insbesondere zu ver­
zeichnen: 

Für Löhne und Gehälter 
für Bauunterhaltsmittel 
für Ausgaben für den 

Verfassungsschutz 
für die Mittel der 

28,6 Millionen DM 
0,6 Millionen DM 

0,7 Millionen DM 

Rindertuberkulosebekämpfung 1,5 Millionen DM 

zusammen: 31,4 Millionen DM. 

An neuen Ausgaben treten hinzu rund 30,0 .Mil­
lionen DM, davon allein rund 22 Millionen DM für 
den Vollzug des Lastenausgleichs in Bayern. 

Die Ausgaben nur an größeren Posten sind also 
insgesamt um rund 62 Millionen DM gestiegen. 

Weggefallen sind unter anderem die Ausgaben­
ansätze für den sozialen Wohnungsbau, die heuer 
von 32,6 auf 50 Millionen DM erhöht, aber in den 
Außerordentlichen Haushalt übernommen wurden. 

An reinen Mehrausgaben in den größeren Po­
sten des Ordentlichen Haushalts verbleiben dem­
nach rund 29 Millionen DM. 

Um diese Mehrausgaben auszugleichen, war das 
Staatsministerium des Innern bemüht, äußerste 
Einsparungen .zu machen. Bei manchen Posten hat 
sich schon bei den Beratungen im Senat und im 
Haushaltsausschuß des Landtags gezeigt, daß die 
Ansätze zu niedrig bemessen sind un:d auf Grund 
der tatsächlichen Verhältnisse nicht eingehalten 
werden können. Die Änderungsvorschläge des 
Haushaltsausschusses liegen Ihnen vor. Auch einige 
seit der Vorbereitung zur Haushaltsaufstellung 
1953 vom Bayerischen Landtag gefaßte Beschlüsse 
bedingen einen nicht unerhe1blichen Mehraufwand; 
auch hier hat der Haushaltsausschuß die notwen­
digen Vorschläge ausgearbeitet. 

Die bayerische innere Verwaltung bedarf zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben, die neben der eigent­
lichen inneren Verwaltung (Regierungen, Kreis­
verwaltungsbehörden) die Verwaltungsgerichtsbar­
keit, die Staatsaufsicht und die Betreuung der Ge­
meinden und Gemeindeverbände, die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, das Gesundheitswesen, 
das Veterinärwesen, das Fürsorge- und Wohl­
fahrtswesen, die Jugendfürsorge, das Wohnungs­
wesen, das Flüchtlingswesen, den Lastenausgleich, 
das öffentliche Versicherungswesen, die •Statistik, 
das Feuerschutzwesen, das Maß- und Gewichts­
wesen und das gesamte Staatsbauwesen einschließ­
lich BaupoHzei umfassen, eines Personalstandes 
von 17 706 planmäßigen und 256 außerplanmäßigen 
Beamten, 7906 Angestellten, 6635 Arbeitern und 
1924 Beamtenanwärtern, zusammen 34 427 Dienst­
kräfte. Sie erfordern bei 329 Millionen DM Ge­
samtausgaben einen reinen Personalaufwand von 
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insgesamt 155 Millionen DM. Die in der inneren 
Verwaltung bedeutend angestiegenen Aufgaben 
haben die Staatsregierung gezwungen, dem Land­
tag eine Mehrung von insgesamt 2214 Personal­
stellen, in der Hauptsache Angestellte und Arbei­
ter, vorzuschlagen. Einen Teil der als besonders 
vordringlich bezeichneten Stellen hat der Baye­
rische Landtag bereits im Vorgriff genehmigt, ins­
besondere die Stellen für die Ausgleichsverwal­
tung und für die damit zusammenhängenden Auf­
gaben. Die hohe Zahl der Beamten und Beamten­
anwärter wird dadurch verständlich, daß allein 
die staatliche Polizei einen Stand von 14 492 Stel­
len für Beamte und Beamtenanwärter und von 
1478 Stellen für Arbeiter und Angestellte, insge­
samt 15 970 :Pienstkräfte aufweist. 

Jedes Bestreben, den Personalstand unter allen 
Umständen niedrig zu halten und damit den Staats­
haushalt zu entlasten, wird dadurch vereitelt, daß 
dem Staat ständig neue Aufgaben übertragen wer­
den, die naturgemäß bei der •bereits vorhandenen 
Geschäftsbelastung nicht ohne Personalmehrung zu 
bewältigen- sind. Bei den Regierungen zum Bei­
spiel hat sich der Arbeitsumfang innerhalb der 
letzten 20 Jahre versechsfacht, der Personalstand 
ist dagegen nur um das 2,8fache gewachsen. Wie 
mir ·die Herren Landräte unter Ihnen bestätigen 

·werden, liegen die Verhältnisse bei den Landrats­
ämtern nicht anders. Gerade neue Verwaltungs­
zweige, deren Personalbedarf von Anfang an sehr 
sparsam angesetzt wurde, klagen il'ber unerträg­
liche Personalnot und Überlastung. Aliein die La­
stenausgleichsverwaltung erfordert in Bayern ein 
zusätzliches Personal von rund 1800 Dienstkräften, 
der Vollzug des Röntgenreihenuntersuchungsge­
setzes einen solchen von 72 neuen Dienstkräften. 
Die beiden Beispiele zeigen Ihnen, daß Personal­
einsparungen und Personalabbau nur mit einer 
Verminderung der öffentlichen Aufgaben Hand in 
Hand gehen können. 

Der Vollzug des Gesetzes zu Art. 131 GG stellt 
an die Verwaltung erhöhte Anforderungen. Die zur 
Prüfung der etwa 10 400 Meldeunterlagen beim 
Statistischen Landesamt - ohne Neueinstellung 
von Persopal! - _.eingerichtete Auswertungsstelle 
wird ihre Arbeiten voraussichtlich Ende des Jah­
res abschließen kqnnen. Am 1. Mai 1953 waren 
64 Prozent der Fälle behandelt. Fast jeder Fall er­
fordert eingehende Vorerhebungen. Bisher sind 
nur 48 Anfechtungsklagen gegen die Bescheide der 
Auswertungsstelle erhoben worden, ein Beweis für 
die sorgfältige und gründliche Arbeit dieser Stelle. 

Die staatliche innere Verwaltung vermochte 
ihren Anteil an unterbringungsberechtigten Per­
sonen auf 24,60 Prozent zu steigern und erreichte 
damit den höchsten Hundertsatz innerhalb der 
bayerischen Staatsverwaltung. 

Auch die Anträge zur Wiedergutmachung natio­
nalsozialistischen Unrechts in der öffentlichen Ver­
waltung sind bis auf wenige Fälle erledigt. 

In der Verwaltungsgerichtsbarkeit sieht der 
Haushaltsplan 1953 insgesamt 27 neue Richterstel-

len für den Lastenausgleich vor, davon 13 Richter­
stellen auf Zeit (Ruhestandsbeamte), da es sich um 
eine vorübergehende Aufgabe handelt. Nach dem 
voraussichtlichen Bedarf sollen im Laufe des Rech­
nungsjahres 1953 neun Lastenausgleichskammern 
bei den bayerischen Verwaltungsgerichten zusätz­
lich gebildet werden. 

An einer durchgreifenden Änderung und Ver­
einfachung der bayerischen Dienststrafordnung 
wird gearbeitet. Ein Gesetzentwurf zur Änderung 
der Dienststrafordnung wird dem Landtag so bald 
wie möglich vorgelegt. 

Auf staats- und verfassungsrechtlichem Gebiet 
ist vor allem die Mitarbeit des bayerischen Staats­
ministeriums des Innern im Bundesrat zu erwäh­
nen. Aus der großen Fülle von Bundesgesetzen, die 
den Geschäfts,bereich des bayerischen Staatsmini­
steriums des Innern betrafen und in Bundesrats­
ausschüssen vorbereitet wurden, seien nur einige 
herausgegriffen, so der Gesetzentwurf zu Arti­
kel 131 des Grundgesetz.es, das Lastenausgleichs­
gesetz, das Bundesvertriebenengesetz, das Geset·z 
zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit, das 
Gesetz über den Vertrieb jugendgefährdender 
Schriften, das Schwerbeschädigten-Gesetz, das Ge­
setz über die Ausübung der Zahnheilkunde, das 
Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankhei­
ten, das Gesetz über das Bundesverwaltungsge­
richt, die Verwaltungsgerichtsordnung, das Bau­
landbeschaffungsgesetz lind das Bundeswahlgesetz. 

Häufig mußte Bayern gegen die vom Bund in 
Anspruch genommene Gesetzgebungszuständigkeit 
Einspruch einlegen, so zum Beispiel beim Flur­
bereinigungsgesetz und beim Bundesgesetz zur Re­
gelung des Apothekenwesens. Wegen dieses Ge­
setzes ist von Bayern ein Verfassungsstreit vor 
dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe an­
hängig gemacht worden. Auch gegen Versuche, in 
die ausschließlich den Ländern vorbehaltene Zu­
ständigkeit in der Kommunalgesetzgebung einzu­
greifen, mußte wiederholt Stellung genommen 
werden. Ebenso wurde den Bestrebungen des Bun­
des, seine Zuständigkeit bei Ausführung der Bun­
desgesetze· entgegen den klaren Bestimmungen des 
Grundgesetzes zu erweitern, entschieden entgegen­
getreten. Durch Errichtung von Bundesoberbehör­
den und bundesunmittelbaren Anstalten und Ein­
rich,tungen nach Artikel 87 Absatz 3 des Grund­
gesetzes werden immer wieder Aufgabe!f. der Län­
derverwaltungen in die Bundesverwaltu'ng über­
nommen. Daneben wiederholen sich in den Gesetz­
entwürfen der Bundesregierung immer wieder die 
Versuche, die Ausführung von Bundesgesetzen 
den Ländern nur im Au f t r a g des Bund·es_ zu 
überlassen, wie dies zum Beispiel beim Bundes­
wahlgesetz ursprünglich vorgesehen war. Ebenso 
versucht der Bund immer wieder in die Ausfüh­
rung der Bundesgesetze durch· die Länder mit 
Hilfe von Weisungsrechten,_ ,durch die S,chaffung 
von Mischverwaltungen, bei denen die Länder­
Behörden nur im Einvernehmen mit den B~ndes­
Behörden tätig werden könnten, und durch Schaf­
fung von Bundesinstanzen, die zur Aufhebung von 
Entscheidungen der Länderinstanzen berechtigt 
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·sein sollten, einzugreifen und die Rechte der Län­
'der zu beschränken. 

Fragen der Staatsangehörigkeit sind durch einige 
wichtige Entscheidungen der oberen Bundesge­
richte - des Bundesgerichtshofs und des Bundes­
verfassungsgerichts - geklärt worden. Für die 
Bevölkerungsgruppen der Sudetendeutschen und 
der Volksdeutschen aus Böhmen und Mähren, des 
Memellandes, der ehemaligen Gebiete Polens und 
Danzigs .und der Gebiete von Untersteiermark, 
Kärnten und Krain ist nunmehr der Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit durch die seiner­
zeitigen Kollektiveinbürgerungen anerkannt. Lei­
der konnte der von der Bundesregierung vorbe­
reitete und vom Bundesrat beratene Gesetzent­
wurf eines Staatsangehörigkeits-Bereinigungsge­
setzes, der die Staatsangehörigkeits-Verhältnisse 
der übrigen Vertriebenen regeln sollte, nicht mehr 
vom Bundestag behandelt werden. Auch der Ge­
setzentwurf zur Änderung des Staatsangehörig­
keitsgesetzes, der von Bundesregierung und Bun­
desrat noch beraten worden ist und der die aus der 
Gleichstellung von Mann und Frau sich ergebenden 
Fragen auf dem Gebiete der Staatsangehörigkeit 
klären sollte, ist vom Bundestag nicht mehr ver­
abschiedet worden. 

Auf dem Gebiete des Ausländerwesens ist die 
Rechtsgültigkeit der Ausländerpolizei-Verordnung 
wieder anerkannt. Deutsche Dienststellen sind nun 
wieder zur Genehmigung des Aufenthalts von Aus­
ländern und zur Verhängung von Aufenthaltsver­
boten sowie zur Ausweisung berechtigt. Schwierig­
keiten ergeben sich hier im Hinblick auf die all­
gemein politische Lage noch beim Vollzug der Aus­
weisungen. 

In der Verwaltungsgerichtsbarkeit sind während 
des Jahres 1952 die Rückstände bei den Verwal­
tungsgerichten zum ersten Mal abgesunken. Die im 
vergangenen Jahr vorgenommenen Personalver­
stärkungen haben sich also ausgewirkt. 

Über die Verwaltungsgerichtsbarkeit sind in der 
letzten Zeit viele Klagen laut geworden, die sich 
mit der Generalklausel, dem Verfahren, den Ur­
teilen und einer Reihe anderer Umstände befassen. 
Ich möchte zu den zum Teil berechtigten Kritiken 
Ausführungen des Präsidenten des Bundesverwal­
tungsgerichts .bei der Eröffnung des Bundesverwal­
tungsgerichts in Berlin am 8. Juni 1953 erwähnen: 

„Der Grundsatz der Generalklausel (s. Art. 19 
Abs. 4 GG.) ist zweifelsfrei gesund und liegt im 
Sinne des freien Rechtsstaates. Er trägt aber auch 
den Keim der Überspannung in sich. In der 
Erkenntnis, daß der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
Grenzen gezogen sind, die dem Wesen richterlicher 
Tätigkeit entspringen, hat man unternommen, den 
Begriff des gerichtsfreien Staatsaktes zu deuten 
und zu bestimmen. Wie man auch zu dieser Frage 
stehen mag, ganz allgemein sollte das Verwaltungs­
gericht darauf bedacht sein, den durch die General­
klausel ihrem Tätigkeitsfeld eröffneten breiten 
Strom nicht ins Uferlose sich ergießen zu lassen. 
Eine im Rahmen des Gesetzes zulässige geübte 

Selbstbescheidung wird der Autorität der Verwal­
tungsgerichte wesentlich dienlicher sein als ein über 
den vernünftigen Rechtsschutz hinausgehendes Ex­
pansionsstreben. Schließlich wäre zu erwägen, ob 
auf gesetzlichem Wege der Gerichtsbarkeit wesens­
fremde Auswüchse bei der Anwendung der Gene­
ralklausel verhütet und zum mindesten in Bagatell­
sachen die so.wieso schon überreichlich zur Ver­
fügung stehenden Rechtsbehelfe beschränkt werden 
können ... 

In das Gesetz über das Bundesverwaltungsgericht 
ist diese sehr weitgehende Bestimmung (nämlich 
über Nachprüfung von behördlichen Ermessensent­
scheidungen), die bei starrer Handhabung dazu an­
getan ist, die zur Erreichung der Verwaltungs­
zwecke gebotene Initiative und die Verantwortungs­
freude der Verwaltungsbehörde zu lähmen, nicht 
übernommen worden. Nach§ 15 Absatz 2 des Bun­
desverwaltungsgerichtsgesetzes sind Ermessensent­
scheidungen nur anfechtbar, wenn geltend gemacht 
wird, daß das Ermessen überschritten oder miß­
braucht worden sei. Damit ist klargestellt, daß be­
hördliche Verfügungen einer verwaltungsgericht­
lichen Untersuchung auf ihre Zweckmäßigkeit nicht 
unterworfen sind. Die Nachprüfung der Ermessens­
entscheidungen durch die Verwaltungsgerichte er­
fordert stets Takt und Feingefühl sowie volles Ver­
ständnis für die berechtigten Belange der Verwal­
tung. Eine doktrinäre überspitzte Rechtsprechung 
in dieser Hinsicht könnte zum Beispiel auf dem 
Gebiete des Beamtenrechtes eine ordnungsgemäße 
Personalverwaltung völlig in Frage stellen . " 

Soweit die Ausführungen des Präsidenten des 
Bundesverwaltungsgerichts. 

Einige Worte zur Frage der Verwaltungsreform! 
Das Staatsministerium des Innern arbeitet nach 
Kräften auf eine Verwaltungsvereinfachung hin 
und wird daher die Arbeiten des hierfür eingesetz­
ten Landtagsausschusses in jeder Weise unterstüt­
zen; auf vielen Teilgebieten haben wir bereits Zu­
ständigkeiten auf die nachgeordneten Behörden ab­
gegeben. Ich verweise nur auf die Aufhebung des 
Landeszuzugsamtes und auf die Übertragung der 
Zuständigkeit für Baumaßnahmen bis zu 30 000 DM 
und für Zuschüsse im Feuerlöschwesen bis zu 
einem Gesamtaufwand von 25 000 DM auf die 
Regierungen. Für die weitere Entlastung des Mini­
steriums liegen umfangreiche Gutachten der Re­
gierungspräsidenten vor. Der Verwaltungsverein­
fachung widerspricht aber die laufende Übernahme 
von neuen Aufgaben auf den Staat. Sie hat auf der 
anderen Seite da ihre Grenze, wo schließlich an 
Stelle eines Referenten im Ministerium 7 Regie­
rungsreferenten notwendig werden oder wo durch 
Aufhebung von Behörden nur der Bevölkerung er­
höhter Aufwand an Zeit und Geld zugemutet 
würde. In diesem Zusammenhang darf ich noch auf 
das inzwischen vom Bayerischen Landtag verab­
schiedete Erste Gesetz zur Vereinfachung der staat­
lichen Bauverwaltung hinweisen, gegen das, wie 
wir heute gehört haben, der Senat keine Einwen­
dungen erhoben hat. Damit sind die verwaltungs­
mäßigen Voraussetzungen zur Lösung dringender 
wasserwirtschaftlicher Probleme verbessert. 
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Im Feuerlöschwesen hat die Gewährung von Zu­
schüssen zur Beschaffung von Feuerlöschgeräten, 
Löschwasseranlagen und zum Bau von Feuerwehr­
häusern sich in ganz Bayern segensreich ausge­
wirkt. Im heurigen Jahr soll zu der bereits be­
stehenden staatlichen Feuerwehrschule in Regens­
burg ·entsprechend einem Landtagsbeschluß vom 
vergangenen Jahr eine Feuerwehrschule in Würz­
burg errichtet werden. Wir wollen dabei mit mög­
lichst wenig hauptamtlichem Personal auskommen. 
Die vorbildliche Tätigkeit der freiwilligen Feuer­
wehren, der Berufsfeuerwehren in den großen 
Städten und der Werkfeuerwehren in großen Be­
trieben verdient an dieser Stelle besondere. An-:­
erkennung. 

Zum Schutz von Leib und Leben sowie volks­
wirtschaftlich wichtiger Einrichtungen und Güter 
in Katastrophenfällen werden zur Zeit Maßnahmen 
erprobt. 

Naturschutz und Heimatpflege liegen mir beson-
. ders am Herzen. Der im vergangenen Jahr fertig­
gestellte Film „Natur in Gefahr", zu dessen Vor­
führung ich die Herren Abgeordneten so zahlreich 
begrüßen konnte, hat eindringlich die Notwendig­
keit und die Bedeutung des Naturschutzes unter­

. strichen. Sie wird erfreulicher Weise in immer wei-
teren Kreisen, besonders jetzt auch von vielen 
Technikern anerkannt. 

In der Bekanntmachung über das Zelten vom 
5. Mai 1953 wurde versucht, Mittel und Wege zur 
Lösung dieser Frage zu weisen. Unsere Maßnah­
men haben Anklang gefunden, auch andere Bun­
desländer wollen jetzt unserem Beispiel folgen. 

Auf dem Gebiet der Statistik wurde ein statisti.,. 
scher Länderausschuß gebil4et, der im Benehmen 
mit den zuständigen Bundesstellen über alle neuen 
statistischen Vorhaben des Bundes berät. Durch 
diese Regelung wird vermieden, daß ohne ~wingen­
den Grund neue kostspielige statistische Erhebun­
gen durchgeführt werden. 

Die Eichve1·waltung wurde durch die Verordnung. 
vom 25. Februar 1953 vereinfacht; eine Reihe von 
Nebenämtern sowie die Ein-Mann-Eichämter wur­
den aufgehoben. Eine zweckmäßige GebietsveF­
teilung wurde hierbei vorgenommen: Damit ist die 
bereits 1940. begonnene Neuorganisation des baye-
rischen Eichwesens beendigt. · 

Im Standesamtswesen, das früher eiile verhält­
nismäßig einfache Geschäftsaufgabe war, hat ·die 
Entwicklung der Nachkriegsjahre, insbesondere die 
riesige Bevölkerungsverschiebung, nicht zuletzt die 
Anwesenheit der Besatzung, Fragen aufgeworfen, 
denen die Standesbeamten nur gerecht werden kön­
nen, wenn sie durch eine. laufende Aus- und Wei­
terbildung über alle Entwicklungen des Personen­
standsrechts auf dem laufenden gehalten werdeil. 
Der bayerische Fachverband der Standesbamten 
hat dankenswerterweise diese Aufgabe in Zusam­
menarbeit mit dem Staatsministerium des Innern 
übernommen. 

Auf dem Gebiet der Kriegsgräberfürsorge hat 
das Bundesgesetz vom 27. Mai 1952 r mmmehr die 

Kostenfrage endgültig klargestellt. Allgemeine 
Verwaltungsvorschriften der Bundesregierung sind 
in Vorbereitung, ebenso ein bayerisches Gesetz 
über die den Kriegsgräbern gleichzustellenden 
Gräber (Kz,, DP-Gräber usw.). 

Im Sammlungs- und Lotteriewesen zeigt sich 
das unverminderte Bestreben weiter Kreise, ohne 
Rücksicht auf die einschränkenden gesetzlichen Be­
stimmungen die Genehmigung von Sammlungen 
und Lotterien in breitestem Umfang durch·zu­
setzen. Der Sammlungskalender für 1952 weist 
nicht weniger als 31 genehmigte Landessammlun­
gen, davon 15 Haus- und Straßensammlungen, der 
Sammlungskalender für 1953 vorerst 22 Larides­
sammlungen, davon 14 Haus- und Straßensamm­
lungen auf. Zum Schutz der Bevölkerung legt das 
Staatsministerium des Innern bei der Genehmi­
gung von Sammlungen entsprechend den auf Ver­
anlassung des Landtags erlassenen Richtlinien vom 
14. Juli 1951 einen strengen Maßstab an. Ein baye­
risches Gesetz wird vorbereitet. 

Die Neuschöpfung des kommunalen Rechts in 
Bayern ist im wesentlichen abgeschlossen. 

Vor wenigen Wochen wurde nun auch die neue 
Bezirksordnung verabschiedet. Auch sie ·baut auf 
den Grundsätzen auf, die in der neuen Gemeinde­
ordnung und in der neuen Landkreisordnung nie­
dergelegt sind. Sie gibt der kommunalen Selbst­
verwaltung nun auch in der höheren, dem Staats­
ministerium unmittelbar vorgelagerten Ebene die 
notwendige rechtliche .Grundlage. 

Die neuen Gemeindegesetze müssen nun noch 
durch Ausführungsbestimmm1gen ergänzt und ab­
gerundet werden. Mustergeschäftsordnungen für 
die Gemeinderäte und Kreistage und ein neues. 
Satzungsmuster für die Haushaltssatzung der Ge­
meinden wurden herausgegeben. Die notwendigen 
Vorarbeiten für den Erlaß weiterer Ausführungs­
bestimmungen sind im Gange. Die not~endigen 
und besonders vordringlichen Ausführungsbestim­
mungen zu Artikel 70 und 71 der Gemeindeord­
nung über die Nutzungsrechte liegen im Entwurf 
derp. Ministerrat vor. 

Entwürfe einer Eigenbetriebsverordnung, de.r 
Verordnung über die Anlage von Gemeindegeldern, 
der Haushaltsordnung, der Rücklagenverordnung 
und der Verordnung über das Kassen- und Rech­
nungswesen werden vorbereitet. 

Auf dem Gebiet der Gemeindefinanzen ist be­
sonders die Fertigstellung eines Entwurfs zu einem 
Vergnügungssteuergesetz .zu erwähnen. 

In engem Zusammenhang mit den kommunalen 
Aufgaben des Staatsministeriums des Innern steht 
die aufsic)J.tliche Betreuung der kommunalen Kre­
ditinstitute, der Sparkassen und ihres Spitzeninsti­
tuts, der Bayerischen Gemeindebank. Die kommu­
nalen Kreditinstitute haben auch im letzten Jahr 
die ihnen obliegenden Aufgaben voll erfüllt. Der 
seit 1951 festzustellende bedeutende Anstieg der 
Spar- und Giroeinlagen hat 1952 in verstärktem 
Maß angehalten, eine Entwicklung, die sich unver­
mindert auch im ersten Jahresdrittel 19.53 fortge­
setzt hat und von dem starken Vertrauen der Be­
völkerung in die Sparkassen •zeugt. 
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Auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung wurde eine Reihe von Gesetzen erlassen. 
An erster Stelle ist das Polizeiorganisationsgesetz 
zu erwähnen, durch das die gesamte Polizei in 
Bayern auf eine neue Rechtsgrundlage gestellt 
wurde. Mehrere Gemeinden mit eigener Polizei 
haben zur Entlastung ihrer Finanzen Anträge auf 
Auflösung der gemeindlichen Polizei und Über­
nahme der polizeilichen Aufgaben durch die Land­
polizei gestellt. Derl Anträgen wurde zum Teil 
stattgegeben. 

Die bisherigen Schulen der einzelnen staatlichen 
Polizeiverbände wurden zur BayeriSchen Polizei­
schule zusammengefaßt. Neu errichtet wurden die 
Landpolizeidirektion Bayreuth und die Ermitt­
lungsabteilung beim Bayerischen Landeskriminal­
amt. Vorbereitet ist die Neuorganisation der Kri­
minalpolizei im Bereich der Landpolizei und der 
Wassersch utzpoli'zeigruppen. 

Als weiteres bedeutsames Gesetz auf dem Ge­
biete der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ist 
das Gesetz über die Verwahrung geisteskranker, 
geistesschwacher, rauschgift- oder alkoholsüchtiger 
Personen zu erwähnen. 

Weitere Gesetzentwürfe befinden sich zur Zeit 
in Arbeit, insbesondere das Gesetz über die Auf­
gaben und Befugnisse der Polizei, das an Bedeu­
tung hinter dem Polizeiorganisationsgesetz nicht 
zurücksteht. Ziel dieses Gesetzes ist, die gesamte 
Tätigkeit der Vollzugspolizei, für die heute außer­
halb der Strafprozeßordnung nur wenige, weit ver­
streute und zum Teil veraltete Vorschriften gelten, 
auf eine neue Rechtsgrundlage zu stellen und die 
Befugnisse und Pflichten der Polizeibeamten genau 
abzugrenzen. 

Die Neuregelung des Meldewesens geht ihrem 
A!bschluß entgergen. Das Paß- und Ausweiswesen 
wurde durch den Erlaß der allgemeinen Verwal­
tungsvorschriften zur Ausführung des Paßgesetzes 
sowie durch die bayerischen Ergänzungsvorschrif­
ten zum Bundespersonalausweisgesetz abschließend 
geregelt. 

Von besonderer politischer Bedeutung ist der 
gegenwärtig dem Landtag ·zur Beschlußfassung vor­
liegende Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des 
politischen Friedens in Baye1·n. Aufgabe dieses 
Erttwurfs ist es vor allem, die dem Schutze der 
Verfassung dienenden gesetzlichen Bestimmungen 
übersichtlich zusammenzufassen und für den Voll­
zug klare Rechtsgrundlagen zu schaffen. 

Vielleicht die wichtigste Aufgabe eines Innen­
ministers ist die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung, der Schutz unserer Ver­
fassung, unserer Demokratie. Der Artikel 99 der 
bayerischen Verfassung sagt darüber: „Die Ver­
fassung dient dem Schutz und dem geistigen und 
leiblichen Wohl aller Einwohner. Ihr Schutz gegen 
Angriffe von außen ist gewährleistet durch das 
Völkerrecht, nach innen durch die Gesetze, die 
Rechtspflege und die Polizei." Zwar ist die Polizei 
hier an letzter Stelle genannt, im äußersten Fall 
hat sie aber unsere verfassungsmäßige Ordnung 

mit der Waffe zu verteidigen. Zu diesem Zweck 
muß eine schlagkräftige und zuverlässige Polizei 
zunächst überhaupt einmal vorhanden sein. Sie 
wurde in den letzten Jahren in der kasernierten 
Bayerischen Bereitschaftspolizei geschaffen. Die 
Besetzung aller höheren Stellen wird von dem 
Sicherheitsausschuß des Landtags, der sich aus Ver­
tretern aller demokratischen Parteien zusammen­
setzt, gewissenhaft nachgeprüft. Auch die Auswahl 
der Polizeianwärter, aus denen später die Polizei­
beamten des Einzeldienstes in der Landpolizei, 
GrenzpoHzei und Gemeindepolizei genommen wer­
den, wird mit aller Sorgfalt getroffen. Auf die 
demokratische Erziehung dieser jungen Leute wird 
das größte Gewicht gelegt. Wir wollen nicht noch 
einmal ein Jahr 1923 und ein Jahr 1933 erleben, 
als die damalige Landespolizei, von wenigen Aus­
nahmen abgesehen, mit fliegenden Fahnen zu den 
bewaffneten nationalsozialistischen Horden über­
ging. Lieber übertriebene Vorsicht als sträfliche 
Sorglosigkeit, die sich schon einmal bitter gerächt 
hat! Es muß auch in der inneren Verwaltung dafür 
gesorgt werden, daß es nicht so geht wie im Jahr 
1923, als ein höchster Ministerialbeamter nach dem 
Hitler-Putsch im Bürgerbräukeller erklärte: „Na 
ja, da kann man halt nichts machen!" - und nach 
Hause ging. Ein derartiges Vorkommnis wird nach 
Möglichkeit verhütet werden. 

Als ich das Staatsministerium des Innern über­
nahm, hatten sich eben die ehemaligen National­
sozialisten von ihrem Schrecken erholt. Sie glaub­
ten, die alten Töne wieder anschlagen und auch 
die neue Demokratie und ihre Vertreter und Parla­
mente wieder lästern und schmähen zu können. So 
kam es bereits im Frühjahr 1951 zu einem Erlaß 
des Staatsministeriums des Innern über die Durch­
führung öffentlicher Versammlungen. Darin wur­
den die Polizeibeamten angewiesen, bestimmte Ver­
sammlungen 'Z!ll überwachen und sie ibei Begehung 
strafbarer Handlungen gegen Verfassung, ·Demo­
kratie und demokratische Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens sofort aufzulösen. Nach diesem 
Erlaß müssen ferner öffentliche Kundgebungen ver­
fassungsfeindlicher Organisationen verhindert und 
die Werbung für sie unterbunden werden. So wur­
den in Bayern zahlreiche Kundgebungen rechts­
radikalerVerbände wie auch kommunistischer Tarn­
organisationen untersagt und unter anderem auch 
das öffentliche Auftreten des Generals a. D. Rem!"r 
verhindert. Der Handel mit nationalsozialistischen 
Andenken auf dem Obersalzberg wurde geschlos­
sen. Die Ruinen· dort wurden keine Wallfahrtsstätte 
der Hakenkreuzler, die Trümmer sind gesprengt, 
der Pflug ist über die öde Stätte gezogen und 
junger Wald beginnt zu sprießen. 

Den Feinden der Demokratie, die. im Verbor­
genen blühen, wird durch das neuerrichtete Lan­
desamt für Verfassungsschutz nachgespürt. Das 
Staatsministerium des Innern hat nunmehr dieses 
Amt mit Hilfe des Landtags so ausgebaut, daß es 
seiner Aufgabe gerecht werden kann. Für die Zu­
verlässigkeit der Leitung ist das Menschenmögliche 
vorgesorgt. Das Amt hat sich bei der Aufdeckung 
verfassungsfeindlicher Organisationen bestens be­
währt. Auf Antrag des Staatsministeriums des 
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Innern wurden vom Bayerischen Ministerrat fol­
gende Vereinigungen verboten und aufgelöst: 
Von rechtsradikaler. Seite: Die Deutsche Arbeiter­
partei, die unpolitische Interessengemeinschaft ehe­
maliger Internierter, die Vereinigung ehemaliger 
Internierter in Moosburg, die Interessengemein­
schaft der Entnazifizierungsgeschädigten, der Deut­
sche Heimatschutz, der Technische Dienst des Bun­
des deutscher Jugend und der Diskussionskreis der 
allgemeinen SS. Jede Betätigung wurde verboten 
einer Reihe kommunistischer Tarnorganisationen 
wi:e dem Demokratischen Kulturibund Deutschlands, 
der Gesellschaft für deutsch-sowjetische Freund­
schaft und zahlreichen anderen. Das auf Antrag des 
Innenministeriums vom Landtag beschlossene Gesetz 
gegen die Verwendung von Kennzeichen verbotener. 
politischer Organisationen hat dem Unfug ein Ende 
gemacht, auf Volksfesten die nationalsozialistischen 
Lieder und Symbole wieder an den Mann zu brin­
gen. Das .vom Bundesverfassungsgericht in Karls­
ruhe ausgesprochene Verbot der SRP wurde in 
Bayern mit aller Gründlichkeit durchgeführt. Zahl­
reichen Anhängern totalitärer Systeme ist der 
Boden in Bayern so heiß geworden, daß sie nach 
dem Bericht einer rheinischen Zeitung gemütlichere 
Gefilde des Bundesgebietes heimsuchen. Allerdings 
hat dieses scharfe Vorgehen dem bayerischen Innen­
minister eine Flut von Beschimpfungen und Ver­
leumdungen eingetragen. Sie können mich nicht 
abhalten, mit Argusaugen über die Sicherheit des 
bayerischen Staates zu wachen, und wenn es not­
wendig ist, von den staatliche;i Machtmitteli:l den 
zweckmäßigsten Gebrauch zu machen. 

(Sehr gut!) 

In allen meinen Maßnahmen gegen die Verfas­
sungsfeinde bin ich von dem Sicherheitsausschuß 

' des Bayerischen Landtags nachdrücklich unterstützt 
worden. Die Mitglieder des Sicherheitsausschusses 
haben die Aufgabe des bayerischen Innenministers 
zu der ihrigen gemacht. In regelmäßigen Zusam­
menkünften werden alle Möglichkeiten erörtert, 
die Sicherheit des bayerischen Staates zu erhöhen. 
Bayern ist durch die Zusammenarbeit ·zwischen Re­
gierung und Landtag auf diesem hochwichtigen 
Gebiet ein Vorbild für die anderen Länder ge­
worden. 

Polizei ist das letzte Mittel. Noch sicherer als die 
Pühzei ist die Über.zeugung !der 1Sta;ats:bürger von 
der Notwendigkeit und Güte der Volksherrschaft. 

(Sehr richtig!) 

Die Demokratie ist das einzige System, bei dem 
die Würde des Menschen gewahrt bleibt. Deshalb 
ist die Erziehung des Volkes zur Demokratie von 
größter Bedeutung. Auf meinen Antrag hat der 
Bayerische Landtag jährlich 100 000 DM für demo­
kratische Erziehung bewilligt. Ein kleiner Betrag, 
ein Anfang, und doch kann mit ihm gute Saat in 
die Furche gelegt werden. 

Hoffen wir, daß viele Bayern durch die Erfah­
rungen mit totalitären Regierungssystemen gute 
Demokraten geworden sind! Jedenfalls hat sich ge-

zeigt, daß Bayern in den letzten Jahren kein guter 
Nährboden für rechts- und linksradikale Diktatoren 
und solche, die es werden wollen, gewesen ist. Ich 
darf dem Hohen Hause versichern, daß zur Zeit in 
Bayern keine besondere Gefahr für die verfas­
sungsmäßige Staatsform besteht. - Weitere poli­
tische Ausführungen sind deshalb· jm Augenblick 
überflüssig, wenden wir uns wieder den einzelnen 
Sachgebieten der inneren Verwaltung zu! 

Auf dem Gebiete des Sprengstoffwesens führten 
die Verhandlungen des Hauptausschusses zur Neu­
ordnung der Sprengstoffgesetzgebung im Bundes­
gebiet, in welchem das bayerische Innenministerium 
die Federführung hat, zum Erlaß einer in den Bun­
desländern einheitlichen Verordnung über den 
Verkehr mit pyrotechnischen Gegenständen. 

Der in den letzten Jahren immer mehr 'Zuneh­
mende Verkehr stellt die Verkehrsbehörden vor 
neue schwere Probleme. Die bisherigen Maßnah­
men der Verkehrserziehung und der Bekämpfung 
der Verkehrsunfälle hatten nur zum Teil Erfolg. 
In Bayern fanden im Jahre 1950 1413 Personen, im 
Jahre 1951 1767 Personen und im Jahre 1952 
1579 Personen den Tod durch Verkehrsunfälle. In 
den Monaten Januar mit April 1953 sind insgesamt 
409 Verkehrstote zu beklagen. Die Gesamtzahl der 
Verkehrsunfälle in Bayern überhaupt stieg von 
rund 45 000 Unfällen im Jahre 1950 auf 66 000 im 
Jahre 1952. In den Monaten Januar mit April 1953, 
also in verhältnismäßig verkehrsarmen Monaten, 
ereigneten sich 19 576 Verkehrsunfälle. Das gewal­
tige Ansteigen der Verkehrsunfälle hat selbstver­
ständlich nicht allein in der Zunahme der Kraft­
fahrzeuge seine Ursache, die sich vom Jahre 1948 
von 211 080 Kraftfahrzeugen auf 828 657 am 1. April 
1953 zugelassenen Kraftfahrzeuge erhöht haben. 
Die Hauptursache liegt wohl in der Tatsache, daß 
das Verhalten der Kraftfahrer im Verkehr ebenso 
wie das .der Radfahrer und Fußgänger den gestei­
gerten Anforderungen nicht mehr entspricht. Ich 
bin davon überzeugt, und zwar entgegen der Auf­
fassung des Bundesverkehrsministers, daß die Auf-· 
hebung der Geschwindigkeitsbeschränkung tat­
sächlich zu einer Vermehrung der Unfälle geführt 
hat. 

(Sehr richtig!) 

Besonders jugendliche Motorradfahrer kennen viel­
fach kein Maß und kein Ziel mehr. 

(Abg. Dr. Stroi:;che: Das stimmt!) 

Eine wesentliche Besserung ist nur zu erwarten 
durch scharfes Vorgehen der Gerichte, wobei die 
Entziehung des Führerscheins wohl das wirksamste 
Mittel darstellt, ·zum anderen durch ständige Ver­
kehrserziehung sämtlicher Verkehrsteilnehmer, ins­
besondere der Jugendlichen. Zur verstärkten Über­
wachung des Straßenverkehrs wird der Aufbau 
eines ständigen Streifendienstes der Landpolizei 
vorbereitet. 

Aus der Tätigkeit der einzelnen Polizeiverbände 
möchte ich Ihnen folgendes !berichten: 

Von den im Jahre 1952 zur Kenntnis der Land­
polizei gelangten 193 575 Verbrechen und Vergehen 
konnten 91,23 Prozent aufgeklärt werden. In den 

4 
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letzten 9 Monaten des Jahres 1952 erteilte die 
Landpolizei über 385 000 gebührenpflichtige Ver­
warnungen. Die Grenzpolizei prüfte im Jahre 1952 

. die Pässe von 20 075 090 Reisenden. 30 747 illegale 
Grenzgänger wurden aufgegriffen und polizeilich 
behandelt. Über 230 000 Grenzpapiere wurden aus­
gestellt. Der Reiseverkehr hat gegenüber 1951 um 
63 Prozent zugenommen. Ungefähr die gleiche 
Steigerung ist gegenüber 1952 ln den vergangenen 
Monaten des Jahres ·1953 zu verzeichnen. 

Die Bereitschaftspolizei ist gegenwärtig in Mün­
chen, Fürstenfeldbruck, Eichstätt-Rebdorf, Rothen­
burg ob der Tauber und Nürnberg-Schmausenbuck 
untergebracht. Der Ausbau der notwendigen Un­
terkünfte wird tatkräftig betrieben. Bis Ende dieses 
Jahres wird in Würzburg die Unterbringung von 
Bereitschaftspolizei möglich sein. 

Beim Landeskriminalamt hat die kriminaltech­
nische und wissenschaftliche Abteilung im Jahre 
1952 2730 Untersuchungen durchgeführt, von denen 
90 Prozent erfolgreich waren. Durch die beim 
Landeskriminalamt bestehende größte Zehnfinger­
abdrucksammlung des· Bundesgebiets konnte 1442 
Personen eine falsche Namensführung nachgewie­
sen werden. Seit 1. Februar 1953 ist die Ermitt­
lungsabteilung in Tätigkeit. Ihr wurden bis Mitte 
Mai bereits 824 Fälle zur Bearbeitung übertragen. 

Auf dem großen, für die soziale Struktur des 
Freistaates Bayern besonders wichtigen Aufgaben­
gebiet der öffentlichen Wohlfahrt und Fürsorge 
sind in den Nachkriegsjahren besondere Probleme 
und Aufgaben erwachsen. Das Innenministerium 
hat es in verstärktem Maß als seine Aufgabe be­
trachtet, im Zusammenwirken mit den Spitzen­
verbänden der gemeindlichen Selbstverwaltung 
und mit den Landesverbänden der freien Wohl­
fahrtspflege die außerordentliche No.t, die nach dem 
Kriegsende auch in Bayern über weite Beyöl_ke­
rungskreise hereingebrochen war, nach Möglichkeit 
zu lindern. 

Durch viele Maßnahmen, die vom Innenministe­
rium durchgeführt wurden oder an denen es maß­
geblich beteiligt war, insbesondere Maßnahmen der 
Arbeitsfürsorge und der Berufsfürsorge, ist die 
Zahl der Personen, die eine laufende Unterstützung 
in der öffentlichen Fürsorge in Anspruch nehmen 
müssen, in den letzten zwei Jahren erheblich (von 
264 525 auf 193 086) gesunl.):en. 

Der individuellen Fürsorge wurde besonderes 
Augenmerk zugewendet. Neben den laufenden 
Unterstützungen hat der Staat mit einmaligen Bei­
hilfen für die Kriegsopfer, die Rentner der Sozial­
versicherung und die Soforthilfeempfänger einge­
griffen. Diese einmaligen Beihilfen lagen mit 13,2 
Millionen DM im letzten Rechnungsvierteljahr 1952 
um 43 vom Hundert höher als 1951. Diese Entwick­
lung setzt si~h weiterhin fort. 

Aus der Fülle der Aufgaben der offenen und ge­
schlossenen Fürsorge soUen folgende Punkte kurz 
hervorgehoben werden: 

Durch die Auflösung der IRO in Westdeutsch­
land mußten nahezu 15 000 bisher von der IRO 

betreute Ausländer zusätzlich in öffentliche Für­
sorge genommen werden. Besonders schwierig ge­
staltete sich die Übernahme des Valka-Lagers bei 
Nürnberg, des Lagers Föhrenwald im Landkreis 
Wolfratshausen und des großen Tbc-Sanatoriums 
in Gauting bei München. Die Schwierigkeiten auf 
diesem Gebiete können auch in fürsorgemäßiger 
Hinsicht noch nicht als behoben angesehen werden. 
Die besonderen Verhältnisse, die im Lager Föhren­
vvald durch den Zustrom illegaler Einwanderer aus 
dem Staate Israel entstanden sind, wurden von 
Ihnen, meine Damen und Herren, bereits bei ande­
rem Anlaß zur Kenntnis genommen. 

Die Leistungen der öffentlichen Fürsorge in 
Bayern betragen jährlich etwa 184 Millionen DM; 
davon entfallen auf die sogenannte Kriegsfolgen­
hilfe, von der der Bund 85 Prozent trägt, rund 
100 .Millionen DM, auf die allgemeine Fürso.rge 
rund 84 Millionen DM. Die Stadtkreise s;ind an dem 
Aufwand mit rund 60 Millionen DM, die Land­
kreise mit rund 84 Millionen DM und die Landes­
fürsorgeverbände mit rund 40 Millionen DM be­
teiligt. 

Einen bedeutsamen Schritt in der sozialen Ge­
setzgebung des Landes hat der Bayerische Landtag 
dadurch getan, daß er in der Sitzung vom 18. De­
zember 1952 das neue Bayerische Fürsorgegeset-."!: 
einstimmig verabschiedete. Damit vyurde die Be­
teiligung der gewählten Vertreter der öffentlich­
rechtlichen Körperschaften (Stadträte und Kreis-· 
tage) sowie der Vertreter der Hilfsbedürftigen und 
der freien Wohlfahrtspflege in den Organen des 
Fürsorgeverbandes gesichert. Besonders bemer­
kenswert ist die in dem Gesetz erstmalig geregelte 
Zusammenarbeit zwischen den Organen der öffent­
lichen Fürsorge und der freien Wohlfahrtspflege 
in einer Landesarbeitsgemeinschaft auf Landes­
ebene und in Arbeitsgemeinschaften auf Kreis­
ebene. 

Mit dem Inkrafttreten des Bundesversorgungs­
gesetzes und seiner Durchführungsbestimmungen 
lebte die gehobene Fürsorge für Kriegsbeschädigte 
und Kriegshinterbliebene wieder auf. Die amtlichen 
Fürsorgestellen bei den Bezirksfürsorgeverbänden 
nach der Verordnung vom 8. Februar 1919 mußten 
deshalb wieder erriChtet werden. Auch wurde der 
Beirat bei der Bayerischen Hauptfürsorgestelle und 
deri Zweigstellen der Bayerischen Hauptfürsorge­
stelle gebildet. , 

Die Aufgaben der Kriegsbeschädigten- und 
Kriegshinterbliebenenfürsorge haben sich nach 
zwei Weltkriegen ganz erheblich vergrößert. Nach 
dem Stand vom 31. Januar 1953 sind in Bayern 
rund 330 000 Kriegsbeschädigte, mit Kriegerwitwen 
und Kriegerwaisen rund 950 000 Personen, zu be­
treuen. Berufsumschulungen werden noch laufend 
vorgenommen. Kriegerwaisen und unterhaltsbe­
rechtigte Abkömmlinge von Kriegsbeschädigten er­
halten Erziehungsbeihilfen. Außerdem wurde eine 
Erholungsfürsorge eingerichtet. 

Im Rahmen der Berufsfürsorge für Kriegs­
beschädigte soll in Zukunft hauptsächlich der Woh­
nungsfürsorge ein besonderes Augenmerk geschenkt 
werden. An arbeitsnahen Orten sollen Wohnungen 
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von der Bayerischen Kriegsopferstiftung erbaut 
werden, die zu diesem Zweck Mittel aus Ablösungs­
geldern erhält. 

Trotz der vielfältigen Bemühungen des Bundes, 
der Länder, der freien Verbände und anderer Trä­
ger auf dem Gebiete der Jugendhilfe ist die Not 
unserer Jugend noch in vieler Hinsicht bedrückend. 
W"ichtig ist in diesem Zusammenhang der Jugend­
wohnheimbau, durch den der Beruffsnot der Ju­
gend gesteuert werden soll. Zu den 170 seit 1948 
in Bayern neugeschaffenen Jugendwohnheimen mit 
rund 15 200 Wohnplätzen konnte im Haushaltsjahr 
1952 im Rahmen des 3. Bundesjugendplanes der 
Bau weiterer 47 Jugendwohnheime durch Gewäh­
rung von Zuschüs::;en und Darlehen in Höhe von 
2 344 000 DM aus Mitteln des Bayerischen Staats­
ministeriums des Im.~ern gefördert werden. Dazu 
kommen Maß~ahnien auf dem Gebiete der Jugend­
gefährdetenhilfe. Im vergangenen Rechnungsjahr 
wurden 250 000 DM zm Schaffung und zum Aus­
bau von Aufnahme- und Zufluchtsheimen für ge­
fährdete Mädchen, insbesondere in der Nähe von 
'I'ruppenübungsplätzen, aufgewendet. Im 2. Baye­
rischen Jugendnotprogramm wurden 750 000 DM 
im Außerordentlichen Haushalt 1952 ausgegeben, 
von denen 500 000 :ÖM als Bauzuschüsse an 5 Stu­
denten- und 12 Jugendwohnheimträger und 250 000 
DM zur Errichtung und zum Ausbau von 5 Über­
gangs- und Zufluchtsheimen für gefährdete Ju­
gendliche verteilt wurden. 

Das Innenministerium wird wie bisher zur Lin­
derung der Not alle verfügbaren Kräfte und Mittel 
einsetzen. Es bittet auch weiterhin um die ver­
ständnisvolle Mitarbeit der Verbände und Organi­
sationeµ der kommunalen Selbstverwaltung und 
der freien Woihlfahrtspfieige. Die Veribände der 
freien Wohlfahrtspflege haben auch im vergange­
nen Jahr die Arbeit der öffentlichen Fürso.rge in 
anerkennenswerter Weise unterstützt. Das Innen­
ministerium verbindet mit dem Dank für diese 
Unterstützung die Bitte an die freien Wohlfahrts­
verbände, in gleicher Weise wie bisher auch in Zu-

. kunft an der Linderung der allgemeinen Not mit­
zuwirken. Wir werden die segensreiche Tätigkeit 
dieser Verbände auch fernerhin fördern und unter­
stützen.-· 

Die· Gesundheitsverwaltung umfaßt neben dem 
eigentlichen öffentlichen Gesundheitswesen auch 
die Gebiete des Veterinärwesens, des Arzneiwesens 
und der Lebensmittelüberwachung. 

Die vordringlichste Aufgabe des öffentlichen Ge­
sundheitswesens ist die Verhütung und Bekämp­
fung übertragbarer Krankheiten. Der Gesundheits­
zustand der bayerischen Bevölkerung ist im ganzen 
befriedigend. Große Seuchenzüge sind nicht auf­
getreten. Das ist den wirk;samen Bekämpfungsmaß­
nahmen und der Besserung der hygienischen Ver­
hältnisse zu verdanken. Einzeln aufflackernde 
Seuchenherde, wie neuerdings in Würzburg, mah­
nen aber zu besonderer Wachsamkeit auf diesem 
Gebiet. 

Die Tuberkulose hat sich nicht weiter ausge­
dehnt. Eine möglichst frühzeitige und lückenlose 

IDrfassung aller K11ankiheits- rund V·erdJachtsfälle ist 
erforderlich. Diesem Zweck dient auch das vom 
Bayerischen Landtag beschlossen~ Gesetz ü:ber 
Röntgenre:i:henruntersuchung•en. '·' 

Neben der Seuchenbekämpfung ihat die Ges1Und­
h:eits'Verwaltung ih-r besonder.es Augenmerk dem 
Ausibau und der Durchführ.ung 'ider Gesundheitsfür­
sorge zuzuwenden, die haruptsächlich in der hygie­
nischen Volksbelehrung ihren Ausdruck firudet. 

Die vorbeugende Gesruruclheitsfürsorge •befaßt sich 
in der Harupts1ache mit der Füro;.or:ge für Mutter und 
Kind. Hierher gehört ferner die :Schulzahnpflege. 
Neu eingericht·et wird in diesem Ja'hte bei den Ge­
sundheitsämtern die Frürsor:g·e für Geisteskrianke, 
Psychopafill.en, Sieche rund Süchtige. · 

Seit dem Jahre 1951 stehen für nichj;staatliche 
Krankenanstalten auf meinen Antrag Staiatsmittel 
zur Deckung des dringendsten Nachholbedarfs z.ur 
Verfügung, im Jiahr-e 1952 sind ·es 1 Milliori DM. 
Mit diesen Mitteln !konnten /bisher 144 Kranken­
anstalten Zuschüsse im durchsChnittlichen :Betrage 
von 10-12 000 DM er!hialten. Für das !Haushalts­
jahr 1953 ist der gleiche Betrag wie für 1952 vor-. 
gesehen. Wenn auch mit den viel zu geringen Mit­
teln nur ·ein g·eringer Teil des tatsächlichen Nach­
holbedarfs gedeckt we11den •kann, so iha:ben sich 
die~e Zuschüsse doch seihr segensreich ausgewirkt: 
Die Staatshilfe wird von den Krankernanstalten 
danl,{lbar anermannt. 

Der Überwachung des Verkehrs mit Lebensmit­
teln und iBedarfsge:genstä'nden wird ·zur Erhaltung 
der Volksgesundheit urud zum 1Schutze der Be'VÖl­
kerung vor Übervorteilungen nach wie ·vo·r beson­
deres Augenmerk zu:gewendet. Die Tättgkeit der 
örtlichen Ülberwachrungsorgiane wird durch die 
öffentlichen Untersuchungsianstalten wirksam er­
gänzt. Es ist" gelungen, für die vöfüg zerstörte 
Untersuchungsanstalt Würzburg im Sommer 1951 
ein modernes LaboratorirumsgebäJud~ ·zu errichten; 
auch mit dem dringenid notwendtgen Neubau der 
Chemischen Untersuchungsanstalt München wurde 
begonnen. 1952 konnte der Erweite·rungsbau der 
Staatlichen Bakteriologischen Untersuchvnigsanstalt 
München fertiggestellt und ·bezogen werden. 

Das Apothekenwesen ist durch 1das Bayeri~che 
Apotlhekengeset.z vom 1'6. Jruni 1952 neu geregelt 
worden. Das Gesetz hat zur Sicherung der Volks­
gesundlheit die uneingeschränkte Gewer1befreiiheÜ 
im Apot'hekenwesen wieder eh:ugedäm:r:p.t. Drurch 
das Bundesapothekeru3topgesetz ist jedoch der Voll­
zug des Bayerischen Apothekenigeset:oe~; zur Zeit 
gehemmt. 

Im Veterinärwesen stand im Rechnrungsj1ahr 1952 
die Bekämpfung der Maul- und Klaruenseuche wei­
terhin im Vordergrund. Im .Sommer 1952 war die 
Zahl der verseuchten Gemeinden ·erheiblich zurück.,. 
gegangen, in den Wintermonaten jedoch stieg sie 
besonders drurch die Einfuhr von Ferkeln und Läu­
ferschweinen 1aus Norddeutschlanid wieder an. In­
folge der guten Versorgung mit Ma•ul- und Klauen­
seuche-Vakzine konnte die weit:ere Ausbreitung 
der Seuche verhindert werden. 

Um in Zukunft gegen plötzliche starke Seuchen­
einbrüche gewappnet zu ·sein, wuDde im Rechnungs-
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jahr 1952 mit rdem BCl!u einer Roihlymphegewin­
nungsstätte z;ur Herstellung von Maul- und Kliauen­
seuche-Vakzine ·auf dem Gelände des städtischen 
Schlacht!hofes Augsburg mit einem voraussichtlichen 
Kosternau:ßwand von. r:urnd 3,5 Millionen DM be­
gonnen. An der Aufbringung rder Baukosten be­
teiligt sich der bay1erisch·e 1Staat mit 900 000 DM, 
während die übrigen Kosten durch rdie StCl!dt Augs­
burg, die Beihringwe_rke in iMa11brurg und durch den 
Burnd 1auf.gehracht werden. Mit rder In1betrie1bnahme 
der Anlage kann im lHe~bst 1953 gerechnet werden. 

iDie freiwillige lßekämpfung der Rindertuberk.u­
lose hat im letzten Jahr·e gute Fortschritte ge­
macht. Am 1. April 1953 waren rund 60 000 Rinder­
bestände mit 'etwa 600 000 Tier·en dem freiwilligen 
Tuberku1oseibekämpfungsiverfahren angeschlossen, 
wobei ·I"Und 20 000 Bestände ·mit 190 000 Tieren 
staatlich a1s tbc-fr.ei aner.kiannt waren. iDas Ver­
fa!hren witrnde rdurch die Bereitstellung von ERP­
Mitteln beschleunigt, die insbesonder·e als Ausmer­
zungsbei'hilfen für Tiere mit tuiberkulinpositiver 
Reaktion zur :Schaffung t111berk1ulosefreier :Bestände 
verweml!et wurden. Von den Bayern d·m vergange­
nen iffaus'hal tsj aihr zur Verfügl\lng gestellten ERP­
Mitteln sind rund 2,5 Millionen DiM venausgabt. 
Der Rest von etwa 400 000 DlM steht noch für das 
Rechnungsjaihr 195·3 •ZJur V:erfügiung; weitere Mittel 
des Hundes und rdes Landes zur Fortführung der 
eingeleiteten Maßnahmen sind vorgesehen. 

Das Potsdamer Abkommen von 1945 hat dem 
Bayerischen Staat besonders hohe Opfer auferlegt. 
Es handelt sich um die Aufnahme und Eingliede­
rung der Heimatvertriebenen .. .Albgeseihen vom La­
stenausgleich bestehen heute noch folgende wich­
tige A!Uf:g.aben: Die Versorgung derje:rügen Heimat­
vertriebenen, die noch kehre oder keine ausrei­
chende lExistenzgrundlage gefunden ihaben, insbe­
sondere die Eingliedemmg der heimatvertriebenen 
Bauern, die weiter'e Auflösung von Flrüchtlings­
lagern, rdie innerdel\ltsche und rdie :inneribayerische 
Umsiedlung, die Au:flgahen, die durch das ver­
mehrte Hereinströmen von Sowjetzonenflüchtlingen 
entstanden sind, die Proibleme der !heimatlosen 
Ausländer und der Auswanderung run!d als neue 
Auf:g.a1be dieses Jahres der Vollzug des Bundesver­
trieibenengesetzeS·. 

D:ie Piersonalaiusga:ben der Flrüchtlingsv·erwaltung 
konnten gesenkt werden. 'Der Personalstand der 
st1aatlichen Flüchtl.ingsämter lbei den Lal'l!dratsäm­
tern wurde von 1110 Beschäftigten des Vorjahres 
auf 875 v·ermi:rrdert, wolbei rund 150 Dienstkräfte 
in die Lastenausgleichsämter rüibernommen wul'den. 

Anider·erse:its ist eine voruberigehende Ausg;a:ben­
er'hölhung auf dem Gebiete der Flüchtlingsverwal­
tung durch das nunmehr in Kr.aft getr·et_ene Bun­
·de.sivert:ri·ebenengesetz 21u erwarten. Zur Durchfüh­
rung dieses Gesetzes ist unter anderem die Über­
prüf.ung ·aller 1bisherigen F1üchtlingsausweise und 
die Neuiausstellung von A!usweisen für schätzungs­
weise 1,6 Millionen Vertrie1bene und 1Sowjetzonen­
flüch tlinge 1erforder lieh, 

Für die Flüchtlings-, Grenz-, Durchgangs- und 
Ausländerlager betl'ugen die .kusg,aben im Rech­
nungsd aihr 1952 12 112 Mi 11 i o n e n DM, wovon 
4 1/2 Mi 11 i o n e n DM ,a1uf die Lager für heimat­
lose Ausländer entfallen.· Demnach bleibt für die­
sen Zeitraum ein Aufwand von 8 M [ 11 i ö n ·e n D M 
für die Flüchtlings-, Grenz- und Durchgangslager 
gegenülber 5 0 iM i 11 i o n e n [) iM für den gleichen 
Zweck jm Rechnungsj1ahr 1949. 

Die Lagerauflösung hat im a'b:gelaufenen Rech­
nungsja:hr gute Fortschritte gemacht. Am 1. Juli 
1952 ga1b 1es in Bayern noch 273 Regierungslager 
für Flüchtlinge und heimatlose Ausländer ein­
schHeßlich des Lagers Valkia/Nfunberg mit insge­
samt 79 140 Insassen (davon 10 777 in Gemein­
schaftsverpfle:gung). Am 1. April 1953 waren es 
noch 213 Regierungs1ager mit insgesamt 55 918 In­
sassen '(davon 3921 Gemeinschaftsrverpfi.e.gte).· 

Demnach ist im Zeitr;aum de.s !Rechnungsjahres 
1952 die Zalhl der Lager um 60, die der Insassen 
um 23 222, die der Gemeinschaftsiverpflegten um 
6856 zurückge,g,angen. 

Nicht 'berrücksichtigt sind bei der Gegenüberstel­
lung die be~den Auswanderer1ager München-Funk­
kase:rne und München-Karlsfe1d, die niach wie vor 
bestehen und deren Be1egung naturgemäß dauernd 
wechselt. 

Die ~agerauflösung konnte vor allem durch 
Woihnungsibau und dieser wiederum durch die 
staiatlichen Bauikostenzuschüsse, die im Rechnungs­
jaihr 1952 für diesen Zweck 6 Millionen DM be­
trug.en, ermöglicht we'l'den. Bayern 'hat die 16 Mil­
lionen 'DM runächst vorschußwe:ise .getrag•en. Ver­
handlungen wegen des Bundesanteiles sind zur Zeit 
noch im Gange. Fiür das. Rechnungsjahr 1953 ist der 
Bau von etwa 2400 Wohnungen im Raihmen des 
Lagerauflösungsprogramms 1gep1ant. Die Finanzie­
rung eTfolgt nunmehr an ,Stelle der verlorenen 
Baukostenz;uschrüsse mit Au:llbaud:arlehenzum Woh­
nungsbau und wie 1bis1her mit Staats1baudar1ehen, 
die 1aus den rübergebietlichen iMitteln der Obersten 
Bauheihörde fließen. Die erststellige Finanz<l.erung 
01bliegt den Bauträgern. 

Eine neue Lage im Flüchtlingswesen ergab sich 
durch das iHer·einströmen der Sowjetzonenflücht­
linge. 

Zu den in Bayern im Zuge der Kriiegs- und 
Nachkriegsereignisse und .späterhin ansässig ge­
wordenen rund 200 000 Personen .aus der sowjeti­
schen Be:satzungszorne sind in der ,zeit vom 1. Ja­
nU!ar 1952 'bis 20. Juni 1953, ä.nslbesonder·e ials Folge 
des im .Spätsommer 1952 gebildeten Sperrzonen­
grürte1s und aib iEnde 1952 durch di·e bekannte Ent­
wicklung der Fluchtbewegung über Berlin, in Bay­
ern noch 10 318 Sowjetzonenflüchtlinge :ßür stänrdig 
aufgenommen worden. Von ihnen waren am 20. Juni 
1953 2185 in Lagern unterge1bracht. Diese Zahl wird 
sich entspr·echenid der Zahl der in Berlin einströ­
menden Flüchtlinge, von denen ·Bayern 3,7 Prozent 
aufzunehmen ihiat, laufend erhöhen. 2Jur Aufnahme 
sind die Kasernen Dillingen, Kempten sowie das 
Standortlazarett Amberg, das GrenzJ,ager Furth 
i. W. un!d das Regierungslager Hammelburg vorge-
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seihen. Bayern dst dabei mit einer Interessenquote 
von 15 Prozent ;an 1allen an:fiallenden· Kosten be­
teiligt. 

Anders verihält es sich mit den auf Ersuchen der 
Länder Nordrhein-Westfalen und Barden-Wiürttem­
berg nur vorüiberg,elhenid in Bayern untergebrach­
ten Sowd·etzonenflüchtlin:g:en, die :Lhren ersten Woihn­
sHz in ,einem deir genannten Länder zu nehmen 
haben. Die hierdurch entstehenden Verwaltungs­
kosten in (Höhe der Län:c:lerinteresse;nquote ;von 
15 Prozent ürberneihmen in vollem Umfange diese 
beiden Länder. 

Nordr1hein-West:La1en hiat einen großen Teil der 
zunächst in iBayeirni aufgenommenen Sowj·etzonen­
fiüchtlinge •bereits 1a1bgeTUf·en. 

R'Und 40 000 Heimatvertrii'ebene aus Bayern wur­
den im Ja'hr·e 1952 in •andere Länder des Bundes­
gelbiete:s umgesiedelt. Di•e Gesamtzalhl der im Rah­
men des innerdeutschen Flüchtlingsausgleichs bis­
her aus Bayern umgesiedelten Heimatvertriebenen 
beträgt 127 000. 

Im vergangenen Haushaltsjahr sind ferner 2000 
Personen über das .Auswandererlager Münche,n­
Funkkaserne ausgewandert. 

Das Problem der heimatlosen Ausländer stellt 
uns weiterhin vor schwierige Aufgaben. Zwar 
konnten im Laufe des Haushaltsjahres 15 Lager 
aufgelöst werden. Die Lagerbelegung verringerte 
sich dadurch um 9313 Personen, von denen 7108 
Personen in Wohnungen untergebracht wurden. 
Weitere 362 Lagerinsassen hat das Land Hessen im 
Vorgriff auf einen innerdeutschen Ausländeraus­
gleich übernommen, während 1843 Personen ausge­
wandert oder aus der Lagerbetreuung aus sonsti­
gen Gründen ausgeschieden sind. Trotzdem bleibt 
die Frage der Eingliederung der heimatlosen Aus­
länder in das Wirtschaftsleben noch weitgehend 
ungelöst. 

Die Wohnraumlage hat sich im Landesdurch­
schnitt weiterhin leicht gebessert. Die Zahl der auf 
einen Wohnraum treffenden Personen, die soge­
nannte Wohnraumdichte, beträgt heute 1,14 gegen­
über 1,21 am 13. September 1950. In diesen Durch­
schnittszahlen gehen aber die vielen Not- und 
Elendsfälle unter. Anschaulicher wird die Lage 
durch die Tatsache gekennzeichnet, daß Bayern 
einen gegenwärtigen Fehlbedarf von mindestens 
noch 700 000 Wohnungen hat. Nach wie vor müssen 
also die abgeschlossenen oder doch baulich selb­
ständigen Wohnungen unterteilt werden und .freier 
Wohnraum ist nach einer von den Wohnungs­
behörden gelenkten Reihenfolge zu vergeben. Die 
Grundlage dafür bildet ab 1. Juli 1953 das Wohn­
raumbewirtschaftungsgesetz des Bundes. Dieses 
Gesetz hat es sich zum Ziel gesetzt, die Eingriffe 
der Wohnungsbehörden zugunsten des Eigentums 
im weitesten Sinn und der Vertragsfreiheit zurück­
zudrängen. Nach Abschluß der langwierigen Ver­
handlungen über die Organisation und Einrichtung 
der Wohnungsbehörden wird. dem Hohen Haus die 
Regierungsvorlage eines bayerischen Gesetzes zur 
Ausführung und Ergänzung des Wohnraumbewirt­
schaftungsgesetzes zugehen. 

Neue Ausgaben sind der inneren Verwaltung mit 
der Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes er­
wachsen. Wenn auch das Landesamt für Soforthilfe 
mit seinen nachgeordneten Dienststellen schon be­
deutende Vorarbeiten geleistet hat, so erfordert das 
endgültige Lastenausgleichsgesetz zum Vollzug doch 
einen erheblich größeren Personal- und Sachauf­
wand. Die Schadensfeststellung ist als neue sehr 
umfangreiche Aufgabe hinzugetreten. 

Die Staatsregierung hat unter Würdigung der 
schwierigen finanziellen Lage zahlreicher Land­
kreise und Städte, insbesondere in den Notstands­
gebieten, in der Verordnung über den Vollzug des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 27. September 1952 
den Aufbau der bayerischen Lastenausgleichsver­
waltung geregelt. Neben der Errichtung des Lan­
desausgleichsamts als Abteilung VI im Innenmini­
sterium werden die bisherigen Außenstellen des· 
Landesamtes für Soforthilfe als Außenstellen des 
Landesausgleichsamtes und Beschwerdestellen bei 
den Regierungen weitergeführt. Für jeden Land­
kreis wurde beim Landratsamt ein staatliches Aus­
gleichsamt errichtet; die früheren Ämter für So­
forthilfe werden in die Ausgleichsämter überge­
führt. Die Dienstkräfte der Ausgleichsämter wer­
den im Benehmen mit den Landräten bestellt. In 
den kreisfreien Städten werden die bei den Stadt­
räten bestehenden Ämter für· Soforthilfe in Aus­
gleichsämter umgewandelt, die ihre Aufgaben 
weiterhin als Angelegenheit des übertragenen Wir­
kungskreises erfüllen. 

Eine besonders schwierige Frage war die Ab­
schätzung der benötigten zusätzlichen Kräfte und 
der notwendigen Mittel für sächliche Ausgaben in 
der neuen Ausgleichsverwaltung; endgültige, ver­
läßliche und vergleichbare Unterlagen über den 
Arbeitsanfall und -umfang bei den einzelnen Äm- · 
tern werden erst nach Ablauf der Frist zur Ein­
bringung von Feststellungsanträgen möglich sein. 
Die zunächst für erforderlich gehaltenen 1510 Stel­
len sind in der Hauptsache besetzt. 

Die Leistungen, die im Haushaltsjahr 1952 in 
Bayern aus dem Soforthilfefonds und aus dem 
Lastenausgleichsfonds an Geschädigte gewährt wur­
den, beziffern sich auf insgesamt 354 724 000 DM. 
Im einzelnen entfielen auf 

Millionen 
DM 

Unterhaltshilfe, einschl. Nebenleistungen, wie 
Teuerungszuschläge nach dem Soforthilfe-
Anpassungsgesetz, Krankenversorgung, 
Sterbegeld usw. 214,0 

Ausbildungshilfe . 11,0 
Hausratshilfe . .54,0 
Gemeinschaftshilfe (Heimförderung) 

a) Beihilfen 0,4 
b) Darlehen 4,0 

Aufbaudarlehen für gewerbliche Wirtschaft 22,7 
Aufbaudarlehen für die Landwirtschaft 3,4 
Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau 17,0 
Arbeitsplatzdarlehen 26,9 

Für das Rechnungsjahr 1953 ist mit wesentlich 
erhöhten Leistungen aus dem Ausgleichsfonds zu 
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rechnen. Der Haushaltsplan des Bundesausgleichs­
amtes sieht für 1953 Leistungen in Höhe von 
3085 Millionen DM vor. Der bayerische Anteil hier­
an beläuft sich auf ungefähr 17 bis 20 Prozent; das 
Landesausgleichsamt fordert zur Zeit monatlich 
rund 40 Millionen DM beim Bundesausgleichsamt 
an. Für das Jahr 1953 sind daher die Leistungen 
aus dem Ausgleichsfonds in Bayern auf 480 bis 
500 Millionen DM zu veranschlagen. Diesen Lei­
stungen des Ausgleichsfonds stehen für die innere 
Verwaltung in Bayern rund 22 Millionen DM Ver­
waltungskosten geg~nüber, von denen der Bund die 
Hälfte ersetzen sollte, aber vorerst nur 8 Millio­
nen DM ersetzen will. 

(Hört, hört! - Abg. Dr. Lacherbauer: Wird 
immer teurer!) 

Die Aufgaben der Staatsbauverwaltung sind nach 
wie vor bedeutend und umfangreich. An gesetz­
geberischen Arbeiten sind hauptsächlich der Ent­
wurf eines Gesetzes über verunstaltende Außen­
reklame und eines Gesetzes über den Schutz der 
Berufsbezeichnung „Architekt" zu erwähnen. An 
den Arbeiten zur Schaffung eines einheitlichen 
Baugesetzes in allen Bundesländern ist Bayern 
durch die Mitarbeit einer Anzahl von Fachleuten 
beteiligt. Über die Zuständigkeit des Bundes für 
die neue Baugesetzgebung soll der Verfassungs­
gerichtshof in Karlsruhe ein Gutachten abgeben. 
Unter wesentlicher Beteiligung Bayerns kam fer­
ner der Entwurf der Bundesregierung zu einem 
Bundesfernstraßengesetz zustande, das die recht­
lichen Verhältnisse an den Autobahnen und Bun­
desstraßen regeln soll. Dieser Entwurf wird auch 
für das in Aussicht genommene bayerische Land­
straßengesetz von Bedeutung sein. 

Mit der Zunahme des Kraftfahrzeugverkehrs und 
der Verkehrsunfälle haben sich auch die Haftungs­
verpflichtungen der Straßenbaulastträger erhöht, 
da bei einer großen Anzahl dieser Unfälle schlech­
ter Straßenzustand als Unfallursache behauptet 
wird. Die Zahl der von der bayerischen Bauverwal­
tung im Jahre 1952 behandelten Haftungsfälle be­
trug 333. Darin kommt das finanzielle Risiko des 
bayerischen Staates und des Bundes als Folge der 
ungenügenden Unterhaltung ihrer Straßen zum 
Ausdruck. 

Zur ordnungsgemäßen Bauunterhaltung der 898 
staatseigenen und der 538 angemieteten Gebäude 
der inneren Verwaltung war es notwendig, die da­
für . erforderlichen Ausgabemittel im Rechnungs­
jahr 1953 zu erhöhen. 

Eine Reihe von Wettbewerben wurde im letzten 
Jahr zur Gewinnung geeigneter Pläne für staat­
liche Neubauvorhaben durchgeführt. Sie zeitigten 
gute Ergebnisse. Der an Stelle der früheren Monu­
mentalbaukommission gebildete Landesbaukunst­
ausschuß hat für die Lösung städtebaulicher und 
künstlerischer Fragen.der Staatsbauverwaltung be­
sondere Dienste geleistet. 

Im Siedlungs- und Wohnungsbau wurde im ver­
flossenen Jahr mit der Fertigstellung von rund 
73 900 Wohnungseinheiten ein neuer beachtlicher 

Höchststand erreicht. Neben der unmittelbaren För­
derung durch staatliche Baudarlehen beginnen sich 
demnach die übrigen Förderungsmaßnahmen, wie 
Steuervergünstigungen, Bausparprämien, Lockerung 
der Wohnraumbewirtschaftung usw. auszuwirken. 
Leider ist jedoch die Zahl der im sozialen Woh­
nungsbau errichteten Wohnungseinheiten von rund 
40 000 auf 35 000 Wohnungseinheiten abgesunken, 
obschon 1952 nicht wesentlich weniger1 zweit- und 
drittrangige Mittel zur Verfügung standen als im 
Rekordjahr 1951 (207 gegen 228 Millionen DM). 

Mit dem Inkrafttreten des Lastenausgleichs­
gesetzes haben sich die Bundesmittel für den sozia­
len Wohnungsbau wesentlich vermindert, Noch 1951 
und 1952 konnte Bayern aus der allgemeinen So­
forthilfe und den sogenannten Umstellungsgrund­
schulden jeweils rund 167 beziehungsweise 110 Mil­
lionen DM einsetzen. In diesem Jahr sind im zweit­
stelligen Raum, der den Umfang des Wohnungs­
baues entscheidend beeinflußt, nur 43,4 Millionen 
DM Lastenausgleichsmittel als Wohnraumhilfe ver­
fügbar. Eine Möglichkeit, diesen Ausfall in vollem 
Umfange durch erhöhte Bundes- und Landesmittel 
auszugleichen, besteht leider nicht. Auch die für 
die geschädigten Gruppen nach dem Lastenaus­
gleich erstmalig einsetzbaren Aufbau- und Arbeits­
platzdarlehen werden nicht verhindern können, daß 
der soziale Wohnungsbau 1953 neuerdings absinken 
wird. 

Im Außerordentlichen Haushalt sind für den 
sozialen Wohnungsbau veranschlagt: 

Millionen 
DM 

aus Mitteln des Bundes . 86,11 
aus Lastenausgleichs- und Soforthilfe-

mitteln . 43,4 
aus Landesmitteln (um rund 18 Millio-

nen DM mehr gegenüber 1952) 50,0 

zusammen also 179,51 

Erfreulich ist die Tatsache, daß die Wohnungs­
baurriittel in diesem Jahr rechtzeitig zur Verfügung 
standen. Damit wurde ein alter und zweifellos be­
rechtigter Wunsch der Bauwirtschaft erfüllt. 

Die Zahl der Sonderbauprogramme hat sich auch 
in diesem Jahr wieder vermehrt, und zwar um das 
Programm zur Unterbringung der Sowjetzonen­
flüchtlinge. Bayern hat sich hierbei mit allem Nach­
druck und Erfolg dafür eingesetzt, daß im Rahmen 
dieses Programmes weder Behelfswohnungen noch 
überbelegte Wohnungen entstehen; zunächst sind 
1100 Wohnungseinheiteri im Bau beziehungsweise 
in der Planung begriffen,' für die das Finanzmini­
sterium über die übliche Interessenquote hinaus 
zusätzliche Wohnungsbaumittel zur Verfügung 
stellte. 

Trotz der auch im Rahmen des Gesamthaushalts 
sehr beachtlichen Summe von 179,51 Millionen DM 
für den sozialen Wohnungsbau bleibt die Tatsache 
bestehen, daß auch in diesem Jahr ein Mehrfaches 
der vorhandenen nachrangigen Förderungsbeträge 
im sozialen Wohnungsbau nötig wäre, wenn nur 
jene Wohnungsbauvorhaben durchgeführt werden 
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sollten, die bis auf die Staatsbaudarleheri einwand­
frei durch erste Hypotheken und Eigenkapital 
finanziert sind. Die Leistungskraft des Bundes und 
des Landes wird aber zur Zeit auf diesem Gebiet 
kaum noch weiter gesteigert werden können. 

Im staatlichen Straßen- und Brückenbau sind für 
Bayern zwei Tatsachen bedeutsam, die Verkehrs­
ferne Bayerns von den Haupterzeugungs- und 
-absatzgebieten und der außerordentlich rege Frem­
denverkehr. Gute und leistungsfähige Straßen sind 
daher für Bayern von lebenswichtiger, wirtschaft- · 
licher Bedeutung. Die Straßen in der· Baulast des 
bayerischen Staates, also rund 10 000 km Land­
straßen I. Ordnung, sind aber der unaufhaltsam zu­
nehmenden Verkehrsbeanspruchung durch Zahl und 
Gewicht der Kraftfahrzeuge nicht mehr gewachsen. 
Die schweren Fahrzeuge treten in dieser Bestands­
mehrung besonders hervor. In Anpassung an die 
mit 17 Staaten getroffep.en Verei~barungen über 
den internationalen Straßenverkehr wurden die 
nun zulässigen Höchstgewichte der Straßenfahr­
zeuge mit Luftreifen erhöht, bei Zweiachsern von 
13 auf 16 Tonnen Gesamtlast, bei Dreiachsen:i von 
18,5 auf 24 Tonnen, bei Lastzügen sogar auf 
40 Tonnen. Solch hohen Belastungen können nur 
mehr die in den letzten Jahren neugebauten 
Brücken ohne Gefahr ausgesetzt werden. Bei der 
Nachprüfung der Tragfähigkeit der älteren Brücken 
zum Ausschluß der Haftung_ des Straßenbaulast­
trägers und in Wahrung der Verkehrssicherheits­
pflicht der Straßenverkehrspolizeibehörde hat sich 
die Notwendigkeit ergeben, eine erhebliche. Anzahl 
von Brücken von der Benutzung durch schwere 
Fahrzeuge auszuschließen. Eine unmittelbare Folge 
der übermäßigen Beanspruchung der Straßen 
durch schwere und schwerste Kraftfahrzeuge zeigt 
sich offenkundig auch in den von Jahr zu Jahr ver­
mehrt auftretenden Frostschäden, deren Behebung 
im Jahre 1953 allein an den Landstraßen I. Ord­
nung 21 Millionen DM erfordert. 

Der im Haushaltsplan für 1953 vorgesehene Ge­
samtbetrag für Straßen- und Brückenbau - im 
ordentlichen Teil mit 61 500 000 DM, im außer­
ordentlichen Teil mit 5 000 000 DM veranschlagt -, 
zusammen also 66 500 000 DM, ist zwar gegenüber 
der Istbefugnis 1952 in Höhe von 50,5 Millionen DM 
um 16 .Millionen DM höher angesetzt, steht aber in 
keinem Verhältnis zu dem tatsächlichen Mehr­
bedarf. Allein der Nachholbedarf für die im Vor­
jahr unterbliebenen Bauarbeiten, die mit Beginn 
des neuen Rechnungsjahres in Kraft getretene Er­
höhung der Arbeiterlöhne und die Behebung 
wenigstens der schlimmsten Frostschäden 1953 
zehren den Mehrbetrag völlig auf. Im Hinblick 
auf die von der Obersten Baubehörde aufgestellten 
Dringlichkeitslisten für die Anpassung der Land­
straßen I. Ordnung an die neuzeitlichen Verkehrs­
bedürfnisse verbleibt demnach gerade noch ein Be­
trag, der die Inangriffnahme von Straßenausbauten 
und Brückenerneuerungen im Umfange vori 4

/10 der 
Dringlichkeitsstufe I erlaubt. Damit können in 
Bayern im Rechnungsjahr 1953 etwa 220 km = 
2 Prozent des Straßennetzes ausgebessert werden. 

Der öffentliche Wasserbau ist Aufgabe des Staa­
tes. Die siedlungswasserwirtschaftlichen Aufgaben 
obliegen den Gemeinden, der landwirtschaftliche 
Wasserbau den Wasser- und Bodenverbänden. 
Diese Unternehmungsträger sind aber, wie auch in 
anderen Staaten und Ländern, nicht in der Lage, 
die Kosten allein aufzubringen; sie bedürfen der 
Unterstützung des Staates. Die Möglichkeit, Kredite 
mit staatlicher Unterstützung zu geben,_ ist durch 
das 2. und 3. Gesetz über Zins- und Tilgungs­
zuschüsse des bayerischen Staates vom 19. Mai 1952 
und vom 10. März 1953 geschaffen worden. 

ni.e Durchführung· dieser Arbeiten ist nicht un­
wesentlich gefördert worden durch dais Sofortpro­
gramm des Bundes zur Arlbeitsbeschaffung, in des­
sen Rahmen Beträge aus Mitteln der Bundesanstalt 
für Arlbeitsvermittluii.g u:rud ATlbelitslose'tlJversiChe­
rung in der Form der Grund- und verstä['kten För­
derung ne1ben Landesmitteln der v·eTStärkten För­
derung gege·ben wul'den. Zu erwähnen ist weiter­
hin die Investitionshilfe der gewerrblichen Wirt­
schaft, diie «:\s ermöglicht, in ·den Orten mit Grund­
stoffindustrie Wasserv·ersorgungs- und Ka111alisa­
tionsanlagen auszwba'Ue'tlJ. Auch das Sanierungs­
progr;amm für Bundesnotstands:g:ebiete brachte uns 
auf dem Gebiete der Wiasse!"Versorgung und des 
Wirtschaftswegebaues einen Schritt weiter. Der 
Gesamtaufwand betrug 1952 130,H Millionen iDM. 
Im Hrausihaltsjaihr 1953 soll etwa der gleiche Bau­
umfang wieder ·erTeicht werden. 

MJit dem Sylvensteinspeicher hat sich der Aus­
.schuß zur Durchführung des Artikels 160 der baye­
rischen Verfassung .ibefaßt. ü1ber das Ergebnis de·r 
Untersuchungen für das Großspeicherprojekt wur­
den von der Obersten Bau:behörde, dem bayerischen 
StaatsministelI'ium für Wirtschaft und Verkeihr und 
der Bayernwerk AG. gemeins;am zwei Berichte {iUS~ 
gearlbeitet unid dem Ausschuß zugeleitet. Im R!ah­
men der Aussrpriache :filber di·e Wirtschaftlichkeit des 
Großspeicherproj·ektes wurde VO[' allem a:t11s ener­
giewd.rtschaftlichen Gründen ·angenegt, die Werk­
leistung in Verbindung mit Pumpspeicherung zu 
V'ergr·ößern. Die hiediür notwendigen weiteren Un­
tersuchun:gen sinrd rur Zeit noch im Gang•e. 

Die Finanzierung des Großspeicherprojektes ist in 
der gegenwärttgen Zeit größter Kapitalnot äußerst 
schwieTi<g. Auf der anderen Seite dürfen die un­
tragbaren waisserwirtschaftlichen V:erhältnisse im 
Isiarfiußgebiet, wie sie sich dillch die in den letzten 
25 Jahren vorgenommenen .A!bleitung•en zum Wal:­
chensee und Achensee herausge1bildet halben, nicht 
länger aufgeschoben werden. Das ist auch d.n meh­
reTen Beschlüssen des Bayerischen Lail!dta:gs zum 
Ausdruck gekommen. Die Oberste Baubehörde hat 
daher einen PLan für einen reinen Hochwasser­
speicher aufgestellt, der md.t einem Kostenaufwand 
von rund 29 Millionen DM in etwa drei Jaihren er-­
stellt werden kann und die wasserwirtschiaftlich 
wichtigste Aufgabe des Hochwass·erschutz.es erfüllt. 
E1ne spätere :Erweiterung zum Enerigiespeicher 
würde dadurch niicht ver.baut werden. Dieser Hoch­
W1assernpeicher kann in der Hauptsache aus Ein­
sparungen an Wiasser.bauten ,im Unterlauf der Isar 
finanziert werden. Erst nach seiner Emic!itung wer-
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den die seit 1948 !bis jetzt an der unteren Isar aus­
gefümrten J-Iochwasserschutzanl1agen .voll wirksam. 
Einen nicht unwesentlichen Kostenbeitrag hat die 
Bayernweirk-AG auf Grund des Wiasserrechtsbe­
schlusses für die Rißbachiüberleitung aufzubringen. 
Für die Inangriffnahme der Bauarbeiten im Jahre 
1953 sintd im Außerordentlichen !Haushalt Baumittel 
in Höhe von 2 MiUionen •DiM veraI11schlagt. Hinzu 
kommt als erste RJa:te deir Pflichtleistung der Ll3ay­
ernwerk-AG zum Speicherbau ein Betrag von 
1 Million DiM. 

Im landwirtschaftlichen Wasserbau und Wirt­
schaftswegeihau wurden 1952 insigesamt 29,3 Mil­
lionen DiM ver.ausgabt. Die Bauverwaltung ist auf 
dem Gebiete der Wiasserv·e1rsorgung uI11d der Kana­
lisation gut vor.angekommen. Im Rechnungs.j ahr 
1952 wurden für gemeindliche und iveribandliche 
Vifasserversorgungsanl.agen 8,7 Millionen DM an 
Zuschiüssen unid 1Staatszuschußdar.leihen bei einem 
Bauumfang von 37,7 Millionen DM aufgewendet. 
Fiür die Jur.awasse•riversorgungsgruppen tbetrug der 
Aufwand 4,4 Millionen DM bei 10,7 Millionen DM 
Baukosten, für die F·ernwasserversorgung FJ:-anken 
5,6 iMillionen [)ü.V[ ibei 10,0 Millionen DiM Gesamt­
kosten. Auf dem untrennbar mit der Wasserver­
sorgung verbundenen Gebiet der Abwasserbeseiti­
gung ist das V:erntändnfa der Bevölkerung für die 
Notwentd±gkeit einer einW1andfr.eien .AJbwasse11besei­
Ugung erfreulich gestteg,en. 1Die tKnappiheit der Mit­
tel ·zwingt die Verwaltung allerdings, die Gemein­
den ·zuerst zu unterstützen, bei denen besondere 
hygienische Gefathreh ibesteihen. Die iBauar'beiten in 
Neuötting, dessen TyipihusepMemte ein Warnzeichen 
dargestellt hat, gehen dem Ende entgegen. Auf 
dem Gebiet der Wasserversorgung urud der Abwas­
serbeseibigung gibt ein Fünfjahresplan, der sich auf 
die 1Beheibung de1r Mißstände in den Schwerpunk­
ten !beschränkt, weitere Aufschliüsse. Der General­
plan wurde inzwischen dem Landtag übergeben. -
Insgesamt wurden auf dem Getbiet der .A!bwasser­
beseitigung, einschließlich .Albwasserv·erwertung, im 
Jahre 1952 29 Millionen DiM au:sg·ege:ben, wovon 
der Staat an Zuschüssen unid Darlehen 5 Millio­
nen DiM getra:gen hat. 

In der öffentlichen Elektrizitätsversorgung trat 
eine geringfügige Entspannung dadurch ein, daß 
der Stromverbrauch aus dem öffentlichen Netz 
hinter den Bedarfsschätzungen zurückblieb und der 
Ja:hresverbrauch sich nur um etwa- 11 Prozent stei­
gerte, gegenüber einer geschätzten Steigerung um 
13,5 Prozent, während gleichzeitig die Wasserkraft­
werke infolge der starken Niederschläge in den 
Herbstmonaten des vorigen Jahres eine jahreszeit­
lich günstige Energiedarbietung aufwiesen. Die 
gleichwohl immer noch bestehende Lücke in der 
Energieversorgung kann nur durch weiteren Aus­
bau der Stromer-zeugungs- und Verteilungsanlagen 
geschlossen werden. 

Ich komme zum Schluß. Meine ·Damen und Her­
ren, ich habe mich bemüht, Ihnen einen Ausschnitt 
aus der Arbeit der inneren Verwaltung zu zeigen. 
Sie haben meinen Ausführungen entnommen, welch 
gewaltiges Maß an Arbeit zu leisten ist und auf 

welchen Wegen und mit welchen Mitteln das Innen­
ministerium mit seinen nachgeordneten Behörden 
bemüht ist, der Lösung der Aufgaben nahezukom­
men. Meine Darstellungen mußten sich im Rahmen 
dieser Ausführungen auf das Wesentliche beschrän­
ken. Ich hoffe aber, wenigstens die Wichtigkeit der 
Aufgaben aufgezeigt zu haben. 

Ich darf die Gelegenheit, vor Ihnen, meine Damen 
und Herren, die Hauptprobleme der inneren Ver­
waltung darlegen zu können, zum Anlaß nehmen, 
Dank und Anerkennung allen jenen aus·zusprechen, 
die an der Lösung der Aufga1ben mitgearbeitet 
haben. An erster Stelle den beiden Herren Staats­
sekretären meines Geschäftsbereiches und sämt­
lichen Beamten, Angestellten und A11beitern der 
inneren Verwaltung. Ich darf ferner meine Aner­
kennung aussprechen für die vorbildliche Leistung 
der Gemeinden, Städte und Landkreise und ihrer 
Verbände, der karitativen Verbände und aller 
übrigen, zum Bereich der inneren Verwaltung ge­
hörenden Organisationen. Sie alle haben mitge­
holfen, die Lebensbedingungen des einzelnen Staats­
bürgers nach Möglichkeit zu verbessern und die 
Nachkriegsfolgen auf allen Gebieten so rasch wie 
möglich zu mildern. 

Dem Dank an meine Mitarbeiter schließe ich den 
besonderen Dank für das große Verständnis und 
die Unterstützung an, die das Staatsmiriisterium 
des Innern beim Hohen Hause und beim Senat 
stets gefunden hat. Ich darf Sie alle, meine Damen 
und Herren bitten, alle Fragen des Geschäfts­
bereiches des Staatsministeriums des Innern auf­
geschlossen zu behandeln und dem Staatsministe­
rium des Innern durch Genehmigung der Mittel 
die sachgemäße Weiterarbeit auf dem Gebiete der 
inneren Verwaltung zu ermöglichen. Das Staats­
ministerium des Innern und alle seine nachgeord­
neten Behörden und Stellen werden sich stets be­
mühen, Ihr Vertrauen, meine Damen und Herren, 

. zu gewinnen und mit ihrer. Tätigkeit die Achtung 
der Bevölkerung im ganzen Lande zu erringen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Im Rahmen der 
Aussprache erhält das Wort der Herr Abgeordnete 
Dr. Lippe:rt. 

Dr. Lippert {·BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Wk ha,ben 1ein klassisches Ministerium 
zu 1bethandeln, das ·zweitgrößte, mit 520 Behörden 
und 1700 Dieniststellen. Le~der müssen wi:r sa:gen, 
daß es fiür tdä:e:sen Etat ·zu spät ist. Er hätte als 
erster oder .zweiter dr.aDJkommen müssen. Außecr­
dem müssen wir mit Bedauern :feststellen, daß sich 
di·e ganze Beratung viel zu· r.aJsch abwickelt und 
dTittens unter dem Eindruck der düsteren, ständig 
wiederholten Ausführungen des Herrn Staatsmini­
sters der Finanzen Üiber die Finanzlage steht. Bei 
dieser ·Eüe der .Beihan!dlu,ng konnte natürlich auch 
die V:e1rpflichtung ziu 1sorgfältigster Beratung nur 
teilweise eingehalten und manche sehr wichtige 
Frage ledtglich •am Blande 1belhandelt oder gera·de 
noch gestreift we11den. Erinnern föe sich ·bitte, wel­
che Spitzenibeans'Pruchung und Spitzenleistung von 
den Angelhö11igen des Haushaltsausschusses und 
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auch vom 1Plenum i:n der Zeit der Etatber.atungen 
ve'l:'langt wird! Da ib1e~bt keine Zeit für irgend­
etwas :anderes. Diesen RieseDJhaushalt in fünf Ta­
gen durchzuber.aten, war ·eine ganz zermürbende 
Ar1beit. iDie iütbermäfüge Inanspruchnahme der 
Spannkraft de1s Parlaments führt dazu, daß es teil­
weise lbloß ·zu eine1r formellen Gegenzeichnung 
kommt. Den Gewinn davon h:at di·e Verwaltung 
und die Bürokr•atie, der ein solcher Zahlenurwald 
besser gefällt, wenn er nicht durchgekämmt ist. 
Der lachende Dl'itte w.ar diesmal d1e Oberste lßau­
be!h.örde, die 1edder verhältnismäßig ungerupft, wie 
man bei uns :zu sag·en pflegt, durchkam. 

·0Abg. iDr. IHaas: !Sehr :gut!) 

Wir thahen 1aiber trotz der Eile positiv mitgear­
beitet, mit dem Z•iele, den E11Jat noch vor den Ferien 
unter Dach 1und Fach zu 1bringen, um mitzuhelfen, 
daß es einmal vielleicht doch noch gelingt, die 
rechtzeitige Verabschiedung des Etats sicherzustel­
len, das 11.etißt, daß die Volksrvertr·etung zuerst ge­
fragt wird,' was sie auszuge·ben IJ;ie;albs.ichti:gt, ehe 
die Regierurug die Möglichkeit ihat, über die Mittel 
zu verfüigen. · 

Das Haushaltsschema hat sich g·egen 1952 sehr 
stark v•eränJdert. Ob di:ese Ände:rung gerade eine 
Besserung bedeutet, möchte ich dahingestellt sein 
lassen; eirn ß.v1ange1ium ist es g·anz !bestimmt nicht. 
Wir haben feststellen müssen, daß große Ausgaben­
ansätze 1zerrissen worden sind 1UllJd sich nicht mehr 
so üibersicht.Jich dairstellen w.ie frühe!I'. 

Im ülbrigen wd!ederiholt sich •auch ibeim Innenetat 
der ·eherne Grundsatz der wachsenden Staatsaus­
gaben. 1Schein1bar ist das ein Naturere1i:gnis, das von 
vielen mit einer Art von Fatalismus entgegenge­
nommen wird, .als könnte man daran nichts mehr 
ändem. Das ist .alber nicht so und ich darf zum 
drittenmal bei den Etatberatungen - wie schon 
zuerst vor zwei Jahren - dar.auf !hinweiis·en, daß 
die Ausgaibenansätze nur eine Ermächtigung für 
die Regie!I'ung darstellen, soweit zu gehen, a:ber in 
keiner Weise - wie es oft irrtümlicherweise aufge­
faßt wiricl - die iP f l i c h t , über d~ese Summen 
restlos 1ZU verfügen. Wir wären der Staatsregierung 
danklba1r, wenn sie ger.ade in den letzten 6 Wochen 
vor Ge1schäftsj.ahresschluß darüber wachen würde, 
d·aß man mit den Ausgaiben zurückihaltender wird. 

Dem Innenministerium sind, w,i.e wir im Aus­
schuß g·ehört ihiaiben, gegenii.lber dem ursprunglichen 
Ansatz über 140 Millionen DM gestrichen worden, 
unrd zw:ar wurden 100 Milli:onen DM gekürzt und 
40 Millionen 1DM für den sozialen Woihnungsibau 
auf den Außerordentl.ichen Haushalt üibernommen. 
Trotzdem .k:am man beim Innenet·at zu einer Mehr­
ausgabe von 5 Miillionen DM. kh muß für die 
Opposition den AUJsschuß vor dem Vorwurf in 
Schutz nehmen, daß ·er ei<ne ülbermütige Gebefreu­
di:gkeit entiwkkelt !h1a,be. Es sind vielmehr unab­
wendlhare Ausg1aben, denen wir 0e1benfalls bei­
stimmten, zum .Beispiel 1,5 M.i'llionen DM für 
Schwerbeschädigtenfreifahrten, .3 Millionen ·DM für 
den Lastena'Usg1'eich usw. Eiben halben wir •aus dem 
Munde des Herrn Staiatsminist·ers gehört, daß der 

Bun:d die 8 Mil1ionen DiM für die Unkosten des 
Lastenausgleichs noch nicht bezahlt hat, obwohl 
wir !bereits 24 Millionen eingesetzt ihiaiben und 
de1r Bunid verpflichtet wär·e, die Hälfte der Kosten 
zu übernehmen. 1Meine .Bitte •an die Stwatsregie­
rung geht da1hin, unter g.ar keinen Umständen 
nachzulassen und sich stark zu machen, daß es der 
Bund bei diesen Ausgabehrückständen nicht beläßt. 

Ich darf 1bei der Gelegenheit ein Wort .für die 
älteren Angestellten einlegen. Wenrn, man s:ich .an 
das Lam±esmrföeits·amt, die Arlbeitsämter oder die 
Ausg1eichsstellen wendet, :heißt ·es immer: Der Be­
darf 'i•st gedeckt'. Anscheinend 'benützen die Behör­
den die Einrichtung •der Arbeitsämter viel zu we­
nig; sonst wäre es ntl.cht möglich, :diaß bei den La­
stenausgleichsämtern Stellen überhaupt noch nicht 
besetzt sind. Wenn schon der Staat bezahlt, soll er 
.auch ·ein Wocr:t mitr.eden, rdaß ältere Angestellte 
dort untergelbrncht werden. 

Nach dieser E1inle.itung wär·e es 'Verlockend, eine 
Übersicht über den Innenietat zu bringen, •aiber die 
Z·e<itibeschränkung - die wir lbei so ·einem: großen 
Etat auch ·für verfeihlt halten - erl:a'Ulbt es nur, 
einzelne Fragen .herauszugreifen. 

Es liegt uns zunächst daran, zu besprechen, wie 
man die Fr.age der Verkehrssicherheit lösen foann. 
Seit 1932 stieg die Z·aili.l der Krraftfahr:zeuge um 
mehr als 300 Prozent! Wir iha!ben heute über 800 000 
Kraftfahrzeuge. Daher ist es nicht ,zu verwuruclern, 
daß der V:erkeihr derart beängs1Jigeil!de Formen an­
genommen hat, unid es muß ·zu seiner Bewältigung 
etw.as gesclreihen, wenn e·ine gewiisse Beruhigung in 
der Bevölkerung ·eintreten soll. Im Ausschuß habe 
ich schon im Namen meiner Fl'aktion gegen die 
Aufhebung der Geschwindigkeitsgrenze gesprochen, 
weil sJe sich als Feihlschl.ag herausgestellt hat, und 
ich freue mich, daß der Herr Staatsminister des 

·Innern dieselibe Auffassung vertritt. Darf ich g.anz 
k~z eine kleine Stat<istik von München ibekannt­
ge1ben: In der Zeit vom 20. bis 26. Juli giab es 388 
V:erkehrsunfälle mit 8 Toten und 288 Verletzten. 
Am Schluß dieser erschütternden Bilanz ist dann 
·an:geführt: Am stärksten rbetroffen sind di:e Motor­
radfahrer mit 4 Toten und 124 rSchrw.erverletzten. 
Man berauscht sich am Kr-ach un:d will ir.gend­
welche Tugenden wie Mannesmut oder .Schneid 
zeigen, fährt teilweise rücksichtslos oder - vor 
.allem die Jugendlichen -:-- 1gedankenlos. Alblhilfe 
schafft nicht nur d1as, was der Herr Sta:atsminister 
ausgefülhrt h:at. Wdr müssen darüber hinaus ver­
langen, daß auch ifür die leichten Motorräder der 
Fiührerschein I eingeführt wird und man vom 
Führerschein IV a!bkommt. Ohne Fahrprüfung gelht 
es einfach iheute nicht mehr. Die Industrie hat 
eben:fialls die Pflicht, zu .helfen .. Wenn sie heute 
noch so lärmende Automobile herstellen würde wie 
vor 30 Jahren, würde sie nichts verkaufen können. 
Was hat uns denn an den großen .amerikanischen 
Wagen so dmporuert? iD:aß ·sie lautlos und elegant 
dahinfahren. Die Industri'e müßte in der Lage sein, 
auch das Geknatte.r der Motorräder in irgendeiner 
Weise einzuschränken. Es wäre 1auch im Interesse 
der Lärmbekämpfung notwerndtg. Es ist tatsächlich 
eine moderne iSeuch-e .geworden, was wir an Lärm 
und damit an Nervenbeanspruchung auszuhalten 

6 
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ha!ben. Doch möchte ich nicht sagen, daß die Renn­
fahrer und Rowd1ies sich allein unter den Motor­
rn:dfahrern ibefinden. Geihen Sie in die Ludwig­
straße und versuchen Sd.e beim Finanzministerium 
zur Galeriestraße ihinü:berzukommen: es ist lebens­
gefährlich. Auf dieser Rennstrecke kommen die 
elegantesten Autos in einer Weise daher, die wirk­
lich zu dem äußeren Glanz der Wagen und der 
Fahrweise dhr.er Insassen in Widerspruch steht. Die 
Geschwindigkeiitsgrenze gehört unter allen Um­
ständen wiederihergesteHt und wir ibitten den Herrn 
Staatsminister, ibeim Bund entsprechend vorstellig 
zu werden. 

Ich lmnn das Kapitel Kraftfahnzeuge natürlich 
nicht a:bschließen, ohne gleichzeitig auch auf die 
Kraftfahrzeugihal tung des Innenministeriums zu 
kommen und die Kennzeichnung der Dienstkraft­
wagen. 1951 ist der Antrag eingeibr1acht, 1952 an­
genommen und 1953 seine Verwirklichung in Aus­
sicht gestellt worden. Ich verstehe gar nicht, warum 
man sich so dagegen sträuibt, und glauibe, wenn wir 
den Innenetat jetzt noch nicht beraten hätten, 
wäre die Kennzeichnung der Dienstfa!hrzeuge viel­
leicht auch noch rnicht aktuell geworden. Sie be­
deutet keine Deklassierung für einen Wagen; man 
soll aber dem Gerede sichtbar entgegentreten, daß 
mit Dienstwagen immer noch Mißibrauch getrieben 
wird. iDie Auffassung des Herrn Staatsministers 
teile ich nicht, daß es ibei der Kennzeichnung zu 
Anpöbelungen US'W. komme. nas könnte höchstens 
in einem Fall eingetreten sein, wenn zum Beispiel 
Beamte sich heute noch befleißigen, ausgerechnet 
auf einen Sonntag ihre Dienstfahrten zu verlegen, 
und s:ie dann in Kurorte reisen, wo die Autos ge­
seihen werden. Das hat sich jeder seföer zuzu­
schrei:ben, der so etwas provoziert. Aber wir haben 
in Aussicht gestellt ibekommen, daß demnächst die 
Dienstwagen mit dieser Plakette ausgezeichnet 
werden, und d.ch bin überzeugt, diaß. sie mancher 
für das ..Nhz·eichen des Bayerischen Automobilclubs 
hält, besonders außerh.abb Bayerns, so daß der Wa­
gen gleichsam mit einer Verzierung ausgestattet 
erscheint. 

Einen Fortschritt bedeutet es, daß die Dienst­
wagen bei den Regierungen zusammengef.aßt sind. 
Erstens führt das zu einer Ersparnis und zweitens 
hören sich die Kompetenzkonflikte auf; denn es ist 
vorgekommen, daß die einzelnen Referenten sich 
bei ihrem zuständigen Minister beschwert haben. 

Ein Thema, das natürlich für sich ein ganzes Re­
ferat in Anspruch nehmen könnte und Anspruch 
darauf hätte, ist die Verwaltungsvereinfachung 
nach dem Grundsatz der Einheit der Verwaltung. 
Das son nicht allein von der Geldseite, von der 
Ausgabenseite her betrachtet werden. Es gibt nun 
einmal Aufgaben, die im öffentlichen Interesse und 
im Interesse der Allgemeinheit erfüllt werden 
müssen, auch wenn sie Kosten verursachen, auf die 
wir in diesen Fällen keine Rücksicht nehmen ken­
nen. Aber zunächst wäre daran zu gehen, unsere 
Gesetzgebung zu vereinfachen, die überholten Vor­
schriften zu beseitigen, die bestehenden zu sichten 
und zusammenzufassen. Der Herr Staatsminister 

hat in seiner Etatrede im Februar 1952 erklärt, daß 
in seinem Ministerium diese Arbeit begonnen 
wurde. Die Gesetzgebungsmaschinerie des Bundes 
wirkt nicht sehr ermutigend für eine solche Arbeit, 
aber trotzdem sollte darin fortgefahren werden, 
und ich bin davon überzeugt, daß sie einen tüch­
tigen Mann voll in Anspruch nehmen wird, wenn 
sie Erfolg haben soll. Das Ministerium müßte sich 
allein darauf beschränken, Recht zu setzen und die 
Verwaltung zu. überwachen und nichts anderes zu 
tun. Alles übrige müßte nach unten verlagert wer­
den, was nur zum Teil in Sachen Feuerschutz oder 
in Sachen der Obersten Baubehörde für Bauten bis 
zu 30 000 DM geschehen ist so,wie bei den weiteren 
Aufgaben, zum Beispiel Lastenausgleich, sozialer 
Wohnungsbau, bei denen die Regierung als Instanz 
eingeschaltet ist. Zu dieser Verwaltungsverein­
fachung gehört, so grotesk es klingen mag, die 
Stärkung der Regierungen, und zwar in dem Sinn, 
daß sie keine Briefträger mehr sind, wie sie ver­
ächtlich genannt werden, oder Bremsklötze der 
Verwaltung, wie sie einmal der Herr Kollege Raas 
bezeichnet hat; denn wenn sie wirklich verwalten 
und in Verwaltungssachen entscheiden können, 
dann werden sie einen Fortschritt bedeuten. Die 
Stärkung der Regierungen bringt es auch mit sich, 
daß wir' keine Mammutverwaltung haben; wir 
brauchen überschaubare, von der Bevölkerung 
leicht erreichbare Bezirke; denn der Herr Staats­
minister hat mit Recht ausgeführt, daß die Ver­
einfachung nicht auf Kosten der Bevölkerung vor 
sich gehen darf. Ich kenne Ihren Lieblingsgedan­
ken: eine Regierung in Nürnberg und eine in 
München. Das aber würde zu Sonderverwaltungen 
führen, jedes Referat würde sich zu einer solchen 
auswachsen, weil es technisch nicht anders ;m er­
ledigen wäre. Eine weitere Forderung wäre aller­
dings, daß der Staat sich selber eine gevvisse Zu­
rückhaltung auferlegt und nichts an sich zieht, was 
den Staat nicht berührt. S eine Au f g ab e n 
m ü ß t e e r v e r m i n d e r n und vermeiden, daß 
der Eindruck einer Omnipo.tenz des Staates ent­
steht, den wir bezüglich der Finanzverwaltung so 
oft gewinnen. Unser Staat ist, glaube ich, an der 
Grenze seiner Leistungsfähigkeit angelangt. Ver­
gessen Sie nicht: die persönlichen Verwaltungsaus­
gaben betragen bereits 1 Milliarde; und wenn es so 
weiter geht, werden wir für freiwillige Leistungen 
und bewegliche Ausgaben überhaupt nichts mehr 
zur Verfügung haben. Allerdings müßte der Bund 
auf diese Entwicklung etwas Rücksicht nehmen. 
Dieser Appell wird freilich vollkommen :,wirkungs­
los bleiben. Nach dem Grundgesetz müssen die Ge­
setze von den Ländern vollzogen werden, und das 
führt nicht nur immer wieder zu neuen Aufgaben, 
sondern auch zu neuen Sachausgaben und neuen 
Personal;msgaben. Man hat manchmal tatsächlich 
den Eindruck, daß der Bund nicht daran denkt, 
sondern daß es ihm ganz recht ist, wenn die Länder 
es nicht mehr schaffen können und ihnen das Was­
ser bis an den Hals reicht, denn dann kann er über 
die Bundesfinanzen einen gewissen ihm genehmen 
Einfluß auf die Länder ausüben. 

Auch in der Verwaltungsgerichtsbarkeit müßte 
eine gewisse Vereinfachung angestrebt werden. Wir 
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anerkennen, daß gerade in einem Rechtsstaat die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit eine Säule darstellt; 
trotzdem aber müßte die Verwaltungsgerichtsbar­
keit vor Mißbrauch geschützt werden. Die Ver­
mehrung der Richterstellen im vorigen Haushalt 
hat sich bewährt und die Rückstände schwinden 
rasch. Eine Verzögerung ist nach wie vor noch dar­
a.uf zurückzuführen, daß Ermessensfragen der rich­
terlichen Nachprüfung unterliegen. Ich darf doch 
die Staatsregierung bitten, die Initiative zu ergrei­
fen, daß es endlich einmal so weit kommt, daß 
Bagatellsachen - überwiegend lviietsachen und Zu­
zugsangelegenheiten - nicht in einer Fünf-Mann­
Besetzung behandelt werden, so daß irgendein 
Querulant die Möglichkeit hat, ein Fünf-Männer­
Kollegium für seine persönlichen Zwecke zu miß­
brauchen. Man müßte wie bei den Amtsgerichten 
dahin kommen, daß solche Streitigkeiten clurch den 
Einzelrichter erledigt werden. Wir haben fest­
gestellt, daß vi~lfach Anfechtungsklagen erhoben 
und Rechtsmittel nur eingelegt w.-~rden, um Zeit 
zu gewinnen oder einen gewissen Druck auszuüben, 
und erfahren, daß durchschnittlich jede zweite 
Klage zurückgezogen wird, sobald dieser Zweck er­
reicht ist. Unsere Verwaltungsgerichtsbarkeit ist 
doch wirklich zu schade, um Dickköpfen oder 
Querulanten für ihre persönlichen Zwecke zu 
dienen. 

Schon im Ausschuß habe ich das Statistisch1.>· 
famdesamt einer Kritik unterzogen, dabei aber ill' 
keiner Weise den guten Ruf angetastet, den das 
Statistische Landesamt über Bayerns Grenzen hin­
aus in ganz Europa genießt. Trotzdem bin ich aber 
der Meinung, daß bei 165 ständig laufenden Stati­
stiken die Frage erlaubt ist, wer diese Statistiken 
nachprüft und ob sie alle restlos ausgewertet wer­
den. Das Statistische Landesamt hat eine Reihe von 
Sonderstatistiken durchzuführen und eine Neigung, 
zu jeder dieser Sonderstatistiken besondere Kräfte 
anzufordern. Nun sind auch in den übrigen Ver­
waltungen Sonderaufgaben zu erledigen, ohne daß 
immer zusätzliches Personal benötigt wird, und es 
erhebt sich die Frage, ob Sonderstatistiken tatsäch­
lich die Bedeutung haben und ob ihnen der Wert 
zukommt, der ihnen von den Statistikern selbst bei­
gemessen wird. Es wird zum Beispiel geltend ge­
macht, man brauche die Sonderstatistiken, um Ein­
fuhrunterlagen zu bekommen. Die Sonderstati.sti­
ken für Vieh stimmen aber in Bayern nachgewie­
senermaßen überhaupt nicht, weil vielfach an die 
Erhebungen schon mit Mißtrauen und mit dem 
Vorsatz herangegangen wird, sie gar nicht richtig 
zur Durchführung kommen zu lassen. Es wurde 
eine Erhebung über den voraussichtlichen Gemüse­
nnbau durchgeführt mit 16 000 Fragebogen; kurz 
danach erfolgte eine Erhebung über den endgül­
tigen Gemüseanbau mit 17 500 Fragebogen. So geht 
das reihenweise dahin. Können derartige unsichere 
Unterlagen tatsächlich als brauchbar für die Ver­
handlungen über Einfuhr und Export bezeichnet 
werden? Ich nehme dem Statistischen Landesamt 
gar nichts von seiner Bedeutung weg, aber ich 
finde, keine Behörde ist so überragend, daß sie sich 

nicht einmal eine Prüfung ihrer Ausgaben und 
ihrer Arbeit auch von einer berufsfremden und 
nicht betriebsblinden Seite gefallen lassen könnte. 

Das Gesundheitswesen möchte ich nur ganz kurz 
streifen. Wir wissen, daß es stiefmütterlich behan­
delt wurde. Im Jahre 1951 haben wir den Antrag 
eingebracht, es möge eine endgültige Fürsorgever­
ordnung bezüglich der Tbc-Kranken erlassen wer­
den. Seinerzeit wurde dieser Antrag an den Bund 
gerichtet, weil dort bereits ein entsprechendes 
fertiges Gesetz· in der Schublade lag. Jetzt, na·ch 
zwei Jahren, ist noch nichts geschehen. Es wäre 
also besser gewesen, wir hätten uns selber darum 
angenommen. 

Über die ärztliche Versorgung der Patienten in 
den Krankenhäusern, Über deren Nachholbedarf, 
die Tbc-Betreuung usw. wäre allerhand zu sagen; 
ich bin aber überzeugt, daß sich hierzu noch ein 
fachkundiger Kollege zum Wort melden wird. 

Dagegen möchte ich den Typhus-Dauerausschei­
dern kurze Ausführungen widmen. Es sind gar 
nicht viele, aber besonders bedauernswerte Men­
schen. Wir lesen in der Presse immer wieder er­
schütternde Berichte darüber, wie diese Menschen 
behandelt werden. Sie werden nicht als krank, aber 
anderseits als gemeingefährlich bezeichnet; nie­
mand nimmt sie in die Wohnung auf und sie kom­
men in kein ,Altersheim. Und doch sollen sie ander.,. 
seits als arbeitsfähig gelten. Das ist eine unmög­
liche Zwitterstellung, die diese Menschen ~ielfach 
schon zur Verzweiflung getrieben hat, und ich 
möchte es dem Herrn Innenminister,. wie schon im 
Ausschuß, nochmals auf die Seele binden, hier Ab­
hilfe zu schaffen. 

Vielleicht ist hier auc!hc.ein kurzes Wort über die 
Sammlungen angebracht. In dieser Hinsicht teilen 
wir die Auffassung des Herrn Staatsministers. Es 
ist schon manchmal eine Plage mit diesen Samm­
lungen, vor allen Dingen wegen der Art, wie sie 
durchgeführt werden. In erster Linie fällt der Miß­
brauch auf, dem dabei Kinder ausgesetzt sind. Die­
ser Unfug müßte tatsächlich ein Ende nehmen. 

Ein dankbares Thema wären auch die Straßen­
verhältnisse; denn es ist unerschöpflich. Vor zwei 
Jahren habe ich einmal erklärt, die niederbayeri­
schen Straßen seien besonders schlecht, worauf der 
Kollege Kiene mir sagte: Geh', werden S' doch net 
kindisch! - Nun freue ich mich aber, zwei Kron­
zeugen dafür zu haben, die selbst erklärten, nac.._'fi 
ihrer Auffassung seien die niederbayerischen Stra­
ßen wirklich die schlechtesten, man köhne in die­
sem Falle gar nicht mehr von Straßen, sondern nur 
von Verkehrsfallen sprechen. Das sind die Herren 
Innenminister Dr. Hoegner und Finanzminister 
Zietsch, der sich kürzlich in niederbayerisches Ge­
biet verirrt hat. 

In diesem Zusammenhang darf ich auch unsere 
Befriedigung darüber zum Ausdruck bringen, daß 
die Straßen- und Flußmeister, die seit Jahren um 
ihre Ansprüche kämpfen, nunmehr endlich deren 
Erfüllung erleben ~onnten. 

Etwas weniger gut ist eine andere ·Gruppe davon­
gekommen, die ich noch streifen muß, nämlich die 
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der Berufsfischer an der unteren Isar und an der 
Donau. Schon seit Jahren, seit wir nämlich dort 
Energiewerke errichten, beobachten wir, daß die 
Berufstisch.er in ihrer Existenz nicht nur bedroht, 
sondern vielfach sogar vernichtet sind. Seit der 
gleichen Zeit behauptet die Regierung, sie habe den 
besten Willen, hier eine Regelung zu finden. An­
derseits erleben wir aber immer wieder, daß das 
Wassergesetz zum Nachteil der Fischer ausgelegt 
wird. Diese sehen zwar ein, daß im Interesse der 
Energieversorgung Eingriffe in die Flußbette usw. 
vorgenommen werden müssen. Sie sehen aber nicht 
ein, daß auf der einen Seite die betreffenden Ge­
sellschaften bis heute noch keine Konzessions­
gebühren bezahlt haben und anderseits ihre Exi­
stenz vernichtet ist und sie keine Entschädigung 
dafür erhalten sollen. Es geht nun einmal nicht, 
den Streit zwischen Bayernwerk und Staat, der 
durchaus seine Berechtigung hat, auf dem Rücken 
der Fischer auszutragen. Es geht auch nicht an, den 
Artikel 175 des Wassergesetzes so auszulegen, daß 
zwar diejenigen, die zur Nutzung und Benutzung 
des Wassers berechtigt sind, immer berücksichtigt 
werden, aber die anderen, die Geschädigten, die 
noch dazu gar nichts dafür können, immer ver­
tröstet werden. Meine Bitte geht dahin, die begon­
nenen oder noch zu beginnenden Verhandlungen 
beschleunigt zu Ende zu führen. 

Ein anderer Kollege hat es übernommen, über 
ein sehr aktuelles Thema, nämlich die Polizei, zu 
sprechen, so daß ich dazu nur einige Gedanken zu 
äußern in der Lage bin. Im Ausschuß haben wir 
mit Genugtuung vernommen, daß die Aufdeckung 
von Kriminalfällen von der Landpolizei sehr geför­
dert wurde und daß sie auch sonst Erfolge zu ver­
zeichnen habe. Es liegt mir vollkommen fern, an 
der Landpolizei als solcher Kritik zu üben. Wir 
haben im Ausschuß der Verbesserung ihrer Motori­
sierung zugestimmt, um dadurch die Aufklärung 
von Delikten noch besonders zu fördern. Aber 
etwas, das einer gewissen Betrachtung bedarf, sind 
die Polizeischulen. Dort wird den Polizisten zu­
nächst staatsbürgerliche Erziehung zuteil, was wir 
durchaus begrüßen, besonders wenn ihnen dadurch 
eine entsprechende Achtung vor der Freiheit des 
Staatsbürgers anerzogen wird, damit Willkürakte 
aufhören und der Polizist tatsächlich der H e 1 f e r 
der Bevölkerung wird. Bei den Verkehrsstreifen ist 
das nämlich nicht immer festzustellen: Erst vorigen 
Sonntag war ich auf dem Lande, wo mir erzählt 
wurde, daß sich die Verkehrsstreifen den Bauern 
gegenüber beim Einbringen der Ernte doch ver­
hältnismäßig schikanös zeigen. In einem besonders 
krassen Fall war nur das Schlußlicht des Heu­
wagens etwas verdreht. Der Betroffene wurde auf­
gehalten und nun nicht in entgegenkommender, 
helfender Weise aufgeklärt, er solle das in Ordnung 
bringen, sondern als er resigniert sagen wollte: „In 
Gottes Namen, dann zahle ich halt meine zwei 
Markl", wurde ihm erwidert: „So billig kommen 
Sie da nicht weg!", aufgeschrieben. In solchen Fäl­
len tritt also die Polizei nicht mehr als Helfer auf. 
Derartige Vorkommnisse müssen abgestellt werden. 

Was die Ausbildung der Polizei in den Schulen 
betrifft, fällt immerhin auf, daß gleichzeitig immer 
400 Mann vom Dienst abwesend sein können. Ich 
überlasse es Ihrer Beurteilung, wie das aufzufassen 
ist. Bezüglich der „notwendigen Ausbildung" nach 
Artikel 8 des Polizeiorganisationsgesetzes kann man 
darüber streiten, ob auch die dienstlichen Beför­
derungskurse in diesen Polizeischulen auf Kosten 
des Staates durchgeführt werden dürfen. Bei der 
Grenzpolizei ist es nicht so; die Grenzpolizisten 
müssen Verwaltungsakademien, Abendkurse usw. 
besuchen. Ich betone ausdrücklich: das ist keine 
Kritik, die ich daran übe, sondern lediglich eine 
Feststellung, daß damit die Landpolizei, auch mit 
Rücksicht auf ihren besonders schweren und ge­
fahrvollen Dienst, zweifellos eine gewisse Bevor­
zugung erfährt. Das müßte sie von sich aus aner­
kennen. 

Dagegen scheint mir nach wie vor eine Kritik 
bezüglich des Präsidiums und der ehemaligen Chef­
dienststellen am Platze zu sein. Die Klagen darüber 
verstummen einfach nicht, daß man dort nicht nur 
selbstherrlich sei, sondern auch eine Neigung zur 
Aufblähung habe. Es wäre wohl zweckmäßig, hier 
einmal den Rechnungshof einzuschalten; denn nach 
unten hin sieht es etwas weniger rosig aus. Ich 
darf an die Zuschrift der Betriebsräte der Polizei 
erinnern, die wohl teilweise übers Ziel hinaus­
schießt, aber durchaus geeignet ist, bei . den Be­
ratungen 1954 zugrundegelegt zu werden; denn in 
den unteren Stellen der Polizei würde dadurch 
nicht nur eine Verbitterung beseitigt, sondern vor 
allem auch eine Gefahr, die darin besteht, daß der 
zu schlecht bezahlte Polizeibeamte leichter irgend­
welchen Zuwendungen zugänglich ist, was gerade 
in bezug auf die besonderen Aufgaben der Polizei 
bedenklich wäre. 

Im übrigen darf ich nochmals darum bitten, sich 
die Beseitigung der Rivalität zwischen Grenzpolizei 
und Landpolizei angelegen sein zu lassen; denn die 
Bevölkerung hat dafür kein Verständnis; für sie ist 
die Polizei nun einmal das Mädchen für alles, das 
man bei jeder Gelegenheit ruft, und sie fragt nicht 
danach, ob ein Polizist dieser oder jener Kategorie 
angehört. Vielleicht ist es möglich, Aufgaben der 
Landpolizei dort, wo es zweckmäßig erscheint, der 
Grenzpolizei zu übertragen. 

Die Bundesgrenzschutzpolizei wurde, glaube ich, 
bisher nicht erwähnt. Es würde mich nur inter­
essieren, ob inzwischen ein gewisses Einvernehmen 
mit dieser Organisation hergestellt werden konnte. 
Dagegen möchte ich nicht versäumen, auch hier der 
Bereitschaftspolizei eine Anerkennung dafür auszu­
sprechen, wie sie sich bei ihrer Verwendung ge­
legentlich der Landshuter Fürstenhochzeit in Lands­
hut benommen hat; es wurde von allen Seiten als 
untadelig und anerkennenswert hervorgehoben. 

(Abg. Eberhard: Das war ein Fest, das war 
kein Einsatz!) 

- Ich habe nicht von „Einsatz" gesprochen, Herr 
Kollege, und dieses Wort absichtlich vermieden. 
Immerhin war ein ungeheurer Andrang, verkehrs­
mäßig fast eine Katastrophe, und doch ist die Be­
reitschaftspc;ilizei mit allen ihr gestellten Aufgaben 
wunderbar fertig geworden. 
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Abschließend habe ich an den Herrn Innenmini­
ster noch die ganz besondere Bitte, er möge sich 
dafür einsetzen, daß die Polizeihoheit Bayerns auf­
rechterhalten wird. In der hartnäckigen Verteidi­
gung dieser Polizeihoheit findet er jede Unterstüt­
zung unserer Fraktion. 

(Beifall bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
erhält das Wort der Herr Abgeordnete Hadasch. 

Hadasch (FDP): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Mir geht es ähnlich wie dem Herrn Kolle­
gen Dr. Lippert, der schon beanstandet hat, daß ein 
so großer Etat auf eine so kurze Zeit zusammen­
gedrängt werden muß. So kann man gezwungener­
maßen nur einige Schwerpunkte herausgreifen. 

Eines der wichtigsten Gebiete, die dem Innen­
minister unterstehen, ist zweifellos die Polizei. 
Dieser Landtag hat sich in den letzten Jahren in 
Fachkreisen den Ruf erworben, sehr polizeifreund­
lich zu sein. Das hängt wohl damit zusammen, daß 
wir augenblicklich in einer sehr wichtigen Phase 
des Wiederaufbaus der staatlichen Polizei stehen, 
nachdem in den ersten Jahren nach dem Zusam­
menbruch gerade auf diesem Gebiet nicht alles so 
gemacht werden konnte, wie wir das vielleicht schon 
damals gewünscht hätten, weil eben die Besatzungs­
mächte sehr vieles nicht zugelassen haben, was 
damals schon notwendig gewesen wäre. Heute haben 
wir es doch schon leichter. Wir sind zwar immer 
noch besetzt, haben aber doch schon viel größere 
Freiheiten, auch die Polizei in unserem Sinne auf­
zubauen und ihr die Richtung zu geben, die wir 
haben wollen. 

Der Unterschied zwischen einer Wehrmacht und 
einer Polizei liegt wohl darin, daß die Wehrmacht 
die Aufgabe hat, den Staat nach außen zu schützen, 
während es vornehmste Aufgabe der Polizei ist, 
den Bürger im Innern des Staates zu schützen. Wir 
müssen uns klar sein, daß die Freiheit praktisch 
nur der schützen kann, der die Freiheit selbst liebt, 
und deshalb ist für uns das Primäre, Menschen und . 
Persönlichkeiten für die Poltzei zu finden, die die 
Freiheit lieben, also echte Demokraten sind; denn 
ihnen obliegt es ja in erster Linie, diesen demokra­
tischen Staat zu schützen. 1945 sind sehr viele Be­
amte zu unrecl)_t aus ihrem Amte ausgeschieden, 
das wissen wir heute alle. Wenn wir aber nun wie­
der alle entfernen wollten, die nach 1945 herein­
gekommen sind, würden wir diesen Kreisen hin­
wiederum ein großes Unrecht zufügen. Gerade in 
den ersten Jahren, in den Jahren vor der Wäh­
rungsreform gehörte ein ungeheurer Idealismus 
dazu, diesen schweren Dienst zu verrichten. Wir 
müssen uns daran erinnern, daß diese Beamten 
damals Tag und Nacht gearbeitet haben für ein 
Gehalt, das andere in wenigen Minuten ganz leicht 
auf dem schwarzen Markt verdient haben. Diese 
Beamten draußen an den Grenzen od,er auch im 
Lande und in den Städten haben ihren Dienst 
wirklich mit viel Idealismus verrichtet. Es sind 
damals natürlich auch Kräfte in die Polizei herein-

·gekommen, die nicht gerade fachlich vorgebildet 
waren und keine besonderen Qualitäten aufwiesen. 
Das ist begreiflich, nachdem die Besatzungsmacht 
damals zum Teil sehr deutlich den Standpunkt ver­
trat, die besten Demokraten wä:ren die Antifaschi­
sten und die besten Antifaschisten wären die Kom­
munisten. So sind damals vielfach Kräfte gefördert 
worden, die man heute mit Müh,e wieder zurück­
dämmen muß. Auch in den Reihen der Polizei ist 
meines Erachtens heute noch ein ganz kleiner Teil 
solcher Kräfte vorhanden, mit denen man aber 
keinesfalls etwa die gesamte Polizei identifizieren 
darf. Man muß im Gegenteil staunen, wie in die­
sen wenigen Jahren die Polizei an sich gearbeitet 
hat und wie sehr sie gerade die ·Elemente zurück­
gedrängt hat, die gesinnungsmäßig vielleicht nicht 
gerade auf dem Boden der Demokratie stehen. 

Nach meiner Auffassung kann man nicht genug 
tun, die vorhandenen PoHzeikräfte zu schulen; denn 
schließlich wollen wir ja doch eine fachlich und 
qualitätsmäßig gut ausgebildete Polizei haben. Ich 
bin der Meinung, daß wi_r daher die Bestrebungen 
des Innenministeriums begrüßen sollten, die dahin 
gehen, ständig eine große Zahl von Beamten zu 
schulen. Die Kritik des Obersten Rechnungshofs ist 
allerdings in einer Richtung berechtigt. Im Augen­
blick kommt uns diese Schulung noch sehr teuer, 
da uns eine zentrale staatliche Polizeischule fehlt, 
so daß wir gezwungen sind, die Schulung zum Teil 
in kleinen Lehrgängen durchzuführen, wodurch 
erhebliche Mehrkosten entstehen. Ich halte es auch 
für bedenklich, daß bei einer Kapazität vo:ri 400 
Lehrgangsteilnehmern über 50 Lehrkräfte beschäf­
tigt werden. Ich glaube aber, daß sich auch auf 
diesem Gebiet eine Vereinfachung ermöglichen läßt, 
wenn erst einmal eine zentrale Polizeischule für 
alle staatlichen Kräfte vorhanden ist, weil dann 
die laufenden Kosten bedeutend heruntergesetzt 
werden können. Eine ideale Dösung wurde ja für 
die Bereitschaftspolizei gefunden,· nachdem diese 
kaserniert ist und so praktisch von früh bis abends 
geschult werden kann. Auf diese Weise werden 
wir später auch zu einer Verbesserung der Ge­
meinde- und Landpoli!zei kommen, nämlich dann, 
wenn diese in sieben Jahren geschulten Polizisten 
in die Gemeinde- und Landpolizei eingeschleust 
werden. 

Damit komme ich auf das Problem der ge­
meindeeigenen Polizeien in den kleinen Gemeinden. 
Diese kleinen Gemeinden können es sich natürlich 
personell nicht leisten, ihre Leute in der gleichen 
Form zu schulen, wie es die Landpolizei oder die 
Polizei in· den Großstädten durchführen. Es erhebt 
sich daher die Frage, ob wir uns nicht einmal vom 
gesetzgeberischen Standpunkt aus mit diesem Pro­
blem befassen sollten, und zwar dahingehend, daß 
gemeindeeigene Polizeien nur in größeren Ge­
meinden ,zugelassen werden sollten. Mir erscheint 
es nicht angängig, eine gemeindeeigene Polizei 
schon in Ortschaften ab 5000 Einwohnern zuzu­
lassen. Auf diese Weise haben wir in Bayern 142 
gemeindeeigene Polizeikörperschaften. Wenn man 
von 5000 auf 10 000 Einwohner hinaufginge, was 
meines Erachtens die Mindestzahl wäre, hätten wir 
aber nur 64 gemeindeeigene Polizeien in Bayern. 

7 
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Wir würden dann fast 100 kleine gemeindeeigene 
Polizeiensparen, die ja infolge ihrer Kleinheit nicht 
leistungsfähig sein können, zumal ja auch keine 
ordnungsgemäße Ausbildung dieser Leute möglich 
ist. Es wäre dann auch zweifellos eine etwas straf­
fere organisatorische Erfassung von oben nach 
unten möglich. Für das Innenministerium ist es 
bestimmt keine leichte Sache, mit 162 Polizeiver­
bänden ·operieren zu müssen, von denen nahezu 
100 ganz kleinen Gemeinden zugehörig sind. · 

Ein anderes Problem ist das der Großstädte, vor 
allem das Problem der Landeshauptstadt München. 
Wir haben gerade in der letzten Zeit gesehen, daß 
die Großstädte in polizeilicher Hinsicht am meisten 
gefährdet sind, nicht nur in krimineller, sondern, 
ich möchte fast sagen, auch in staatssicherheits­
mäßiger Hinsicht. Größere Unruhen werden wahr­
scheinlich nicht in ländlichen Gegenden, sondern 
immer in München oder Nürnberg ihren Ausgang 
nehmen. Es hat sich gezeigt - das darf ich hier 
offen aussprechen -, daß der Polizeieinsatz in 
München nicht immer sehr befriedigend war. Wir 
haben in München Vorgänge erlebt, die man nicht 
;als se'hr schön /bezeichnen konnte. Für mti.ch iist es 
im Grunde genommen eigentlich ganz klar, warum 
der Einsatz nicht ganz geklappt hat. Das Problem 
liegt darin, daß es einfach nicht möglich ist, aus 
einer Polizei, die sich praktisch nur aus Einzel­
dienstbeamten zusammensetzt, notfalls in wenigen 
Stunden eine Truppe zusammenzustellen und einen 
truppenmäßigen Einsatz durchzuführen. Denken Sie 
an die Unruhen, die wegen des Ladenschlusses ent­
standen sind, an die Reimann-Kundgebung oder 
an den 1. Mai, bei denen unglücklicherweise der 
Wasserwerfer an der falschen Stelle eingesetzt 
worden ist, während er an Stellen, wo er einen 
Dienst hätte erweisen können, nicht eingesetzt 
wurde. Wie die Beobachtung des Einsatzes zeigt, 
liegt die Schwierigkeit datin, daß diese Truppe, 
die als Hundertschaft eingesetzt wurde, praktisch _ 
erst einige Stunden vorher aus dem Einzeldienst 
herausgezogen wurde. Ich glaube, daß der Einsatz 
auch in Zukunft nicht klappen wird, wenn wir 
dieses System beibehalten. Ich halte es für absolut 
notwendig, daß sich die Landeshauptstadt München 
eine eigene Einsatzpolizei schafft, damit sie eine 
Hundertschaft oder zwei hat, die als Truppe ge­
schult einen viel zügigeren und reibungsloseren 
Einsatz durchführen kann als eine aus Einzeldienst­
beamten bestehende schnell zusammengefaßte 
Truppe, die in Wirklichkeit gar keine Truppe ist. 

Ich habe schon durchblicken lassen, daß wir es 
durchaus anerkennen, wie sehr sich vor allem das 
Innenministerium und an seiner Spitze der Herr 
Staatsminister des Innern um die Gestaltung der 
Polizei bemüht. Wir erkennen auch an, daß gerade 
auf diesem Gebiet in der letzten Zeit sehr viele 
Erfolge zu verbuchen sind. Man wird es uns riber 
nicht verübeln, wenn wir als Oppositionspartei 
auch einige Schwächen aufdecken. Ich glaube, das 
wird dem Herrn Innenminister nur lieb sein, da­
mit nicht nach außen hin der Eindruck entsteht, es 
sei bereits alles in Ordnung und die Dinge seien 

hundertprozentig geregelt. Wir wissen, daß der 
Weg bis dahin noch weit ist und daß auf dem Ge­
biet der Polizei noch ungeheuer viel geschehen 
muß, bis wir eine Po.lizei stehen haben, die unserem 
Ideal entspricht. 

Erfreulicherweise sind die andauernden Klagen 
der Polizeibeamten über eine schlechte Besoldung 
im wesentlichen verstummt. Durch die nochmalige 
20prozentige Gehaltserhöhung hat sich auf diesem 
Gebiet manches gebessert. Über diese Frage besteht 
keine allzu große Unzufriedenheit mehr. Mit einer 
gewissen Berechtigung wird von der Polizei aber 
immer wieder die Tatsache herangetragen, daß man 
weniger Planstellen, dafür aber bessere haben will, 
daß also auch dem Polizeibeamten eine gewisse 
Aufstiegsmöglichkeit gegeben werden soll. Ich 

·glaube, dieser Gedanke ist im Prinzip richtig. Wir 
sollten einmal untersuchen, ob es nicht möglich ist, 
Stellen einzusparen, zumal es ja fast 300 nicht­
besetzte Stellen gibt. Vielleicht könnte man durch 
den Abbau dieser Stellen bessere Stellen schaffen, 
so daß der einzelne Polizeibeamte weiß, er werde 
nicht jahrzehntelang als Hauptwachtmeister an 
einer Stelle hängenbleiben, sondern eine spätere 
Aufstiegsmöglichkeit in eine bessere Besoldungs­
gruppe haben. 

Da ich gerade bei der Personalpolitik bin, darf 
ich eines offen aussprechen. Ich habe gehört, daß 
bei den Etatberatungen für die Polizei der Pe1·­
sonalhaushalt mit den Präsidenten der Landpolizei 
nicht abgesprochen wurde, sondern lediglich mit 
den Betriebsräten. Ich kann mir vorstellen, daß es 
für die leitenden Herren der Polizei ein etwas un­
angenehmes Gefühl ist, über die Veränderungen im 
Personalaushalt praktisch erst von ihren Betriebs­
räten zu hören, weil nicht sie in erster Linie zu 
diesen Besprechungen herangezogen worden sind. 
Ich hielte es deshalb bei aller Würdigung der Be­
triebsräte doch für besser, wenn das Innenmini­
sterium in erster Linie mit den leitenden Beamten 
der Polizei selbst verhandelte, als daß man diese 
Persönlichkeiten in die unangenehme Situation 
bringt, erst über den Betriebsrat von den wichtig­
sten Dingen zu erfahren. Es war übrigens nicht 
nur beim Haushalt so, sondern oft auch bei anderen 
Gelegenheiten. 

Die meisten Klagen,, die wir heute immer wieder 
hören, wenn wir es mit leitenden und ve'rantwor­
tungsbewußten Polizeifachleuten zu tun haben, 
sind die geringen Regiemittel, die die Polizei be­
kommt. Leider hat man auch dieses Mal keine grö­
ßeren Ansätze beansprucht, so. daß wohl auch im 
nächsten Haushaltsjahr die gleichen Klagen laut 
und nicht verstummen werden. Es fehlt oft am 
Allernotwendigsten. Wer in diese Dinge keinen 
Einblick hat, kann sich gar nicht vorstellen, wie 
sehr der gesamte Apparat der Polizei dadurch ge­
hemmt wird. Ich kenne Fälle, in denen Polizei­
beamte der Landpolizei in ihrem Bekanntenkreis 
um Schreib- und Durchschlagpapier und sonstiges 
Büromaterial betteln, weil sie es über ihre Dienst­
stelle praktisch nicht bekommen. Es ist vorgekom­
men, daß selbst bei Verkehrsunfällen nicht mehr 
telefoniert werden kann, weil die Mittel für das 
Telefon nicht mehr zu Verfügung stehen; in ande-
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ren Fällen konnten selbst kriminelle Fahndungen 
nicht mehr durchgeführt werden, weil die Reise­
kosten nicht vorhanden waren. Ich glaube, wir 
dürfen nicht so weit gehen, die finanziellen Mittel 
so knapp zu halten, daß zum Schluß die polizei­
lichen Aufgaben nicht mehr durchgeführt werden 
können. Seit dem 1. April 1950 sind trotz Preis­
erhöhung die Zuteilungen für die Geschäfts­
bedürfnisse gleich - ich möchte sagen - gleich 
schlecht geblieben. Ich darf es Ihnen an einem Bei­
spiel zeigen: Eine mit drei Mann belegte Station 
der Landpolizei erhält an Zuteilung für Geschäfts­
bedürfnisse pro Vierteljahr 11,70 DM.· Damit Jäßt 
sich eine solche Station nicht führen. Es fehlt an 
Büromaterial und es fehlen, wie immer gesagt 
wird, fast 300 Schreibmaschinen, aber auch Stühle, 
Tische usw. Vor einiger Zeit hat man, ich möchte 
fast sagen, in lustiger Weise größere statistische 
Er.helbungen dlurchogefüihrt, wie v~eie Beamte auf 
einer Station immer anwesend und wie viele im 
Dienst sind, damit man nach dieser Statistik die 
Anzahl der Stühle feststellt, die notwendig sind. 
Soweit darf man wirklich nicht gehen und man 
sollte auf jeden Fall wie bei jeder anderen Be­
hörde dafür sorgen, daß jeder Polizeibeamte auch 
seinen Arbeitsplatz und seinen Stuhl hat, auf dem 
er sitzen kann, wenn er in der Station Dienst tut. 

Eoin weiterer schwieriger Engpaß ist vor allem 
bei der Landpolizei die Kraftfahi:zeuglage. Am 
Stichtag, 1. Juni 1953, waren es bei der Landpolizei 
2211 Fahrzeuge. Ich habe mir einmal die Mühe ge­
macht, herauszufinden, wie sich nun dieser Kraft­
fahrzeugpark zusammensetzt. Ich habe erfahren, 
daß davon allein 58 Prozent aus der Fertigung vor 
1945 stammen. Das sind so veraltete Wagen, 
daß sie bedeutende Mehrkosten verursachen. Die 
Wirtschaft würde mit solchen Wagen nicht mehr 
fahren, weil sie unrentabel sind. Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß es beim Staat anders ist, und des­
halb müßte man auch alles versuchen, um diese 
unrentablen Wagen abzustoßen. 42 Prozent sind 
also praktisch aus der Nachkriegsfertigung, wobei 
zu berücksichtigen ist, daß ein großer Teil der Wa­
gen schon wieder 5 oder 6 Jahre alt ist. Die Bau­
jahrgruppen zwischen 18 und 25 Jahren umfassen 
heute noch bei der Polizei 115 Kraftfahrzeuge, das 
heißt 115 Kraftfahrzeuge sind 18 bis 25 Jahre alt. 
Das sind also schon Fahrzeuge, die am Tag des 
deutschen Automobils als Sehenswürdigkeiten durch 
München fahren könnten. 14 bis 17 Jahre alt sind 
758 Kraftfahrzeuge. Das erscheint mir als ·eine sehr 
hohe Zahl veralteter Fahrzeuge und die Reparatur­
kosten sind auch dementsprechend. Die Aufteilung 
der Betriebsmittel, vom Etat aus gesehen, bedeu­
tet, daß allein für Reparaturen, Ergänzungsbeschaf­
fung, Bereifung, Batterien, Werkzeuge usw. 43,6 
Prozent aller Mittel aufgewendet werden müssen, 
das heißt 798 000 DM werden allein für Repara­
turen jährlich ausgegeben. Ich glaube, man sollte 
diese Gelder eher für Neubeschaffung benützen 
und dadurch die Kosten für Reparaturen senken. 

Es ist von meinem Vorredner gesagt worden -
auch der Herr Innenminister hat es in seiner Haus-

haltsrede ausgeführt -, daß das eigentliche Front­
gebiet heute die Straße ist. Wir haben heute ein 
Verkehrsproblem, das mit seinen Opfern praktisch 
fast an den Krieg heranreicht. Wenn sich der Auto­
verkehr in den letzten Jahren, wie der Herr Innen­
minister ausführte, vervierfacht hat, muß auch auf 
dem Gebiet der Verkehrspolizei etwas getan wer­

-den. Die Polizei muß modernisiert werden; um den 
Straßenverkehr etwas zügiger zu gestalten. Was 
wir in Bayern benötigen, wären moto1·isierte Ver­
kehrsbereitschaften, die mit allen technischen Hilfs­
mitteln - Funk usw. - ausgerüstet sind. Es sind 
auch jetzt, wie angedeutet worden ist, Vorbereitun­
gen im Gange, solche motorisierten Verkehrsbereit­
schaften zu schaffen. Soweit ich aber unterrichtet 
bin, hat man vor, diese Neuaufstellungen aus den 
jetzigen Belständen zu nehmen. Es soll also prak­
tisch nichts neu hinzukommen. Das ist eine Unmög­
lichkeit; denn damit erreichen wir keine Besserung, 
sondern höchstens eine Verschlechterung, weil dann 
eben einige wenige gute Formationen zusammen­
gestellt werden und wahrscheinlich die übrigen 
Formationen der Polizei zusammenbrechen. 

Ich möchte an dieser Stelle das Beispiel nennen, 
das ein Teil von Ihnen in der Presse gelesen haben 
wird. Als Bundespräsident Heuß nach Bayern auf 
Urlaub kam, ist er bis zur bayerischen Grenze von 
württembergischer Polizei begleitet worden, die 
mit sehr schnittigen Wagen fuhr. An der bayeri­
schen Landesgrenze übernah~ dann die bayerische 
Polizei die Begleitung. Da hat der Bundespräsident, 
der ein humorvoller Mann ist, die Beamten gefragt, 
wie schnell sie fahren können, damit sie ihm noch 
hinterherkommen. Sie haben dann auch nicht O.as 
Tempo halten können, weil ihre Fahrzeuge nicht 
über 70 Kilometer fahren können. Ich weiß nicht, 
ob man damit vielleicht dem Landtag vordemon­
strieren wollte, wie die Lage auf dem Kraftfahr­
zeuggebiet der Polizei ist. Aber schon immer sagen 
unsere Beamten, wenn sie an der württembergi­
schen Grenze Dienst tun, daß sie ihre w·agen 100 
Meter vorher abstellen, damit sie sich nicht vor 
ihren württembergischen Kollegen· schämen müs­
sen, wenn sie mit einer Klapperkiste kommen. Auf 
diesem Gebiet muß also etwas gemacht werden. 

Ein für die Polizei überaus wichtiges Gebiet ist 
auch die Ausstattung mit Waffen. Auch da sind wir 
bisher noch schlecht daran. 

(Abg. Junker: Gute Steinschleudern haben sie!) 

Wir haben als Feuerwaffen einen Bestand von 3612 
Stück bei einem Bedarf von 8718, das heißt, wir 
haben im Augenblick einen Fehlbetrag von 5106 
Feuerwaffen. Der Bestand an 3612 Faustfeuer­
waffen setzt sich zusammen aus 1820 Walther­
pistolen und 1782 amerikanischen Trommelrevol-. 
vern, Fundwaffen usw„ und da kommt man, Herr 
Kollege, an die Steinschleudern bald heran. Treffen 
kann man damit ganz bestimmt nicht mehr. Ich 
glaube, wir sollten auch auf diesem Gebiet die 
Polizei in die Lage versetzen, etwas mehr zu tun, 
zumal Sie ja berücksichtigen müssen, daß allein 
42 Beamte der Landpolizei im Dienst getötet wur­
den. Ich glaube, wir haben eigentlich die Pflicht, 
die Beamten, die für den Staat und für uns ihr 
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Leben einsetzen, auch so zu bewaffnen, daß sie sich 
mit Erfolg wehren können, wenn es notwendig ist. 

(Abg. Kiene: Steht ja im Etat drinnen!) 

- Im Etat ist bisher auf diesem Gebiet nichts ge­
schehen. Im übrigen verlangt auch die Polizei die 
Anschaffung von Maschinenpistolen. Bisher sind 
praktisch noch keine in ihrem Besitz. Ich will hof­
fen, daß es auf diesem Gebiet im nächsten Jahr 
etwas besser wird. 

(Abg. Kiene: Für 200 000 DM Pistolen für die 
Landesgrenzpolizei!) 

Daß bisher keine geeigneten Waffen vorhanden 
sind, hängt auch damit zusammen, daß wir erst die 
EVG-Verträge durchbringen müssen, damit wir 
wieder Waffen herstellen können. Solange müssen 
wir uns jedenfalls mit amerikanischen Fundwaffen 
zufrieden geben. 

Ein Ge'biet darf ich noch kurz streti.fen. Es sind 
die Beihilfen, 'bei denen sich die Poli,zei sehr 
schlecht stellt. Es sind jene 1Beilhilfen, die notwen­
dig sind, um im Krankheits- oder Todesfall niach 
den Beihilfegrund1Sätzen helfen zu können. Da stan­
den bisher für 1einen Bedarf von 100 Ptrozent der 
Polizei pra:ktisch ülberhaupt nur !immer 60 Prozent 
zur Verfügung, das iheißt, in D!M :ausger.echnet: 
750 000 1D!M wurden !benötigt und nur ungefähr 
4165 000 [)!LVI standen ,zur Verfügung. Das erg:iJbt sich 
dararus, daß natürlich gegenüber den anderen Be­
amten - mögen Sie die Lehrer oder Gott weiß 
w:as nelhmen - d~e Polizei ibedeutend mehr ge­
fährdet ist und einen bedeutend höheren Kranken­
stand hat, weil sie bei Winid und Wetter draußen 
Dienist tun muß. Es ih:at sich durch mehrere Jahre 
herausgestellt, daß die Po1izei niemals mit den ihr 
·zugewiesenen Mitteln auskommt, weil eiben der 
.AJusfall durch Krankheit bei ihr viel größer ist. 

·Es wäre· desiha'1!b roichttg, auf diesem Gebiet 'von 
vornhere.i111. fü·r eine bessere Berücksichtigung zu 
sorgen. Die iBearibeitung der Anträge und die Aus­
zahlung der Beihilfen müßte dann auch beschleu­
nigt werden :können; denn wenn der beabsichtigte 
Zweck 'erreicht werden soll, nämlich eine Notlage 
des Be1amten a!bzuwenden, geht es nicht an, daß 
man monate- oder jahrelang auf eine Auszahlung 
w:arten muß. Es. muß siich ·ein Weg finden Lassen, 
der eine schnellere Hilfe ·ermö,glicht. 

Nun 12iU einem Ge1btlet, das ,vor allem den Sicher­
heiitsausschuß oft !bewegt ihat! Es ist das Gebiet des 
Wohnungsbaues, auf dem wir ja auch ein schönes 
Stück weiter,gekommen sind. Gerade für die Polizei 
konnten doch ·:füh:l!b:are Erleichterungen geschaffen 
werden. Wias bisher zu kurz w·eggekommen ist, ist 
der Bau von neuen Dienststellen; denn von unge­
fähr 1200 Dienststellen !in Bayern sind nur 200 in 
staatseigenen GebäUJden unte11gebracht. Was wir 
allein an Mieten 2iahlen müssen, ist beträchtlich. 
Auch der Dienst selibst würde erfordern, daß die 
Polizeibeamten zentral zusammengefaßt sind. Es 
wäre ein Ideal,zustand, wenn wir mehr eigene 
Dienstgelbäude hätten, in denen dann die Polizei­
beamten auch gleichzeitig wohnen können und 

jederzeit einsafalbereit sind. Auf diesem Gebiet sind 
heute noch sehr viele Mißstände, die ibisiher aller­
dings natür1ich nicht !beho!ben werden konnten, weil 
sie sich aus der Not der Nachkriegszeit eTgeben 
ha:ben. Es ist unendlich viel zerstört worden, und 
bisher w:ar eben das Kapital für den Neuacufüau 
nicht vorhanden. Wir werden aiber in Zukunft ver­
suchen müssen, aruf diesem Gebiet eine raschere 
Lösung 1zu finden. Vielleicht sollte man im Außer­
ordentlichen Hausha:lt doch einmal Mittel bereit­
stellen, rum 1c1amit ·ein Bauprogramm anl:aufen zu 
lassen, mit dem siich jedes Jahr ibedeutende Kosten 
an Mieten ;einsparen ließen. 

Ein Wort noch zur Dienstbekleidung. Letztlich ist 
auch das ein sehr wichtiges Kapitel der Polizei. 
Denn die Polizei ist nun einmal das uniformierte 
AushäTIJgeschild des Staates, und es macht z,weifel­
los keinen guten EiTI'druck, wenn dte Poliz.ei eines 
Staates schlecht oder unordentlich gekleidet um­
herlä:uft. Wir iha:ben zwar das lßekleMungsgeld von 
12 ;auf 15 DiM erhöht, aiber auch das ist letztlich 
un:zmreichend, weil nun einmal •heute alles bereits 
so teuer geworden ist, daß man allein schon, wenn 
,man viel Schuhwerk benötiJgt, mit 15 [)!LVI monat­
lich nicht :auskommt. Sollten wir aiber die Dienst­
bekleidungsgelder noch einmal erhöhen können, 
müßte wohl eine •andere Regelung gefunden wer­
den, indem man eine Dienstibekled.dungskasse oder 
ähnlii.ches einrichtet. lDenn heute ist es so, daß sehr 
viele der Polizeibeamten in iihrem Bekleidungsgeld 
nichts anderes als eine Gehaltszulage sehen und 
alle Vierteljahre das Bekleidnmgsge1d :vielleicht 
dazu benützen, ihrer Frau einen erhöhten Zuschuß 
für die Wirtschiaftskasse zu gehen. Es wäre viel­
leicht doch richtiger, rwenn dann das Bekleidungs­
geld aUJf ·e>in eigenes Konto eingezaihlt wird und 
<iweckgelbunden ist, so daß es wlirklich nur für die 
Ausrüstung, die Uniform und Bekleidung der Be­
amten verwendet werden kann . 

Zusammern5assend darf icli also IZU dem ganz·en 
Problem sagen, der P:oli,zeivoll2iugsdienst darf nicht 
in dem S!inn von der Verwaltung aibhängig sein, 
daß der polii:zeiliche iEinsatz letztlich davon be­
stimmt wird, in welchem Umfang Mittel zur Ver­
fügung stehen. Wir müssen auf dem Gebiet decr 
Polizei etwas anders rechnen und die Notwendig­
keiten einkalkulieren, diie nun einmal anfallen, um 
den polize,ilichen Vollzugsdienst ülberlraupt, und . 
zwar gut, drurchführen zu können. 

Außer der finanziellen und technischen Unter­
stütmmg muß der Staat - das ist meine MeinJUng 
- dem PoUze!i!beamten aiber auch noch eine mora­
lische Unterstützung •gehen, und geriade auf dem 
Gebiet ihahen wir bisher, gla'Uibe ich, sehr viel ver­
säumt. Ich ihabe schon einmal in einem Alusschuß 
das lßed:spiel gelbracht, das· zeigt, daß wir von eini­
gen wir:kliich echt demokratischen Ländern le:r:nen 
sollten. <Die Engländer wissen, warum sie ihre 
P·ohZ'ei pr.akti1Sch niicht ibewad'fnet haiben. Sie haben 
si:e nicht iberwaffnet, rweil s1ie den Polizefüeamten so 
scharrf durch das Gesetz schiiitzen, daß eben jeder, 
der dort drüben .gegen einen Poli1zefüe·amten im 
Dienst die Waffe erhe1bt oder gegen ihn tätlich wird, 
mit der Todesstrafe verfolgt wird. Sie haben d.n der 
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let•zten Z·ei t ja bei dem· einen Prozeß gesehen, diaß 
man dem 1Betreffenden sogar den Kopf abhackte, 
obwohl er se]Jbst nicht einmal rgeg1en den Polizei­
beamten vorgegangen ist, sondern nur einen an­
deren ·da•zu aiufäoTderte. Alled.n das ist mit der 
Todesstrafe ibedacht worden. Ich b!i.n nun nicht 
etwa da:fiür, daß· wir nach .dem gleichen System 
ver.fahren; denn wir halben elben eine andere Ent­
wicklung ihinter uns als England. A!ber das Grund­
prinizip, d.as darin zum Ausdruck kommt, daß man 
sagt, wer sich geg·en e•inen PoJfaefüeamten im 
Dienst vergeht, ve11geht sich praktisch g.egen das 
Ordnungsprinzip des 1Staates, vergeht sich gegen 
den !Staat, •bedeutet schon etwas ungehe1uer Wich­
tiges. Dad1µrch gilbt man dem elinzelnen Be1amten 
selbst eine moral~sche Stärke, weü er weiß: Ich 
verkör'Pere ihrer den Staat urud habe Rechte und 
Ansehen, die nicht nur mit der Wa'ffe zum Aus­
drn,1ck kqmmen, sond:ern fotzten iEnde~ in einer 
Staatsgesinnu111g l1iegen. 

Ich muß sagen, es hat mich oft erschüttert, daß 
auf diesem Gebiet bei runs gernau da;s GegenteH von 
dem gemacht worden dst. Sie brauchen zmm Bei­
spiel nur die Vorgänge zu ibetrach•ten, die sich bei 
der Reimann-Kundge1bung in München 8.:bspielten: 
Als es. zum Schlruß zu -Tumulten kam und man 
gegen dd:e nicht auf d:em Boden deT Demokratie 
stehenden Rmihestörer mit der · Po'Ii1zei vor1gehen 
mußte, wurde dlie Poilizei dann von dies·en mit 
brennenden Fackeln ibeworfen. iDa111ach hat m1an 
zirka 20 Leute verhaftet und 19. von ihnen nach 
einer ha1ben Stunde schon wJe:der freigeg-eben un:d 
der eine ist mit eineT Ordnungsstrafe von vielle1Cht 
50 •DM weggekommen, die bestimmt· aus der il?ar­
telikass•e bezahlt wurden. !Sie seihen dar.aus, daß im 
Grunde genommen nichts geschreiht, um dem ~oli­
zeiibeamten, der sich hinstellt, rum die bemökr.atie 
zu schützen, auch den Riickhalt 1ZU gelben,. deri . er 
verlangen kann. In solchen F.äl.Jen müßte der 
Sfaa1Jsanrwalt dann ganz aniders einschTeiten und 
ganz andere Strafen für den · d'ord'~rn, der sich 
gegen die Polizea, gegen dies•e Ordnrungsmacht ver:.. 
geht.· 

Ich glaube, daß das Gesetz zur Sicherung des 
politischen Friedens da:s Probl-em nicht lösen wird. 
Staatsgesinnung kann man nicht durch Gesetze 
schaffen. Wenn !ich die !h:e1Uti.gen Ausführ1Ul1'gen des 
Herrn Staatsmünisters gehört ihaibe, so hart er ja 
geradezu Jbestätrilgt, wie iü1bernüissig ein solches Ge­
setz zur SicherU11'g des politischen Friedens ist. 
Denn er hat eine lange Liste 1vor;geies·en von Qtga­
n[s,a•tionen, dlie nun ·ver.boten WtUrden, und er hat 
zusammenfossend erklärt, daß auf diesem Gebiet 
keine Gefahr in Verzug ist, weil - und das er­
kennen wir an - ihier von Bayern arus die be­
stehenden \Möglichikeiten ausgernut•zt worden sli.nd, 
mehr als in den anderen Lä111dern, so daß dd.e 
rechts- unrd linksra:dika1en !Elemente !bereits anfan­
gen, aus ßayern abrzUJwandern und in für sie bes­
sere Gefi1de .:ziu gehen. Das zeigt aber doch, daß die 
heute ibesieihenden MögJichkeiten 1bei richtiger 
Handhabung durcha1Us ausre!ichen, um verfassungs:­
foindlic}).e Organisationen zu verbieten oder mit 

Erfolg aib!zuwehren. Ich gla·wbe, sie müßten für uns 
zunächst ed.nmal arusreichen, da das Gesetz zur 
Sicheriung des poldtischen Friedens ed.nen 'Ü!beraus 
gefährlichen Schritt weiter geht und Maßnahmen· 
einführrt, die auch seihr leicht für den ins Auge 
gehen können, der nun nicht un1bedingt unter die 
Kateigor:i:e fällt, von der man sagen kann, sie ist 
verfassungsfeindlich. Sie haben wahrscheinlich auch 
alle die Zuschriften der Kreise bekommen, die sich 
bedro!ht fühlen; das fing beim Presseverband an 
und endete beti allen mögüchen .anderen St,ellen. 
Alle fühlen sich in ihrer persönlichen Frei'helt 
durch dieses Ges·etz lbedrohrt, weü man dort tat­
sächlich manches zu sehr pa!USchal geregelt hat. 

Ich glaube also, wir haben im Augenblick ein 
solches Gesetz licht notwendig, können aiber sehr 
wohl den Weg weiter ibeschreiten, den der, Herr 
Innenminister gegangen ist, näml!ich die bestehen­
den Möglichkeiten aiuszunurte:en, um verfassungs­
feindliche Hestreibungen von rechts U'IJJd links ;so­
fort im Kelim Zl'U ersticken. 

Zweifellos ist eine der wichtigsten Aufgaben, die 
auf dem Gebiet der Polizei neu hinzugekommen 
sind, der Verfassungsschutz. Es ist überaus erfreu­
lich, daß das Verfassungsschutzaµit gerade in letz­
ter Zeit in organisatorischer Hinsicht auf eilien 
Stand gebracht wurde, der heute gew,ährleistet, 
daß. es gut arbeiten kann. Wir .müssen uns aber 
natürlich klar sein, wo die Achillesferse eines sol­
chen Verfassungsschutzamtes heute liegt. Es ist, ich 
möchte sagen, ,leider fast ein heißes Eisen und · ge­
fiihrlich geworden, es a;J.szusprechen, weil nun ein­
mal die Gestapo die Diktatur in einer Form be­
.s~hützt hat, daß es uns allen heiß und ·kalt über 
.den Rücken läuft, wenn wir allein das Wort „Ge-: 
heime Staatspolizei" hören. Aber es li~gt natürlich 
.eine ungeheure Gefahr darin, wenn wir glauben, 
.deshalb, weil die Gestapo einmal mit. unrechtlichen 
Mitteln eben eine Diktatur geschützt oder gestützt 
hät, könne eine Dem9kratie nun- darauf verzichten, 
sich auch eine Exekutive zu schaffen, die in der 
Lage ist, diese Demokratie zu schützen. Die Tat­
sache, daß heute das Verfassungsschutzamt keine 
eigene Exekutive hat, ist natürlich in der Praxis 
ein ganz ungeheuerer Nachteil. Zwar wird jetzt 
alles sehr schön statistisch von einem Verfassungs­
schutzamt erfaßt, aber die Auswertung in der 
Praxis, das Ziehen der Konsequenzen daraus, . ist 
heute natürlich sehr viel schwieriger. Wenn das 
Verfassungsschutzamt aber nichts weiter ist als· eine 
große bürokratische Behörde, fühle ich mich als 
Staatsbürger weiter sehr unsicher. Denn uns wird 
es nichts nützen, wenn das statistisch.tätige Verfas­
sungsschutzamt, sollte es, was Gott verhüten rri.öge, 
in Deutschland wieder einmal politisch schief gehen, 
dann erst aus seinen Tresors Aufstellungen heraus­
gibt, die besagen, daß alles schon vorher statistisch 
berechnet war. Mit statistischen Berechnungen wird 
uns zum Schlusse nicht geholfen sein. Es muß ge­
währleistet werden, daß die Erkenntnisse, die sich 
das Verfassungsschutzamt erworben hat, auch in 
der Praxis ausgewertet werden. Vor allem müssen 
die bestehenden politischen demokratischen Par­
teien eingeschaltet werden. Denn die Demokratie 
w,ird schließlich nicht von einer Polizei erhalten 
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und geschützt werden können, sondern praktisch 
nur bestehen, wenn sie auf ganz breiter Grund­
lage, auf der Grundlage des gesamten Volkes 
basiert. Deshalb ist es Aufgabe der bestehenden 
demokratischen Parteien, da mitzuhelfen. Es muß 
eine Verbindungsstelle geschaffen werden, bei der 
die Ergebnisse des Verfassungsschutzamts nicht in 
geheimen Tresoren schlummern, sondern in die 
großen breiten demokratischen Organisationen 
übermünden können, deren erstes Anliegen es sein 
muß, ihr eigenes System mit zu schützen. Wenn 
diese Verbindungsstelle nicht da ist, sondern im 
Grunde genommen nur einige wenige Bürokraten 
diese Dinge aufmerksam verfolgen, ohne daß auf 
der anderen Seite die Träger der Demokratie selbst 
dahinter stehen, um die notwendigen Folgerungeri 
aus den .Resultaten zu ziehen, sehe ich den Auf­
wand für dieses Amt nicht ganz ein. 

Ich muß nun zum Schluß sagen: Der Weg, den 
wir in Bayern mit dem Sicherheits- und Polizei­
ausschuß gegangen sind, ist tatsächlich beachtlich 
und recht erfolgreich. Ich möchte nicht nur dem 
Herrn Minister, sondern auch - man soll es nicht 
für möglich halten - den Regierungsparteien die 
Anerkennung dafür aussprechen, daß sie eine Mög­
lichkeit gefunden haben, mit der Opposition zu­
sammen in einer völlig fairen, offenen und klaren 
Form im Sicherheitsausschuß die Fragen zu be­
sprechen, die für die Staatssicherheit von Bedeu­
tung sind. Es ist ein unerhörter Vorteil, über den 
wir uns einmal klar werden sollten und den wir 
deshalb auch nach außen dringen lassen müssen, 
daß in diesem Parlament nicht nur geschimpft und 
gestritten wird und daß man sich nicht nur, wie 
oft die Gegner der Demokratie meinen, persönlich 
gegenseitig verunglimpft, sondern daß es auch 
wichtige Fragen gibt, die die Regierungsparteien 
und die Oppositiop. zusammen in völliger Überein­
stimmung zu lösen versuchen. Selbst uns als Oppo­
sitionspartei ist in diesem Ausschuß in aller Offen­
heit Einblick in die Verhältnisse der Staatssicher­
heit gegeben worden. Ich glaube, daß das ein recht 
großer Schritt auf dem Weg zu einer echten Demo­
kratie ist. Ich würde nur wünschen, daß man in 
einigen Monaten in Bonn, wenn der neue Bundes­
tag zusammentritt, dieses System übernimmt. Denn 
wir müssen uns natürlich klar sein,· die Staats­
sicherheit hängt letztlich nicht von Bayern ab, son­
dern .sie ist, wenn überhaupt, zuerst auf der Bun­
desebene gefährdet. Es wäre also sehr wichtig, 
daß auch beim Bund einmal ein Sicherheitsausschuß 
gebildet wird, in dem Regierung und Opposition, 
wie sie auch aussehen mögen, gemeinsam ver­
suchen, die Dinge zu regeln, die geregelt werden 
müssen, um sich gegenseitig am Leben zu erhalten. 
Denn wenn wir nicht in einigen Punkten zusam­
menstehen, werden wir uns bald nicht mehr in 
anderen streiten können. Irgendwie müssen wir 
ja das System selbst schützen. Deswegen sollte man 
auf diesem Gebiet den Weg, den wir bereits be­
schritten haben, weitergehen. 

· Die Demokratie mit ihrem Haushaltsrecht und 
ihrem Gesamtaufbau ist . wohl die schwierigste 

Staatsform. Wir sind natürlich gezwungen, in 
einem solchen System, das sehr durchsichtig auf­
gebaut ist, überall zu sparen. Wir sollten aber um 
Gottes willen nicht am falschen Ende zu sparen 
anfangen. Wir müssen erkennen, was unbedingt 
notwendig ist, um dieses System selbst zu sichern. 
Ich glaube, daß gerade deshalb eine Demokratie 
eine sehr schlagkräftige, einsatzbereite und gute 
Polizei braucht. Wir sollten wissen, daß uns in der 
Demokratie eine billige Polizei letztlich sehr teuer 
zu stehen kommen kann. 

(Beifall bei FDP und BHE) 

Präsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Der Ältestenrat hat vereinbart, daß die 
Beratungen in dieser Woche nachmittags jeweils 
bereits um 14 Uhr aufgenommen werden sollen, 
um die Abwicklung des Gesamtprogramms zu er­
möglichen. 

Ich schlage deshalb vor, jetzt die Sitzung zu un­
terbrechen. - Um 14 Uhr wird die Beratung fort­
geführt. Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 6 Minuten 
unterbrochen) 

Präsident Dr. Dr. Rundhammer nimmt die Sit­
zung um 14 Uhr wieder auf. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Sitzung ist wie­
der aufgenommen. 

In der Reihenfolge der Redner erhält das Wort 
der Herr· Abgeordnete Eberhard. 

Eberhard (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Ich nehme nicht an, daß 
die schwache Besetzung des Hauses ein Zeichen für 
ein geringes Interesse an diesem so wichtigen 
Einzelplan 03 ist. Es handelt sich letztlich um einen 
Etat, der den bayerischen Staatsbürger, ich möchte 
sagen, von der Wiege bis zur Bahre begleitet. über­
all im öffentlichen Leben drückt sich der Bereich 
der inneren Verwaltung aus, im wahrsten Sinne 
des Wortes von der Wiege bis zur Bahre; das ver­
spürt die Hebamme und es geht weiter bis zum 
Totengräber. 

Wenn wir uns nun mit diesem Etat beschäftigen 
und ich mich wegen der Eilbedürftigkeit und der 
Notwendigkeit, die Beratungen noch in dieser 
Woche zu Ende zu bringen, kurz fassen muß, dann 
darf ich auf ein paar Probleme aufmerksam 
machen, die uns alle angehen. Das eine ist ein 
Problem, das bei den Beratungen des Einzelplans 03 
zwar keine besondere Rolle für die Diskussion 
spielt, aber doch erörtert werden muß: die Frage 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Sowohl der Herr 
Innenminister in seiner Etatrede als auch der Herr 
Kollege Dr. Lippert von der Bayernpartei haben 
auf die Probleme der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
hingewiesen. Wir müssen uns einmal mit diesem 
Problem auseinandersetzen, wenngleich von An­
fang an betont werden muß, daß der Grundn1tz der 
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Rechtmäßigkeit und Gesetzmäßigkeit der Verwal­
tung über allem stehen muß, auch über. et:vai~en 
kritischen Vorschlägen und Anregungen hmsichthch 
einer Neufassung des Verwaltungsgerichtsgesetzes 
und des Rechtes der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Während wir in der nationalsozialistischen Zeit 
feststellen mußten, daß die Rechte der Staatsbürger 
in einem ungewöhnlichen Maß eingeschränkt wur­
den und der Staatsbürger gar keine Möglichkeit 

··hatte. seine Rechte als Bürger durchzusetzen, müs­
sen ~ir objektiv gesehen bemerken, daß in der Zeit 
nach 1945 das Pendel in entgegengesetzter Richtung 
auszuschlagen versucht. Wir laufen Gefahr, über· 
den Rechtsstaat hinaus zu einem Justizstaat, ja zu 
einem R·echtswegestaat zu werden. Wir kennen die 
Gründe, die dazu geführt haben und an sich ver­
fassungs- und gesetzmäßig verankert sind, nämlich 
einmal die schrankenlose Generalklausel, auf die 
auch der Herr Innenminister heute "ll:nter An­
führung einer Rede des Herrn Präsidenten d~s 
Bundesverwaltungsgerichtes hirugewiesen hat, zwei­
tens die vorgeschriebene Nachprüfung der Ermes­
sensfragen unter dem Gesichtspunkt des Ermessens­
fehlers des Ermessensmißbrauchs und schließlich 
auch die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte, 
die in steigendem Maße bisherige Ermessensfragen 
in den Bereich der Rechtsfragen einbezieht. Diese 
drei Gründe haben dazu geführt, daß allüberall im 
Lande eine ungeheure Ausdehnung nicht nur der 
Tätigkeit der Verwaltungsgerichte als solcher -
also der Verwaltungsgerichte und desVerwaltungs­
geric..li.tshofs -, sondern darüber hinaus auch ~nde­
rer Gerichte zum Beispiel des Verfassungsgerichts­
hofs in eine'.rn Maße Platz gegriffen hat, d~s eine 
schwere Bedrohung oder, ich möchte sagen, ~äh­
mung unserer Verwaltung, und zwar de: pr~~ti­
schen Verwaltung überhaupt darstellt. Die Tatig­
keit der Verwaltungsbehörden droht durch die 
großzügige Einführung und Zulassung gerichtlicher 
Kontrollen immer wieder beeinträchtigt zu werden. 
Es gibt in den weiten Gebieten der praktischen 
Verwaltung kaum eine Verfügung, die nicht mit 
der Behauptung, es liege ein behördlicher Ermes­
sensmißbrauch vor, auf den Gerichtsweg verlagert 
oder deren Vollzug durch die Rechtsbehelfe, vor 
allem durch die aufschiebende Wirkung stark ge­
hemmt und auf die lange Bank geschoben werden 
kann. Die Verwaltung fühlt sich dabei eigentlich 
ständig in die Verteidigung gedrängt. Der Verwal­
tungsbeamte sieht seine Entscheidung auch in Fäl­
len in denen gar keine rechtlichen Gesichtspunkte 
vo;liegen, in eiri langwieriges Rechtsverfahren hin­
eingezogen, dessen Ende vielfach nicht abzusehen 
ist. Diesen Sorgen und Schwierigkeiten hat insbe­
sondere der Generalstaatsanwalt beim bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof, Herr D1·. Kratzer, in sei­
nem Jahresbericht für das Jahr 1952 Ausdruck ge­
geben. Er hat dabei darauf hingewiesen, es müsse 
natürlich die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung im­
mer Richtschnur für das gesamte Handeln bleiben, 
man könne sich aber auch auf den Standpünkt stel­
len daß in dieser Hinsicht des Guten auch zu viel 
gescliehen kann. Der Herr Kollege Dr. Lippert hat 
zum Beispiel heute früh deswegen angeregt, ins-

besondere in Bagatellsachen die Besetzung der Ge­
richte mit fünf Richtern abzuschaffen und auch bei 
den verwaltungsgerichtlichen Verfahren den Einzel.:. 
richter einzuführen. 

Dazu kommt noch, daß beim Großteil aller öffent­
lich-rechtlichen Streitigkeiten der Rechtszug .nicht 
nur durch mehrere Stufen geführt werden kann, 
was an sich selbstverständlich ist, sondern daß bei 
vielen auch mehrere Rechtswege nebeneinander 
herlaufen. Ich erinnere mich eines Falles in mei­
nem Amt, wo eine frühere Angestellte, die im Drit­
ten Reich entlassen wurde, nun auf dem Wege über 
das Verfassungsgericht, das Verwaltungsgericht, 
das Arbeitsgericht und die Wiedergutmachungs­
behörden ihre Wiedereinstellung betreibt. Wir 
mußten uns im Amt mit dem Nebeneinander von 
vier Verfahren beschäftigen. Der juristische Neben­
beamte meines Amts hat eigentlich nichts anderes 
zu tun gehabt, als immer wieder Termine wahr­
zunehmen, entweder beim Arbeitsgericht, oder bei 
den Wiedergutmachungsbehörden, oder beim Ver­
waltungsgericht. Es wurde immer wieder ausge­
setzt. Eine Behörde setzte aus, bis das andere Ge­
richt entschieden oder nicht entschieden hatte. So 
ging es ständig hin und her. Wir sind jetzt nach 
einer Zeitdauer vori fünf Vierteljahren unge.fähr 
in der letzten Entscheidung. Daß nichts dabei her­
auskommen würde, war an sich von vornherein 
klar. Man kann sich daher nur wundern, daß solche 
Möglichkeiten bestehen. Ich möChte sagen, daß 
nicht nur der stufenweise Aufbau .dieser Rechts­
behelfe, sondern vor allem das Nebeneinande_r die­
ser Mqglichkeiten zu außerordentlichen Hemmun­
gen innerhalb der praktischen Verwaltung führt. 
Der Herr Generalstaatsanwalt Dr. Kratzer hat in 
diesem Bericht den Versuch gemacht, den ich 
Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
nicht vorenthalten möchte, einmal an Hand des 
damals noch nicht beschlossenen Gesetzes über die 
Röntgenreihen,untersuchungen darzulegen, wie man 
gegen dieses Gesetz etwa vorgehen könnte. Seien 
Sie außer Sorge, meine Fraktion und ich persön­
lich werden den Weg, der hier vorgeschlagen ist, 
nicht ergreifen. Aber es bestehen 12 oder 16 Mög­
lichkeiten, um gegen ein solches Gesetz anzugehen. 
Wir beschäftigen uns im Bayerischen Landtag viel 
zu sehr. mit praktischen Dingen, nämlich ?lit den 
Auswirkungen beziehungsweise Voraussetzungen 
der praktischen Verwaltung. Wir sollten unser 
Augenmerk gerade als Gesetzgeber auch einmal 
auf diese Dinge lenken und ich bin dem Herrn 
Innenminister dankbar, daß er in seiner Etatrede 
diese Frage wenigstens angedeutet hat. 

Welche Möglichkeiten bestehen nun, um gegen 
dieses einzelne Gesetz vorzugehen? 1. Es gibt die 
Möglichkeit, auf Grund des Gesetzes über den 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof die Verfas­
sungswidrigkeit der erwähnten gesetzlichen Rege­
lung wegen Einschränkung eines Grundrechtes 
durch Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof fest­
stellen zu lassen. 2. Eine weitere Möglichkeit er­
gibt sich aus der Überlagerung durch den Bund. 
Nach dem Gesetz über das Bundesverfassungsge­
richt kann jedermann mit der Behauptung, das Ge­
setz verletze unmittelbar sein Grundrecht der per-
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sönlichen Freiheit, die Verfassungsmäßigkeit des 
Gesetzes nun auch durch Beschwerde zum Bundes­
verfassi,mgsgericht angreifen .. 3. Ergeht im Vollzug 
des Gesetzes eine behördliche Aufforderung an 
einen Staatsbürger, sich hier im konkreten Fall der 
Durchleuchtung zu unterziehen, so kann er gegen 
einen solchen Verwaltungsakt - und ein solcher 
ist es zweifellos - zunächst einmal die Vorschalt­
beschwerde zur vorgesetzten Behörde, zur Regie­
rung erheben. Gegen diese Vorschaltbeschwerde gibt 
es die Anfechtungsklage zum Verwaltungsgericht 
und anschließend die Berufung zum Bayerischen 
Ver'waltungsg~richtshof, ·und zwar im Insta~:z;enzug. 
Nebenher kann Aufsichtsbeschwerde ergriffen wer­
den und darüber hinaus neuerdings auch noch Revi-' 
sion zum Bundesverwaltungsgericht in Berlin, eine 
Möglichkeit eines Rechtsbehelfes, dessen Einlegung 
sehr gebräuchlich ist, und zwar deswegen, weil man 
durch den langsamen. Aufbau des Bundesverwal­
tungsgerichts in Berlin damit rechnet, daß die An­
gelegenheit nicht in abs~hbarer Zeit, sondern viel­
leicht erst in einigen Jahren .zur Entscheidung ge­
langt; eine außerordentlich lähmende· Erscheinung 
gerade für unsere praktische Verwaltungstätigkeit. 

Wenn nun diese Möglichkeiten im Rahmen des 
Instanienzugs - Beschwerde, Anfechtungsklage, 
Berufung, Aufsichtsbeschwerde und Revision -
zu einer Ziffer 3 zusammengefaßt werden, dann 
gibt es unter Ziffer 4 weiter die Möglichkeit, nach 
Erschöpfung des Rechtswegs wegen vermeintlicher 
Verletzung des in Art. 102 der Bayerischen Verfas­
sung garantierten Rechtes Verfassungsbeschwerde 
zum Bayerischen Verfassungsgerichtshof zu er­
heben, ebenso besteht 5. wiederum die konkur­
rierende Möglichkeit der· Verfassungsbeschwerde 
zum Bundesverfassungsgericht. Unter Ziffer 6 wird 
aufgeführt, daß schließlich der durch den angeb­
lich freiheitsverletzenden Verwaltungsakt Betrof.:. 
fene. künftig sogar Antrag an die Europäische 
Kommission für Menschenrechte steilen kann. Also, 
es werden immer mehr Möglichkeiten eröffnet, um 
dem Bürger zu seinem Recht zu verhelfen, wobei 
ich persönlich der Auffassung bin, daß diese Viel­
gestaltigkeit der Rechtsmittel und Rechtsbehelfe 
nur eine Wirrnis innerhalb der praktischen Ver­
waltung hervorruft. 

(Abg. Dr. Schier: Es ist ebenso schwierig, 
sein Recht so zu verfechten!) 

- Das sicher, :fterr Kollege Dr. Schier! 

Nun 7. hält in einem Gerichtsverfahren, bei­
spielsweise in einem Strafverfahren, gegenüber 
einem zur Röntgenr'eiheriuntersuchung Vorgefade­
nen der Richter das Geset·z für verfassungswidrig, 
hat er die Möglichkeit, die Entscheidung auszu­
setzen und im Wege der Richterklage, der konkre­
ten Normenkontrolle, die Entscheidung des Baye­
rischen Verfassungsgerichtshofs herbeizuführen; 
eine Möglichkeit, von der in Bayern häufig Ge­
brauch gemacht wird. Wir lesen das immer wie­
der unter den ersten Ziffern der Tagesordnung 
unserer Plenarsitzungen. 8. Hält in einem Ge"'.'" 
richtsverfahren der Richter das Gesetz auch wegeh 
Verstoßes gegen Artikel 2 Absatz 2 des Grund-

gesetzes für verfassungswidrig, muß er ebenfalls 
das Verfahren aussetzen und nach herrschender 
Lehre die Entscheidung des Bundesverfassungsge­
richts herbeiführen. 9. Eine Fraktion kann im 
Wege der sogenannten Verfassungsstreitigkeit die 
Verfassungsmäßigkeit des von der Mehrheit der 
Volksvertretung beschlossenen Gesetzes beim 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof anfechten. 
Unter Punkt 10 ist die Möglichkeit gegeben, die 
Sache vor das Bundesverfassungsgericht zu brin­
gen, und zwar dadurch, daß man die V,ereinbarkeit 
des Landesgesetzes mit dem Grundgesetz bestrei­
tet. 

11. Gibt es eine Möglichkeit, von der auch sehr 
viel Bewohner des Landes Gebrauch machen, sich 
an den Beschwerdeausschuß des Landtags zu wen­
den. Schließlich wird unter Punkt 12 die Möglich­
keit eröffnet, sich außerdem noch, wenn die Ver:.. 
letzung von Bundesrecht behauptet wird, nach dem 
Artikel 17 des Grundgesetzes mit einer Petition an 
den Bundestag zu wenden. · , 

Ich w,ollte all das nur einmal zum Ausdruck ge­
bracht haben, weil ich glaube, daß die Verwaltungs­
behörden angesichts dieser Tatsachen mit großen 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben, daß aber auf 
der anderen Seite natürlich innerhalb des demo­
kratischen Staates die Möglichkeit der Rechtsmittel 
und der Rechtsbehelfe unter allen Umständen ge~ 
geben sein muß. Dabei glaube ich, daß es einmal 
eine sehr vernünftige Arbeit unserer Ministerie~ 
beziehungsweise , auch der Herren bei.m Verwal~ 
tUngsgerichtshof wäre, brauchbare Vorschläge für 
eine Verbesserung des im Augenblick geltenden 
Rechts unserer· Verwaltungsgerichtsbarkeit zu ma­
chen. Die Verwaltungsgerichtsbarkeit sp~elt ja im 
Rahmen des Einzelplans 03 eine nicht unerhebliche 
Rolle. 

Aber lassen Sie mich nun nach diesem kurzen 
Abstecher zurückkommen auf die Probleme, die uns 
alle innerhalb des Einzelplans 03 beschäftigen und 
im besonderen angehen! Dabei darf ich wieder ein­
mal das Problem aufgreifen, das zwar alle in die­
sem Hause sattsam kennen, das uns allen bekannt 
ist, das aber bisher eine wirksame Abhilfe nicht 
erfahren hat, nämlich das Problem unserer Land­
straßen I. Ordnung, das in den letzten Monaten 
auch bei den Haushaltsberatungen augenscheinlich 
etwas in den Hintergrund geraten ist, und zwar 
deswegen, weil die Finanznot des Staates auch 
diese Frage allzu sehr beschattet hat. 

Der Herr Staatsminister der Finanzen hat auf 
die Ausführungen, die vor allem im Wirtschafts­
ausschuß des Landtags im Zusammenhang mit der 
Dringlichkeitsliste, die der Bayerische Landtag ver­
langt hatte, geführt worden sind, unter dem 10.Juni 
eine Aufstellung veröffentlicht, die nun doch etwas 
kritisch betrachtet werden muß. In dieser Aufstel­
lung sind die Mittel für das Haushaltsjahr 1953 
aufgeschlüsselt, die für den Straßen- und Brücken­
bau - nur dieses eine Gebiet darf ich heraus­
greifen - zur Verfügung stehen. Da ist zunächst 
für den Straßenunterhalt im Rahmen der allge­
meinen Haushaltsausgaben eine Summe von 3{?,5 
Millionen DM aufgeführt. Ich darf bemerken, daß 
in diesen allgemeinen Haushaltsausgaben für den 
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Straßenunterhalt auch enthalten sind die sogenann­
ten Aufwendungen für den Straßenaufsichtsdienst, 
und zwar in Höhe von 6 Millionen DM für ins­
gesamt· 1500 Straßenwärter und Straßenhilfsarbei­
ter. Wenn wir die 6 Millionen abziehen, kommen 
wir zu einem Betrag von etwas mehr als 30 Mil­
lionen DM für die laufende Unterhaltung unserer 
Landstraßen. Wir wissen, daß wir in Bayern mehr 
als 10 000 km Landstraßen I. Ordnung haben, wo­
von 27 Prozent als schlecht und 32 Prozent, also 
rund ein Drittel, als mittelmäßig )Jezeichnet werden 
·müssen, während 41 Prozent - es ist das eine sehr 
vorsichtige µnd gute Schätzung -·als gut bezeich­
net werden können. Vielfach lautet die Schätzung: 
ein Drittel schlecht, ~in Drittel mittelmäßig und 
ein Drittel gut. Wenn wir dies.e Zahlen zugrunde­
legen und uns überlegen, daß mehr als die Hälfte 
unserer· Landstraße·n, nämlich rund 60 Prozent, 
mittelmäßig· oder schlecht sind,· so bedeutet das, 
daß diese Straßen,· die zusammen rund 6000 km 
ausmachen, unterhalten werden müssen, um nicht 
gänzlich zu verfallen. Ich glaube; wir vergessen 
immer eines .bei unseren Maßnahmen auf dem Ge­
biete des Straßenbaues, daß nämlich allein der Un­
terhalt der bestehenden Straßen, vor allem der mit­
telmäßigen Straßen, rund 30 Millionen DM im 
Jahre verschlingt und daß diese 30 Millionen in 
den Aufstellungen des Finanzministeriums inbe­
griffen sind, die immer darauf hinauslaufen, fest­
zustellen, daß die Kraftfahrzeugsteuer nicht nur in 
vollem Umfang für den Straßenbau zur Verfügung 
gestellt wird, sondern daß darüber hinaus sogar 
noch einige .„Schönheitsmillionen" da sind, die über 
dieses Aufkommen aus der Kraftfahrzeugsteuer 
hinausgehen. Man darf also nicht vergessen, daß 
30 Millionen DM allein für die allgemeine Unter­
haltung bestimmt sind. Das sind, wie ich immer ·zu 
sagen pflege, die Straßenwärter, ·die, angefangen 
bei der Schaufel Sand, die sie in die Löcher hinein­
werfen, bis zu einem kleinen Teer- oder Asphalt­
überzug, draußen insgesamt 30 Millionen DM an 
reinen Unterhaltungsmitteln verbrauchen. 

Nun schreibt das Finanzministerium nach dieser 
Aufstellung von ~6,5 M~llionen DM ~ür reine Unter­
ha.itung weiter, daß dazu die einmaligen Straßen:. 
baumaßnahmen kommen. Das sind die M~ßnahmen, 
auf die die Dringlichkeitsliste wa:i;tet und auf di!= 
alle Abgeordneten in diesem Hause w .. arten, die 
einen etwas ungestümer und die anderen etwas 
n1higer. Dafür sind im Einzelplan 03 im Jahre 1953 
25 Millionen DM insgesamt veranschlagt. Nur 
25 · Millionen DM, muß ich sagen, und zwar des­
vYegen, weil in diesem Ansatz im vergangenen Jahr 
insgesamt rurrd 30 Millionen DM vorhanden waren 
und davon im heurigen Jahr 5 Millionen DM in 
den außerordentlichen Haushalt gewandert sind, 
nämlich in den Teil des Außerordentlichen Haus­
halts, der mit einer Ziffer von rund 9.0 Millionen 
als derjenige gilt, für den eine Deckung von der 
Einnahmenseite noch nicht gefunden ist. Das be­
deutet also, daß für dieses Jahr im Ordentlichen 
Haushalt für Straßenum- und -ausbauten - von 
großen Neubauten will ich noch nicht einmal 

reden - 25 Millionen DM zur Verfügung stehen. 
Nun geht ja unsere Dringlichkeitsliste, mit der sich 
das Hohe Haus schon beschäftigt hat, mit ihren vier 
Dringlichkeitsstufen davon aus, daß für die erste 
Dringlichkeitsstufe 60 Millionen DM benötigt wer­
den. Unterstellt man nun, daß rurid 25-30 Mil­
lionen DM i.n einem Haushaltsjahr zur Verfügung 
gestellt werden, so bedeutet dies, daß die Dringlich­
keitsstufe I in den Jahren 1953 und 1954 noch nicht 
einmal ganz zur Durchführ.ung gelangen kann, es 
sei denn, daß die jetzt im außerordentlichen Haus­
halt stehenden 5 Millionen DM tatsächlich zur Aus­
schüttung kommen. Das bedeutet - wie der· Herr 
Minister heute .ausgeführt hat -, daß wir in die­
sem. Haushaltsjahr insgesamt rund 2 Prozent der 
Landstraßen I. Ordnung wieder so instand setzen 
können, wie wir sie brauchen. Wir sind alle der 
Überzeugung, daß die D1·inglichkeitssfüfeneintei:.. 
lnng sicherlich sehr sch.ön und lehrreich ist. Bei der 
Durchsicht der Dringlichkeitsliste sind wir aber 
sicherlich alle zu der Auffassung gekommen, daß 
das, was unter die Dringlichkeitsstufe III fällt, also 
in einem Zeitraum zwischen dem 5. und 10. Jahr 
erledigt wird, eigentlich mindestens in die Dring:. 
lichkeitsstufe I gehört hätte. ' 

1~Se1hr gut! •bei der OSU) 

Sie alle werden •bei der [)urch~icht d:estg;estellt 
haiben, daß das Str:aßernstück, das iS~e besonders üµ 
A:uge ha1ben rund •Q.as Ihnen rimmer in besonderer 
Weise .a~ iffern rg•elegt wird, womö,glich nicht ein...: 
rri·al unter der Dringlichkeitsstu!Le ·IV angeführt ist. 

(ZushmmiunJg) 

Wir sind .uns ;a1so alle k1ar darülber und im Wrirt­
sch:a[tsausschiuß ist da'.rülber einrgelhend gesprochen 
worden, draß dieser Zustand auf di:e Dauer völlig 
'Lm'befrii.edigend ist, und zwar weigen s1eirier Uruwirf..: 
schaftlichkeit. Wenn wir· riäm1ich die Unterhalts­
mittel von ·30 Millionen iD!M 1betrachten und a'llf 
der anderen Seite in diesem Schneckentempo. den 
Aiusbau oder die !rnstandsetzung fort:f.üihren, dann 
•werden di:e. Unterhaltsmti:ttel in z,uJkmrnft li.m Grad 
weiter a:bsinik:en und nur noch für drie a11erschlech­
testen Straßen ve:vwendet werden 1~önnen, weil ja 
inzwischen von den mittelmäßigen Straßen wieder 
weJChe ·zu den schlechten Straßen hinüber.gewan­
dert sind. Wir werden also li.n diesem Hohen Hause 
!im nächsten H:ausihaltsdahr nicht mehr um die 
Entscheid'ung der Frage !herumkommen, in welcher 
Weise wir diesem Problem des Straßen- und 
Brücken'haues an den Leib gehen sollen. Ich gla,u;be, 
draß sich ·eine außerordentliche Anleihe - es ist 
von· 100 Millionen iDM g•esprochen worden - sd.cher­
lich in irgendeiner Art und Weise durchfülb.ren läßt. 
Wir halben j.a der Staatsregd.erunig doch mehr oder 
weniger schon den stiHen Auftraig gegeben, im 
Laufe des Winters, d.n der etwas :vuhigeren Zeit, 
einmal den Kopf anzustr.engen, um ednen solchen 
Vorschlag· zu machen. Eine solche Stnaßenanleihe, 
nur in Höhe von 100 oder ra•uch 50 Mii.llionen DM 
aufgelegt, würde wenigstens ti.n etwa die Straßen 
in einen erträghchen Zustarnd · brinJgen. W.ir sind 
weit .davon entfernt 2u sagen, eirre solche Anleihe 
auch von 100 oder mehr Md.llionen DM wär,e in der 
Lage, unser :StraßenproibJem zu lösen. Es !ist ja 
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me!hr .als eine MiHiarde D!M notwend1g, wenn der 
Z1Ustand der li.n der Dringlichkeitsliste .aufgeführten 
Str.aßen schlecht und recht den weit vorausgeeilten 
Bedürfnissen vor allem auf dem Gelbä.et der Sicher­
heit des Ver:kehrs gerecht werden soll. 

Dieses Pro1bJ.em d:arif vom Finaruzministeri:um 
nicht verkannt werden, wenngleich wir se!hr dank­
bar sind für die schöne Aufstellung, aus der wir 
ersehen können, daß das Auf.kommen der Kraft­
f.ahr,:z;eu.gsteuer nur für den 1Straßen1bau verwendet 
wiird. 

In dies·er Srumme sind sodann noch 15 Millionen 
DfM für Straßenunterhaltszuschüsse an die .Gemein­
den inbe.griiffen. Es wirid nicht V·er.kannt und unsere 
Bestrebungen und !Bemühungen im Weg des 
Finaruzausgleichs iging·en daivon aus, daß die Sorigen 
der Gemeinden und Gemeindeveribände für ihre 
Gemeindevenbindungsrwege und ihre Bezirksstraßen 
nicht ger.inge:r sind als di'e Sorgen des Staates für 
diie Landstraßen [. Oridnung. 

{Sehr gut!) 
Wir haben nämlich auch 10 000 Kilometer allein an 
Landstraßen II. Ordnung. Trot21dem darif doch 
nicht verikannt weriden, daß die Zahl ;von 15 Millio­
nen DiM nicht hi:erhe:r g.e!hört und auch nicht an 
diese Stelle paßt, weil ·eS sä.eh 'bei diesem Betrag 
nur um die Landstraßen I. Ordnunig, also um die 
Staatsstraßen, !handeln ·kann. Nehmen wir sie alber 
einmal dazu, so erg1bt das die Summe von 81,5 
Millionen 1DfM, wovon 6 iMifüonen DfM für dlie 
Straßenrwärter und 15 Moillionen DM für Zuschüsse 
an Gemeinden und Gemeinde:verbände aibge:zo,gen 
werden müssen. Das er.gilbt dann eine Summe von 
nurr: •60 Millionen iDfM. Wenn nun das Finanzmini­
sterium hier aufführt, daß noch da1zutreten müssen 
für die Straßenbauverwaltung 6 Millionen DM, 
für den Zinsen- und Tügungsdi:enst der Straßen-
1baruanleihen 1,5 iMdllionen DiM und für den Straßen­
sicherheitsdienst 7 Millionen DM, also noch ein­
mal 14,5 Millionen DM, so darf ich auf das hin­
weisen, was ich schon seit langer Zeit immer 
w1ieder ibetont !habe, daß das ja ikeine Zw·eckaus­
.ga.ben, sondern red.ne Verwaltungsa1USgatben sind 
und daß damit die Löcher auf den Straßen nicht 
gestopft werden können, wenngleich auch das Per­
sonal !hierifür selibs1Jverständ!lich notrw•endiJg ist. 

.&bschließend urid iZIUSammentfassend möchte ich 
also sagen, daß diese Zahlen des Fd.nanzministe­
r:]ums, die ·eine Gesamtsumme von 96 Millionen 
DiM er.ge'ben, auf rein:e Zweckausgaben in Höhe von 
60 Millionen iDiM redULziert werden müssen 1UITd daß 
wir uns unter allen Umständen mit der Frage be­
schäftd.gen müssen, in welcher Art und Weise die 
von der rb:ayerischen Staatsregierung bzw. der 
Obersten Baiu1behörde vorgelegte Dringlichkeitsliste 
wenigstens in etrw.a !Berücksichtigung finden kann. 

Ich darf auf ein anderes lPrro1blem zu sprechen 
kommen, daß uns draußen aiuch immer entgegen­
ge1halten wird, nämlä.ch auf die Frage der Auf­
blähung und Bürokratisierung der Verwaltung, und 
·.dabei iil!Sbesondere .feststellen, daß de•r Einzeltpl.an 
03 e•in Gesamtpersonalsoll von rund 30 000 Personen 
umschrließt. Das ist gewiß ein sehr hoher Personal-

stand. Wenn Sie aber die Viielfalt rund die starke 
Verzweigrung des Innenetats ibetrachten, dann wer­
den Sie mit mir einig sein, daß mit allein 570 
Behörden und 1700 Dienststellen in diesem Per­
sonalsoll von 30 000 Menschen sehr viele Verwal­
tungsziweige und Gruppen irrbe.griffen sind. Nun 

·hören wir da und dort, daß dieses Personal, nämlich 
die 30 000 Personen, !i.n keiner Weä.se ausreichend 
sei. Ich darif Sie an die 1Edng.abe der Ministerial-, 
Re1g•ierungs- und Landratsbeamten erinnern, die 
Sie alle bekommen ihaiben; ich darf Sie weiter vor 
·allem an die Bemühungen der EHE-Fraktion inner­
haDb des Haius!h.altsausschu:sses errl.nnern, nämlich 
nicht nur das Personal der Ausgleichsämter, son­
dern auch das der Flüchtlingsämter in der unteren 
Verw.albungsstufe entsprechend zu er.höhen, und 
zwa·r jerw.etils mit der Begründung, daß die Auf­
g.alben mehr geworden seien. Da list nrun einizuha1ken; 
nämlich bei der Stellung der Aufgaben. Meine 
Damenund Herren! Der ibeste Vorsatz rzur V:erwal­
tungsverednfächung wird ins Leere gehen müssen, 
wenn wir nicht anfangen, die Auf.gabenstellung zu 
vermindern, 

QSe!hr gut! 1bei der OSiU) 

um dann die Möglichikeä.t 2lU !halben, aJUtf Grund der 
verminderten Aufg,aJben auch tatsächlich Personal 
abizu'b:auen. 

(Zustimmunig .bei der OSU) 

Der Vorschlag, der uns immer empfohlen wird 
und derr vor allem draußen lin der ißevölkeriun:g 
einen geiwissen optischen Anklang findet, wo es 
dann heißt, es larufen vtie[ zu viele Be.amte und 
Angestellte herium, es wäre mö.gl1ich, jeden zweiten 
oder dritten .aibzuibauen - ein Versuch, den das 
Finanzministerrl.um im Hausthaltsgesetz machen will 
und worÜlber wir morgen oder ütbermorgen noch 
eingehender werden sprechen müssen - ä.st sehr 
leicht gemacht. Wenn man alber auf der anderen 
Seite drie Au:fgatbenstellung bedenkt, vor allem die 
Au:ßgaiben, die seit dem ersten lBundestag · ari. die 
Länder und Gemelinden und Gemeinideveribände zur 
Durchführung herangetragen wurden, dann sieht 
die Sache doch etrw.as anderrs aus. Gesetze schaffen 
war früher eine se!hr langwd.erige Tätigkeit, die s·ehr 
viel Vorbereitung erforderte, und es gab jährlich 
nur sehr wenige, dafür aber seihr giute Gesetze. 
Ich will damit nicht s.agen, daß die Gesetze, die 
wir alle zusammen in diesem IHause verantworthlch 
beschlossen ihaiben, nicht gute Gesetz·e wären, 
möchte atber hier einmal foststeHen, daß es doch 
sehr viele Gesetze gewesen sind, 1und !ich glaube, 
daß das für den Bundestag noch in erhöhtem Maße 
zutrifft. Wenn man gehört hat, daß ibeli dem letzten 
Aurfwaschen an jenem Dienstag oder Mä.ttwoch im 
Bundestag ins.g•esamt unter 55 Gesetze der Schluß­
strich .gezogen wurde, dann wird einem manchmal 
hange ums !Herz und um die Verantwortung, wenn­
gle•ich wir in di:esem Hause aus Erfahrung wissen, 
daß j.a d1e Gesetze nicht erst am letzten Tag lihren 
lehzten !Schliff erfaihr·en. 

Die A1utfg.a1ben müssen aberr vermirrder-t werden, 
und es gibt nach :meiner A:u:ßfassung viele neue 
Aufgaibenstellungen, diie an sich nicht notwendig 
gewesen wären. Ich darf dabei ein Kapitel anrüh-
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ren, das man an sich nicht gerne hört. Ich sehe 
albsolut nicht ein, w.arum zum Beisp1el im Lande 
Bayern, wo wir !in den Fragen der F:Lüchtlings­
verwaltung Ii.mmeT schon sehr fortschritfü.ch ge­
wesen Sind, der ibayerische Flüchtlingsausweis nicht 
in irgendeiner Form wenigstens für den Übergang 
hätte anerkannt werden können. 

1(Sehr richtig!) 
Man hätte damH eine Auif.gaibe ersparen können, 
diie uns nicht nur von der finanzli.ellen Seite ed.ne 
Belastung bringt, sondern die a:uch von der prak­
tischen und tatsächlichen Seite ein~ Mehribelastung 
für unsere Verwaltung ibedeutet, di·e in keinem 
Verlhältnd.s zu dei:µ Erfolg und zu den Auswirkun­
gen der Tatsache elines VeTtrieibenernausrweises stelht. 

r(Sehr micht1.g!) 
Ich muß in diesem Zusammenhang .auch .einmal 

darauf zu sprechen kommen, daß neben diesen neuen 
Verwaltungen - ·ich nenne .hier nur ·da:e Flücht­
lingsverwaltung rund die Ausgleichsverwaltung -
ja noch die großen Auf.gabengelbtiete der allgemei­
nen inne1·en Verwaltung ibestelhen, die im Lauf.e der 
letzten Jahre auch nicht geringer, sondern durch 
die Vri:eJ.:aahl von Gesetzen, Bestimmrimgen und Ver­
ordnungen größer geworden sind. Diese allgemeine 
innere Verwa~tung dar!f Ii.n der Eibene der unteren 
Verwaltungslbelhörden niicht zurückgedrängt wer­
den, sondern die staatlichen Ve!'Waltungen müssen 
lin ein gesundes Verhältnis zÜeinan'der geibracht 
werden. Wir haben in der unteren Verwaltungs­
behörde das ·staatliche La\Ildrratsamt mit der all­
gemeinen !inneren Verwaltung, wir haben dazu das 
staatl:iche Frlüchtlingsamt und seit dem vergangenen 
Jalhr weiterlhlin das sta.afäche Ausgi!Jed.chsamt. Wenn 
man die Aufgaiben r.efer:atsmäßi:g ibetrachtet, die 
etwa d.n der allgemeinen inneren Verwaltung ge­
stellt· sind und dalbed. das PeTsonal iberücksd.chtigt 
und den Aufwand an Zeli.t, der zur iE:icledig.ung die­
ser Arbeiten notwendig ist, dann dard: ich betonen, 
daß allein auif dem Geibiet der a11gemeä.nen inneren 
VeTWaltrung ibe•i e:inem Landratsamt 15 Sachgebiete 

.mit insgesamt 120 Aufgabengebieten zu erkennen 
sind. Das erfordert von den Beamten der unteren 
Verwa:ltungslbehörden, von unseren Inspektoren 
und Sekretären, ein übergroßes Maß von Verant­
wortu111g urnrd auch von Ar'lbeitsfr.eudigkeit. !Es darf 
nicht so weit .kommen, daß trotz der Notwendig­
keit der raschen Durchführung von ißundesgesetzen, 
etwa des Lastenausgle:ichs- öder des Vertr>ieibenen­
g.esetzes, dii:e alLgemeine Y.erw.altung so selhr in 
den Hintergrund tritt, und zwa'r sowohl in der 
Ausstattung mit Personal wie auch mit Betriebs­
mitteln für die Sachausg,alben, daß man e·igentlich 
nur noch von rden 1SondewerwoaJ.tungen spricht und 
den Eindruck ha1ben muß, ·als qb Wlir in den unteren 
Verwaltungbelhörden außer der Lastenausgleichs­
und Flüchtlingsverwaltung überhaupt nichts zu tun 
hätten. Ich möchte das einmal ganz nüchtern und 
ohne Schärfe Z'Um Ausdruck bringen, weil ich 
glaube, daß die gesamte staatliche Verwaltung in 
ein richtiges Verhältnis untereinander gebracht 
werden muß. 

Von diesem Gesichtspun1kt her müssen auch alle 
Wünsche und Sorgen !betrachtet werden. 

Die Wünsche, die hinsichtlich der Durchführung 
des Lastenausgleichsgesetzes an uns herangetragen 
werden, sd.nd •a!bsolut berechtigt, weil immer wieder 
nachgewiesen wird, daß gerade· diese Au·fg•alben ed.ne 
V.erantwortung in sich schHeßen, die dieses Pro1blem 
weit über dd·e randeren Au:ßgalben stellt. Für diese 
Aiufgaben finden sich •elben - 'Und d:as muß auch 
einmal gesagt werden - vd!el meihr Spr·echer im 
Land, überhaupt viel mehr Leute, die sich dafür 
interessieren, und zwar nicht nur v·on der Seite 
des Nehmens !her, sondern auch von einer all­
gemed.nen politischen Seite her, während dd.e übri­
gen staatlichen Verwaltungsaufgaben, zum Beispiel 
die Fragen des W.asserr.echts oder der !Enteignung, 
die Kirchen- und Kultusangel•egellihe,iten, Natur­
und Denkma'1schrutz und ·all diie vielen anderen 
Aufg.ahengebiete im Bereich der inneTen Verwal­
tung leider in der Öffentlichkeit nicht so bekannt 
sind. Man weiß rzw.ar lin der Bevölkerung, daß im 
Landratsamt eiin ißeamter sitzt, der Pässe ausstellt 
oder dies !lIDd jenes erledigt, ·alber in der iBevölke­
ru111g draußen tritt im Laufe der letzten Wochen 
und Moruate doch ein Aufg:aibenge:biet iin ibesonderer 
Weise hewor, nämlich die tDurchfithrung des 
Lastenaiusgleichsg.esefaes. Wir sind .aibsolut der Auf­
fassung, - und ich gla:UJbe, daß aille Fraktionen 
dieses Ha'lls'es dies im Hauslhaltsausschuß haben 
erkennen lassen -, daß die Durchführung auch 
hinsichtlich der Terminstellung unter allen Um­
ständen eingehalten werden muß 'Und daß ins­
ibesondere die noilwendiigen 1'.Betrie1bsmittel für di·e 
Sach;ausg:aiben 1zur Ver!füigung gestellt we·rden müs­
sen. Sie dürfen a'b'er .efoes nicht vergessen, meine 
Damen und Herren: Wir ihia1ben altled.n in den 
letzten .Beratungen für die iD'Urchführung des 
Lastenausgled.chs 2, 7 ilVIillionen iDM mehr bewilligt, 
1;i.ls ursprünglich dafür vor.gesehen war. In dieser 
Zahl kommt zum ·Ausdruck, daß der Bayerische 
L1andtag und die lbrayerä.sche Sta.atsregierung sehr· 
wohl um die Verantwortung wissen, die gerade 
in der Durchfiülhrung de,s Lastenausgleichs liegt. 
Die DuTchfüihrung des Lastenausgleichs kostet uns 
in 1Bayern alledn im Ber·eich der inneren Verwal­
tung 22 Mil1ionen DM, und es steht leider noch 
dahin, olb der Bund die !im Gesetz vorgesehene 
Hä1fte dieser Kosten 1auch tatsächlich zurückerstat­
tet.· Bis jetzt hat es nlicht den Anschrein, als ob die 
Hälfte tatsächlich die Hälfte ist, sondern leider, wie 
es !beim Bund manchma1 so üiblich ist, wenn er die 
Hälfte 1z'U ibei:aahlen hat, die kreinere Hälfte. Ich 
wollte damit rzum Ausdr:uck bringen, daß wir um 
dieses Problem wdssen rund daß wir uns 1auch der 
Ver.antwortung lberwußt sind und v.erantwortungs­
ibewußt höher·e Ansätze genehmigt haben, und 
zwar, wie gesagt, in Höhe von ,2, 7 Millionen DM, 
wenngleich auf dem Gebiete der Personalverstär­
kungen nicht allen Wünschen Rechnung getragen 
werden konnte. Lassen wir doch .diese Liasten:aus­
g1eichsverwaltung sich einmal 'einspiielen, lassen 
wir einmal ein ihalhes Jahr vorüJbergehen, dann 
werden wir ülbertbHcken, wre die Dinge tatsächlich 
lie:gen! Der Bayerische Landtag und die bayerische 
Staatsre:gier.ung werden· dann, g1au1be ich, sicher 
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alle Möglichkeiten ergreifen, die zu einer ver­
stärkten Durchführung notwendig erscheinen. 

Lassen !Sre mich a1ber •in diesem Zusammenhang 
noch eines er·wähnen, nämlich das Verhältnis der 
Tätigkeit der Flüchtlingsverwaltung zur Tätigkeit 
der Lastenausgleichsverwaltung, ein schwieriges 
und, ich möchte s.a.gen, ausgesprochen po1itisches 
Gebiet. Wir sJnd seit 1945 in !Bayern 1a1bsolut der 
Auffassung gewesen, daß der Betreuung unserer 
Heimat·vertrieibenen eine besondere Bedeutung zu­
kommen muß und haben das in Zahlen ausgedrückt 
wiroklich ihewd!esen. 

Wir sind. aber auf der anderen Seite der Auf­
fassung, ·daß die reine Tätigkeit der Flüchtlings­
verwaltung im Gegensatz zur Lastenausgleichsver­
waltung Zug um Zug etwas ·zurücktreten muß und 
daß dafür nun gerade die produktiven Eingliede­
rungsmöglichkeiten und ·Eingliederungshilfen des 
Lastenausgleichs mehr in den Vordergrund gestellt 
werden müssen. Seien Sie mir nicht böse, wenn ich 
einmal das Verhältnis der Tätigkeit der allgemei­
nen inneren Verwaltung auf dein staatlichen Sek­
tor zur Flüchtlingsverwaltung an Hand einiger. 
Zahlen zum Ausdruck bringe, die natürlich be­
stritten werden können. 

Die Tatsache des Posteinlaufs bringt in etwa die 
Verwaltungsintensität zum Ausdruck. Während im 
ersten Halbjahr 1953 in meinem Amt, das dazu 
noch eine Reihe von Flüchtlingslagern hat, in der 
allgemeinen inneren Verwaltung, also der staat­
lichen Verwaltung, für die meinem Amt insgesamt 

· 8 Beamte zur Verfügung stehen, 541 Eingänge 
wöchentlich vermerkt wurden - es sind nur die 
wichtigsten Posteingänge -, kamen auf das Flücht­
lings'amt nur noch 95. Dabei darf ich bemerken, 
daß für dieses Flüchtlingsamt nahezu die gleiche 
Zahl an Angestellten zur Verfügung steht. 

Während in der Woche vom 27. 7. bis L 8. 1953 
iµi Referat II der allgemeinen staatlichen inneren 
Verwaltung 374 Posteingänge gezählt wurden, wa­
ren es im Flüchtlingsamt·noch insgesamt 23. 

(Hört, hört! in der Mitte) 

Man muß an diese Dinge einmal ganz nüchtern 
herangehen und sie feststellen. Ich möchte auch 
das unterstreichen, was die Herren des BHE 
im Haushaltsausschuß ·zum Ausdruck gebracht ha­
ben: Es ist die Arbeit der Lastenausgleichsämter 
gerade .in den letzten Wochen wesentlich gestiegen, 
und die Bestimmung, daß die Akten eingeschrieben 
versandt werden müssen, um nur einmal dieses 
Kapitel herauszugreifen, ließ eine Unzahl von 
Postgebühren anfallen, die bei den bisherigen Zu­
weisungen des Staates betriebsmittelmäßig nicht 
berücksichtigt waren. Während also in der allge­
meinen Verwaltung 374 Eingänge angefallen sind, 
waren es beim Ausgleichsamt 234 gegenüber 23 
im Flüchtlingsamt. 

Ich möchte diese nüchternen, nackten Zahlen ein­
mal herausgreifen, um zu zeigen, daß wir all den 
Aufga.bengebieten die Bedeutu:p.g zumessen müs­
sen, die ihnen tatsächlich und naturnotwendig zu-

kommt; dann glaube ich, nützen wir unserer Be­
völkerung draußen in dem Maße, wie sie es von 
uns Abgeordneten erwartet. 

Zur Beruhigung aller möchte ich zum Ausdruck 
bringen, daß gerade die Abschlußzahlen des Einzel­
plans 03 auf dem Gebiete der Flüchtlingsverwal­
tung und insbesondere der Lastenausgleichsver­
waltung beweisen, daß wir den Ernst der Verant­
wortung hier in diesem Hause und auch innerhalb 
der Staatsregierung sehr genau kennen und daß 
kein Grund zu irgendeiner Besorgnis, aber auch 
kein Grund zu irgendwelchen Vorwürfen in dieser 
Richtung im bayerischen Lande vorliegt. 

Ich darf vielleicht noch ganz kurz auf die Frage 
der Einheit der Verwaltung zu sprechen kommen, 
die heute in diesem Hause schon angeklungen ist. 
Dabei darf ich dankbar feststellen, daß diese Ein­
heit der Verwaltung vor allem innerhalb der Mit­
telinstanz in diesem Jahre in einem erfreulichen 
Maß hergestellt werden konnte, allein durch die 
kleine, an sich_ unscheinbare Tatsache, daß die Ver­
waltungseinnahmen und -ausgaben bei den Re­
gierungen endlich im Einzelplan 03 zusammenge'­
faßt sind und nicht mehr in den verschiedenen 
einzelnen Geschäftsbereichel). erscheinen. Es war 
geradezu ein Unsinn, wenn bisher bei der Regie­
rung für den Bereich der Wirtschaftsverwaltung, 
der Landwirtschaftsverwaltung oder der· Schul­
abteilung verschiedene Betriebsmittel· für die Ge­
schäftsbedürfnisse zugewiesen wurden. Die Her­
stellung der Einheit der Verwaltung nicht nur bei 
den mittleren Instanzen, sondern auch bei den 
unteren Verwaltungsbehörden ist ein Grundsatz, 
den wir immer wieder herausstellen müssen. Er 
gibt letztlich auch die Möglichkeit, die Fragen der 
Verwaltungsvereinfachung einmal von der prak- · 
tischen Seite her aufzugreifen. Es ist ja dies das 
Ziel, das wir uns in diesem Hause gerade innerhalb 
des Eihzelplans 03, der allgemeinen inneren Ver­
waltung, hoffentlich nicht nur theoretisch gesetzt. 
haben. Wir ~'ollen es in absehbarer Zeit auch ein­
mal erreichen, und wir werden es auch erreichen. 
Dann werderi vielleicht die Zahlen im Haushalt des 
Einzelplans 03 etwas anders aussehen. 

Zum Abschluß dieser Betrachtungen darf ich 
noch den Dank meiner Fraktion nicht nur für den 
Bereich des Ministeriums, sondern an alle nach­
geordneten Dienststellen und Behörden zum Aus­
druck bringen, den Dank für die pflichtbewußte 
und opferwillige A~beit, die die 30 000 Beamten, 
Angestellten und Arbeiter der ·bayerischen inne­
ren Verwaltung in diesem Jahre geleistet haben 
und sicherlich in noch erhöhtem Maße auch in den 
kommenden Jahren leisten werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erhält 
weiter der Herr Abgeordnete Raas. 

Haas (SPD): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wenn auch der Haushaltsplan des Staats­
ministerium des Innern nur der zweitgrößte des 
bayerischen Staates ist, so ist dieses Ministerium 
doch die weitaus stärkste tragende Säule unseres 
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demokratischen Staates. Fast jeder Staatsbürger 
steht ständig init den verschiedensten Verwaltungs­
zweigen und Ausführungsorganen dieses Ministe­
riums irgendwie in Verbindung oder Betreuung. 
Auf das öffentliche Leben des Staatsbürgers hat 
dieses Ministerium den entscheidendsten Einfluß. 
Den Aufgaben des Innenministeriums haben des­
halb die Staatsregierung und der Landtag ihre be­
sondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Das mate­
rielle Fundament zur Ausführung dieser Aufgaben 
ist der vor uns liegende Haushaltsplan. Noch vor­
handene Unzulänglichkeiten und Beschränkungen 
in diesem Haushalt des Innenministeriums haben 
ihre Ursache nicht im mangelnden Willen der 
Staatsregierung oder des Bayerischen Landtags, 
sondern sie sind in der Finanzlage des bayerischen 
Staates begründet. Wir sind uns alle darüber klar, 
daß gerade in diesem Haushalt des Innenministe­
riums noch sehr viele Verbesserungen erreicht wer­
den müssen. Im Rahmen der sich aus dem vor­
liegenden Haushalt ergebenden Möglichkeiten kann 
man aber wohl mit Recht sagen, daß das Innen­
ministerium seine Aufgabe voll erfüllt. 

Eingangs der Beratungen des Haushalts Einzel­
plan 03 sah es aus, als ob der Landtag zur Ver­
besserung der Haushaltsmittel größere Erhöhungen 
bei einzelnen Positionen vornehmen würde. Der 
Haushaltsausschuß hat sich aber in Anbetracht 
eben der Finanzlage des Staates Beschränkungen 
auferlegt, doch dabei für die dringendsten Fälle 
eine Erhöhung gegenüber dem vo1·gelegten Haus­
halt um nahezu 5 Millionen DM vorgenommen. Es 
ist selbstverständlich, daß, wie andere Ministerien, 
auch das Innenministerium für seinen ·Haushalt 
noch einige hundert Millionen DM benötigen 
könnte. Es ist uns bekannt geworden, daß bei den 
Ressortauseinandersetzungen im Anfang die ein­
zelnen Ministerien nahezu über 600 Millionen DM 
mehr gefordert hatten, als sie nun in Wirklichkeit 
erhalten konnten. Wenn ich vorhin sagte, daß man 
der Arbeit des Innenministeriums und seiner 
Organe volle Anerkennung zollen muß, so hat wohl 
dieses Hohe Haus auch selbst dafür eine Bestäti­
gung gegeben; denn es ist sowohl bei den Haus­
haltsberatungen im Haushaltsausschuß als auch 
hier vor dem Hohen Haus der Opposition bisher 
nicht möglich gewesen, besondere Kritik am Haus­
halt und an der Arbeit des Staatsministeriums des 
Innern zu üben. Man kann das als Anerkennung 
der Leistung des Innenministeriums betrachten. Ich 
glaube aber auch, man sieht auf der anderen Se~te 
selbstverständlich ein, daß noch manches zu tun ist 
und es der Zukunft überlassen bleiben muß, noch 
Verbesserungen durchzuführen. 

Der Herr Staatsminister des Innern hat in seiner 
Haushaltsrede die umfangreichen Gesamtaufgaben 
seines Ministeriums ausführlich erläutert. Die kurze 
Zeit die dem einzelnen Redner zur Verfügung 
steht, läßt es nicht zu, viele einzelne Positionen zu 
behandeln. Ich darf jedoch bemerken, daß im Haus­
haltsausschuß trotz des Drängens der Zeit einzelne 
Probleme ausführlich besprochen werden konnten. 

Beachtenswert ist, daß der Herr Minister darauf 
hinwies, daß auch jetzt noch immer die Verwal­
tungsaufgaben steigen, daß es nicht möglich ist, 
eine Verringerung des Personals im Ministerium 
zu erreichen. Es waren wieder · über 2000 neue 
Kräfte, die im Laufe dieser Haushaltsberatungen 
neu in den Personalstand des Innenministeriums 
aufgenommen werden mußten. Die Klagen, . daß 
sich die Verwaltungsarbeit immer mehr ausdehnt, 
können wir ja nicht nur in Bayern beobachten, son­
dern auch im Bund und insbesondere bei den Kreis-. 
verbänden und bei den Gemeinden wird darüber 
geklagt. Herr Kollege Eberhard hat eben da~gelegt, 
es sei zweckmäßig, die Aufgaben zu vermmdern. 
Es ist nur eine Frage, Herr Kollege Eberhard, wie 
das gemacht werden soll; denn auch wir als._Abge­
ordnete schreien immer, wenn wir in der Offent­
lichkeit feststellen, daß etwas in Unordnung ge­
raten ist, nach einem Gesetz, fordern die Staats­
regierung auf, fordern den Bund auf, neue Gesetze 
zu schaffen. Jedes neue Gesetz bringt selbstver­
ständlich neue Verwaltungsaufgaben mit sich. Es 
wäre notwendig, einmal im Großen an eine Ver­
waltungsvereinfachung heranzugehen. Aber, meine 
Damen und Herren, wir haben es in der Praxis ja 
schon erlebt, wenn es nur daran geht, daß irgend­
ein kleines Amt aufgehoben werden soll, welche 
Stimmen sich dagegen erheben. 

(Sehr richtig!) 

Das Innenministerium hat nun einen Weg ein­
geschlagen, der eine Vereinfachung der Verwalti:ng 
herbeiführen soll und der von der oberen Spitze 
·her mehr Aufgaben auf die untere Verwaltung ver­
legt. Ich möchte sagen, dieser begonnene Weg 
scheint mir im Augenblick überhaupt die einzige 
Möglichkeit zu sein, zu einer Verwaltungsverein­
fachung zu kommen, und zwar, indem man weitere 
Aufgaben auch aus der mittleren· Verwaltung auf 
die untere Verwaltung überträgt und diesen unte­
ren Organen in gewissen Fällen auch das Recht der 
endgültigen Entscheidung einräumt, damit ·nicht 
dann der lange Instanzenweg von unten nach oben 
und von oben nach unten wieder gegangen werden 
muß. Denn gerade diese Beschwerdewege usw. be­
schäftigen im großen und ganzen den Verwaltungs­
apparat. Einfacher hätte es der Bund, und zwar 
dadurch, daß er seine Aufgaben etwas einschränkt; 
denn der Innenminister hat uns erklärt, daß der 
Bund nicht nur sich selbst neue besondere Auf­
gaben schafft, sondern daß er auch immer wieder 
den Ländern neue Aufgaben zuweist und die Län­
der dann selbstverständlich gezwungen sind, den 
unteren Staatsorganen auch neue Verwaltungsauf­
gaben zu geben. Es wäre notwendig, daß man eben 
eine weitere Ausdehnung dieser Aufgaben verhin­
dert, wie es Herr Kollege Eberhard gemeint hat. 

Die wichtigste politische Aufgabe des Innen­
ministeriums liegt wohl in der demokratischen 
Sicherung des Staates. Wir haben mit Freude zur 
Kenntnis genommen, was der Herr Innenminister 
in seiner Rede über diese Sicherung des demokra­
tischen Staates vorgetragen hat, und zwar daß 
einer ganzen Reihe von rechtsradikalen Organisa­
tionen der Boden in Bayern zu heiß geworden ist 
und sie ausgewandert sind, um sich in ruhigere Ge-
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filde der deutschen Bundesrepublik zu verziehen. 
Ich darf wohl sagen, es ist in erster Linie das Ver­
dienst des bayerischen Innenministers, daß ener­
gisch durchgegriffen wurde, und wir wünschen, daß 
bei ähnlichen Sitm1.tionen, wie wir sie vielleicht vor 
einigen Monaten hatten, das bayerische Innen­
ministerium seine Aufgaben in derselben Weise er­
ledigt. Wenn auch Bayern dafür - wir kennen es 
aus der Presse gerade rechtsradikaler Organisa­
tionen - Schmähungen erdulden muß, so glaube 
ich, es ist besser, jetzt diese Schmähungen zu er­
tragen, als daß Deutschland wieder in ein neues 
Unglück rennt. 

Dem bayerischen Staatsministerium des Innern 
· und den Gerichten steht das Amt für Verfassungs­

schutz zur Seite. Wir hören über dieses Amt auch 
manche hämische Bemerkung in der Öffentlichkeit, 
als ob es sich hier um eine neue Gestapo handle. 
Ich glaube, daß bisher kein einziger Staatsbürger, 
der kein schlechtes Gewissen hat, Ursache gehabt 
hat, sich über das Amt für Verfass1.;mgsschutz zu 
beklagen. Dieses Amt arbeitet in aller Stille, und 
ich glaube, auch der demokratische Staat hat die 
Verpflichtung, seine Feinde kennenzulernen, um im 
gegebenen Augenblick über sie vollkommen Be­
scheid zu wissen. 

Der demokratische Aufbau im bayerischen Staat 
ist im großen und ganzen, wie wir durch die Worte 
des Herrn Innenministe~s hören konnten, vollzogen 
und die Bezirksordnung, die durch eine neue Wahl 
auch in die Wirklichkeit umgesetzt werden kann, 
ist der letzte Baustein. Es kommt nun darauf an, 
auf .diesem Fundament den Ausbau weiter zu voll­
ziehen und eine Vertiefung unseres demokratischen 
Lebens zu erreichen. 

Es ist von der Opposition darüber geklagt wor­
den, daß es infolge Zeitmangel nicht möglich war, 
Kritik an der Obersten Baubehörde zu üben. Ich 
muß auch feststellen, man hat im Anfang geglaubt, 
daß gegen die Oberste Baubehörde doch einiges zu 
sagen sei. Daß es nicht geschehen ist, hat wohl seine' 
Ursache darin, daß, veranlaßt durch die damaligen 
Vorkommnisse, noch eine Verbesserung in der Or­
ganisation der Obersten Baubehörde eingetreten 
und demzufolge auch ein großer Teil der Klagen 
verschwunden ist. Wenn es noch gelingt, die 
Oberste Baubehörde weiter in diesem Sinne zu 
führen, so glaube ich, daß dann auch die letzten 
Mängel, die dieser immerhin verantwortlichen Bau­
behörde des Staates noch anhaften, vollkommen 
be.seitigt werden können. 

Der Wohnungsbau hat im Zeichen derWohnungs­
not gerade seine besondere Bedeutung. Ich möchte 
doch mit aller Deutlichkeit noch einmal feststellen, 
daß e's das erste Mal gelungen ist, den Betrag von 
50 Millionen DM - wenn wir die 10 Millionen DM, 
die erneut für den außerordentlichen Haushalt ge­
nehmigt worden sind, einrechnen - für den sozia:. 
len Wohnungsbau in Bayern zur Verfügung zu stel­
len. Ich glaube, wir werden, wenn der Wohnungsnot 
energisch zu Leiben gegangen werden soll, uns in 
den einzelnen Ländern noch viel mehr auf uns 

selbst besinnen müssen, um die Wohnungsnot zu 
beseitigen. Bedauerlicherweise hat ja der Bund 
seine Mittel eingeschränkt. Wenn es auch nicht 
hierher vor den Bayerischen Landtag gehört, müßte 
man doch sagen, daß es nicht ganz so ist, wie Mit­
glieder der Bundesregierung behaupten, daß näm­
lich die EVG-Verträge usw. keine soziale Belastung 
für den Einzelnen bringen und daß keine sozialen 
Aufgaben eingeschränkt werden. Es hat sich doch 
fühlbar herausgestellt, daß insbesondere die Mittel 
für den sozialen Wohnungsbau in Zukunft nicht 
mehr im bisherigen Maße gegeben werden können. 
Es ist unverständlich - und das darf ich als Ver­
treter der Sozialdemokratischen Fraktion sagen -
daß man in einer Zeit, in der die Wohnungsnot 
noch so ungeheuer ist, ständig von Steuersenkungen 
spricht, anstatt daß man diese Steuermittel - und 
es sind jetzt immerhin mindestens 5 bis 6 Mil­
liarden DM, die man hergeschenkt hat - zweck­
mäßigerweise dem sozialen Wohnungsbau zuge­
führt hätte. 

(Zuruf des Abg. Strenkert) 

Denn ein Teil der Leute, die Steuerschenkungen 
erhalten haben, hätte dara1Uf vemichten köi111~n, 
und wir hätten dLe Not unseres Vol.kes nicht. ·· 

(Abg. iDr. Haas: Wie groß war der Teil? 
Das ~st ibilliig! - Weitere wiliders:prechende 

Zurufe von der CSU) 

Ich halbe vorhin gesagt, woir werden uns auch 
im ei1genen Lande anstrengen müssen, und Sie dür­
fen sich daraud: verlassen, Herr Kollege Dr. Haas: 
Dlie Sozialdemokratische Partei wird jederzeit be­
reit sein, Mittel und Wege zu finden, um den sozia­
len W"ohnungsbau in !Bayern noch mehr zu fördern. 

Ein wJchtiges Problem für die Ges1Underhaltung 
unseres Volkes ist die Wasserversorgung. Es ist 
gelungen, im außeroDdent1ichen Hausihalt doch eine 
Million DiM mehr für die Wasserversorgung ein­
zuser!Jzen. 

Der Abwasserbeseitigung müßte größte Auf­
merksamikeit geschenkt werden, und zwar in den 
Geibieten Nordibayerns. Es gibt schon zahlreiche 
Flüsse !in Nordihayern, in denen man überhaupt 
nicht mehr 1baden kann, weil sie so verschmutzt 
sind, daß niemand mehr hineingehen will, 'weil 
die Gefährdung der Gesundheit so groß ist. Ich 
glaube, der '.Bayerische Landtag und die bayerische 
Staatsregierung müssen dieser Auf.galbe ihr beson­
deres A!Ugenmerk zuwenden. 

Über den Straßenbau ist hier schon sehr viel 
gesprochen worden. Es war tiief ibedauerlich, daß 
dem Haushaltsausschuß di·e Annahme eines An­
trags nicht möglich w1ar, der rzur Ve~besser1Ung der 
Straßenverhä.ltnisse in Bayern eingereicht wurde 
und der dar.auf .a.lbzielte, im Dringlichkeitsprogramm 
100 Mdllionen bereitzustellen. Dieser Antrag ist. 
jedoch nicht zurückgezogen oder aibg·elehnt worden, 
sondern di1e Staatsregierung hat den Auftrag erhal­
ten, zu überprüfen, olb es ndcht ·doch im Haushalt 
1954 möglich sei, einmal ibesondere Mittel für den 
Straßenbau in größerem Umf.arug ibereitziustellen. 

Der Autobahnbau spielt gerade in den letzten 
T,agen ·eine besondere Rolle dadurch, daß von einem 
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Biundesminister vorgeschlagen wurde, die Kraft­
falwzeugsteuer z•u erhöhen und den Ertrag für den 
Ausbau der· Auto!bahnen -zu verweilJden. 

(AJhg. Dr. Keller: !Potemlrun'sche Dör!fer!) 

In dem Zusammenihang war in der Presse auch 
eine Liste von vordringlichen Autoibahnbaut•en auf-· 
g•eführt. Ich möch·te das 1Staatsministel'ium des 
Innern doch darauf hinwaisen, daß der Bayerische 
Landtag einen Beschluß gefaßt hat, wonach die 
Autobahn Nürnberg-Frankfurt iin erster Linie aus­
z:ubauen ist. 

(Sehr richtig!) 

Ich g1aUlbe, meine Herren Kollegen, wenn Sie in 
der letzten Z.eit Gelegenheit hatten, auf der Bun­
desstraße 8 etwa von ;Emskirchen ibLi.s nach Hellm­
nitzheim zu fahren, werden Sie die dringende 
Notwend[gikeit einsehen, entweder diese Straße neu 
zu 1balU'en oder doch tatsächlich zuerst an diese 
wicht;i.ge Verkeihrsver1bindunig zwischen Fmnkfurt 
und Bayern im Aus:ha1U der Autohahnen heran~ 
zugehen. 

Der Gesundheitsverwaltung giibt der Staat aus 
seinen Mitteln el'hebliiche Zuschüsse. Ich möchte 
hierbei nur die Frage der chemischen Untersuchung 
von Nahrungsmitteln usw. hera1Usgreifen und das 
Innenministerium !bitten, in d•ieser Hinsicht die 
Aribeit noch mehr ZIU verstäriken; denn man hört 
in der Öffentlichkeit immer wieder und erlebt es 
ja 1auch sel1bsrt, daß Nahrungsmittel und irgend­
welche Gebrauchsgüter angelboten werden, die 
dringend einer Untersuchiulllg · ibedürfen. Die Be­
völkerung muß vor irgendwelchen profüg.ierigen 
Herstellern von besonderen Präparaten auf dem 
Nahrungsmittelgebiet Uil'bedirugt geschützt werden, 
um an ihrer Gesund!hed!t keinen Schaden zu nehmen. 

Es ist bereits zum Ausdruck gekommen und auch 
bei den !Ber.atungen im IHaushaltsausschuß gesagt 
worden, daß sich das Verhalten der Beamten 
gege_nüber der Bevölkerung sehr verbessert hat, 
besonders ibei der Poliizei. Ich möchte jedoch bitten, 
der Herr Staatsminister möge in seiinen Bemühun­
gen fortfahren, daß die Beamtenschaft und die 
Poliozei weiter zu einer hö.flichen Form gegenüber 
dem Staats1bürger erzogen wird. 

(Abig. Dr. Keller: Sehr gut!) 

Wenn .auch [m großen und ganzen die Klagen der 
vergangenen J a!hre verschwunden siind, gfüt es doch 
immer noch einzelne Beamte, die anscheinend die 
Auffassung haben, daß nicht sie :iiür den Staats­
bürger, sondern der Staatsihürger für sie da sei. 
Ich glaube, wenn man a1Uf dem Weg der Erziehung 
zu einem guten demokratischen Verhalten des Be­
amten gegen den Staatsbürger fortfährt, wird man 
hier noch weitere Er:folge erzielen können. Der 
Beamte soll ja nicht der Befehlsgewaltige gegenüber 
dem Staatsbürger, sondern der Helfer sein und er 
soll sich das Vertrauen des Staatsbürgers erringen. 

{Aibg. Donslber.ger: Braucht ;aber nicht jede 
Gemeinheit einzustecken!) 

Wir können feststellen, daß es auch in diesem 
Haushaltsjaihr im Bayeriischen St.aatsministerium 
des Innern w~eder einen Schritt vorwärts geht. 
Diie Sozialdemokratische Fraktion hat zum baye­
rischen Innenministeril\lm, zu seinem Miinister und 
zu seinen Verwaltun.gsorganen, ein festes. Ver­
tral\len. Wir möchten wünschen, daß es gelingt, die 
gute Verwaltungsarbeit des Innenministeriums wei­
terhin auszubauen. Unser bayerisches Volk kann 
sich auf das Innenministerium und seine Organe 
voll verlassen. 

(Beifall bei <l:er SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Redner 
der Herr Abgeordnete Dr. Schier. 

Dr. Schier {EHE): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Neben dem Problem der Existenz ist 
ohne Zweifel das Wohnungsproblem das dringend­
ste in Bayern und in der Bundesrepublik. Ich er­
laube mir daher, die Aufmerksamkeit des Hohen 
Hauses auf das Wohnungsproblem zu lenken nicht 
weil ich 

1
glaube, daß es vielleicht dem Hohe1; Haus 

nicht genügend bekannt sei, sondern weil es für 
zwei Millionen Betroffene in Bayern das Problem 
Nr. 1 darstellt und weil seine Entwicklung erschüt­
ternd und alarmierend ist. 

Es mag richtig sein, daß sich die Wohnungsver­
hältnisse in Bayern einigermaßen verschieden, ab­
gestuft nach der wirtschaftlichen Kraft der einzel­
nen Gebiete, entwickelt haben. Ebenso sicher ist 
aber auch, daß sie in bestimmten Gebieten und 
gerade in den ärmsten Gebieten eine Entwicklung 
genommen haben, vo.r der mit Recht bei ihrer Be­
lassung ernstlich ·gewarnt werden muß, wenn man 
nicht einer politischen Fehlentwicklung das Wort 
reden und sie wehrlos geschehen lassen will. 

Zu diesen verschiedenen Entwicklungen kommt 
hinzu, daß trotz all der Erleichterungen die Tat­
sache besteht, daß sich praktisch alle Kreise mit 
einer unsichtbaren Mauer umgeben und so einen 
gesunden und natürlichen Ausgleich des Woh­
nungsbedarfs, soweit er eben heute noch möglich 
ist, hindern und unmöglich machen. Insbesondere 
mit Rücksicht auf die während d~s Krieges Eva­
kuierten bilden diese Zustände eine geradezu- un­
überwindliche Schwierigkeit. Es ist ohne Zweifel 
so, daß die Wohnungsnot nur nach zwei Grund­
sätzen und Methoden bekämpft werden kann. Die 
eine ist die gerechte Verteilung des vorhandenen 
Wohnungsraums, die andere Maßnahme, die Woh­
nungsnot zu mildern, ist der Neubau von Woh­
nungen. 

Das neue ab 1. Juli in Wirksamkeit getretene 
Gesetz hat ohne Zweifel die Möglichkeit der ge­
rechten Verteilung des vorhandenen Wohnraums 
fast vollkommen zerstört, so. daß sich alle Hoff­
nungen.der von diesem Notstand Betroffenen heute 
nur noch auf den Neubau von Wohnungen richten 
können. Dieses unglückliche Gesetz, das lediglich 
nach dem Grundsatz der Errichtung eines papie­
renen Rechtsstaats geschaffen worden ist, wird ohne 
Zweifel· auch in Bayern fast unüberwindliche, 
jedenfalls sehr große Schwierigkeiten heraufbe-
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schwören, so daß es notwendig sein wird, sich schon 
beizeiten mit ihm zu befassen. Nach dem neuen 
Gesetz gibt ·es, wie Sie alle wissen, weder eine Er­
fassung noch eine Zuweisung von w·ohnraum durch 
das Wohnungsamt. Es ist also praktisch jede Len­
lmng und jede Zwangswirtschaft ausgeschaltet. 
Wenn Sie sich das nun in die Praxis übersetzen, 
so werden Sie bald dahinter kommen, daß diese 
Errichtung des papierenen Rechtsstaats zwar nach 
dem Grundsatz „Fiat justitia, pereat mundus" ganz 
schön aussieht, aber für die riesige Gruppe der 
Arbeitslosen, der Kinderreichen, der Kranken, der 
sozial Schwachen damit jede Möglichkeit geschwun­
den ist, aus ihrem Wohnungselend überhaupt noch 
herauszukommen. Wenn Sie sich dann weiter noch 
ein paar katastrophalere Fälle vorstellen, beispiels-
0weise daß Wohnungen deshalb geräumt werden 
müssen, weil Häuser einsturzgefährdet sind oder 
die Wohnungen seit langem als gesundheitsschäd­
lich erklärt sind, und irgendwie freigemacht wer­
den müssen, weil dort Tuberkulose herrscht, weil 
dort Kinderlähmung herrscht, weil dort andere an­
steckende Krankheiten herrschen, dann werden Sie 
sehr bald erkennen, wie kurzsichtig der Bundestag 
gehandelt hat, das Kind mit dem Bade auszu­
schütten. 

Es ist heute so weit, daß beispielsweise die Frei­
machung von Wohnungen zum Zwecke der Errich­
tung neuer Wohnungen ebenso unmöglich ist wie 
in den drei vorher genannten Fällen. Was soll aber 
mit den Elends- und Katastrophenfällen geschehen, 
die seit Jahren auf eine Besserung warten, wenn 
die gerechte Verteilung des vorhandenen Wohn­
raums durch die Wirksamkeit des neuen Gesetzes 
völlig unmöglich geworden ist? Das Gesetz hat, um 
es umschrieben auszudrücken, das freie Spiel der 
wirtschaftlichen Kräfte in einem Zeitpunkt ein­
geführt, in dem allein in Bayern noch zwei Millio­
nen Menschen in unzulänglichen Wohnungen sind. 
Es hat dieses freie Spiel der wirtschaftlichen Kräfte 
herbeigeführt in einem Zeitpunkt, wo noch über 
50 000 Menschen in Massenlagern sind und mehrere 
hunderttausend Menschen in ausgesprochenen 
Elendsquartieren und Katastrophenwohnungen 
hausen müssen. Es hat dieses Spiel der freien 
Kräfte herbeigeführt in einem Zeitpunkt, wo -
genau so noch wie vor drei Jahren - in Bayern 
600 000 Wohnungen fehlen, um jeder selbständigen 
Familie und der Hälfte aller nichtselbständigen 
Haushaltungen nur eine bescheidene Wohnung bie­
ten zu können. Selbst wenn wir davon ausgehen, 
daß im Jahre 60 000-70 000 Wohnungen gebaut 
werden, so ändert das nichts an der Tatsache, daß 
diese Zahlen das wirkliche Bild zu verschleiern im 
Stande sind. Unter den 60 000-70 000 Wohnungen 
befindet sich nämlich nur etwa die Hälfte Wohnun­
gen, die nach den Prinzipien des sozialen Woh­
mmgsbaues errichtet wurden. Ich möchte von den 
F'ehlern, die der soziale Wohnungsbau in Bezug auf 
die Höhe der Miete macht, und von anderen Un­
ebenheiten nicht reden. 

(Abg. Dr. Strosche: Pseudosozialer Wohnungs­
bau!) 

Ich wäre schon zufrieden, wenn das Volumen des 
sozialen Wohnungsbaus wenigstens dem Volumen 
angepaßt würde, das der fortschreitenden Verelen­
dung der Wohnungsverhältnisse entspricht. Im letz­
ten Jahre aber wurden nur zwischen 35 000 und 
3!J 000 Wohnungen im sozialen Wohnungsbau er­
richtet. Wenn Sie sich vorstellen, daß allein die 
natürliche Ausdehnung der Bevölkerung in Bayern 
ein Volumen von 30 000 Wohnungseinheiten erfor­
dert, dann wird Ihnen verständlich sein, daß sich 
der Stand kaum geändert hat, abgesehen von all 
den anderen Dingen, die wir in christlicher Näch­
stenliebe übersehen wollen. Dabei dauert aber der 
Zustand Tausender und Abertausender Familien 
seit vielen vielen Jahren an, und all die Hoffnun­
gen und Versprechungen, die sie von den Woh­
nungsämtern empfangen mußten, waren eitel 
Schall und Rauch. Wenn man sich also vorstellt, 
daß etwa bei der doppelten Anzahl von Eheschlie­
ßungen schon allein deshalb neue Elendsfälle ent­
stehen müssen, weil die Familien sich vergrößern, 
ohne daß der Austausch zu den großen Wohnungen 
funktioniert, dann kommt man sehr leicht auf die 
Fehlerhaftigkeit der ganzen Rechnung. Wir sehen 
das nicht nur in Bayern, sondern auch der Bund 
mußte eingestehen, daß heute im Bundesgebiet 
genau noch 4 Millionen. Wohnungen fehlen, wie vor 
drei Jahren, als man anfing, das Wohnungselend 
durch den Plan der Erbauung von 6 Millionen 
Wohnungen innerhalb von 6 Jahren zu bekämpfen. 
Es ist infolgedessen in diesem Zusammenhang 
außerordentlich zu loben, daß sich das bayeri·sche 
Finanzministerium bereit erklärt hat, die für den 
sozialen Wohnungsbau ausgeworfenen 40 Millio­
nen DM aus Landesmitteln um 10 Millionen DM 
zu erhöhen. Trotzdem bleibt aber die erschütternde 
Tatsache bestehen, daß auch diese 50 Millionen DM, 
vermehrt um die etwa 1 5 7 M i 11 i o n e n D M 
Bundesmitte 1 - hauptsächlich aus dem La­
stenausgleich - unter gar keinen Umständen zur 
Beseitigung oder zu einer fühlbaren Milderung der 
Wohnungsnot in Bayern führen können. Das t e i 1-
w eise Bekämpfen einer solchen Not ist praktisch 
unmöglich, genau so wie es ausgeschlossen ist, daß 
beispielsweise ein Arbeiter oder ein kleiner Be­
amter sich aus seinem Einkommen von jährlich 
etwa 4000 DM ein Haus in einem Jahr zu erbauen 
vermag. Es ist unumgänglich notwendig, diese 
Lasten auf Jahre, vielleicht auf Generationen zu 
verteilen. 

Eines muß einmal klar und deutlich ausgespro­
chen werden, auch wenn es vielen nicht gefällt, 
nämlich, daß das Wohnungsproblem ein echter Not­
stand der ganzen Nation ist. 

(Sehr richtig! beim BHE) 

Und dieser echte Notstand der Nation muß wohl 
oder übel auch mit Mitteln und Methoden be­
kämpft werden, wie Notstände behoben werden 
können. Es ist ausgeschlossen, so ungeheure Pro­
bleme mit etwa 4 bis 5 Prozent der staatlichen 
Einnahmen' bekämpfen zu können, genau so, wie 
sich auch der einzelne mit einem so geringen 
Bruchteil seines Einkommens nicht ein Dach über 
dem Kopf zu verschaffen vermag. Ein Notstand ist 
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eben eine - wie soll ich sagen - übernatürliche 
Situation, etwa so, wie wenn ein Krieg ausbricht; 
dann ist die Mobilisierung die einzige Antwort. 
Und so, wie man bei der Mobilisierung nur danach 
fragt, ob der Rekrut tauglich oder untauglich ist, 
und wenigstens bei uns das Loskaufen mit Geld 
unmöglich erscheint, so muß auch der Notstand des 
Wohnungselends bekämpft werden. Keinesfalls 
darf sich eine Entwicklung anbahnen und durch die 
Gesetze gedeckt und geschützt werden, wonach 
zum Schluß nur der eine menschenwürdige Woh­
nung hat, der über das notwendige Geld verfügt. 
In der bayerischen Verfassung ist ausdrücklich das 
Recht auf eine menschenwürdige Wohnung garan­
tiert und infolgedessen muß wohl oder übel nicht 
nur das Innenministerium, sondern die ganze Re­
gierung in Bayern mit dem Landtag und die ganze 
Bundesrepublik in irgendeiner Form die Behebung 
dieses brennenden Notstandes. durch ein Sonder­
programm anstreben. 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Machen Sie einen 
Vorschlag!) 

Mein Appell geht daher an alle berufenen In­
stanzen. 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Den Flüchtlingsaus­
g~eich haben wir schon immer vorgeschlagen!) 

- Auch unsere Auffassung! Aber ich möchte, weil 
.auch noch andere Kollegen meiner Fraktion spre­
chen, mich nur mit dem Wohnungsbauproblem aus­
einandersetzen. Weil eben dieser nationale Not­
stand auch nur durch außerordentliche Mittel zu 
beseitigen ist, wirt man, wenn man ernstlich be­
strebt sein will, hier in Bayern zwei Millionen 
Menschen endlich eine menschenwürdige Wohnung 
zu verschaffen, auch zu außerordentlichen Maß­
nahmen greifen müssen. 

(Abg. Dr. Korff: Machen Sie Vorschläge, 
Herr Dr. Schier!) 

Das will ich tun, Herr Kollege, und ich sage 
Ihnen, das wird sogar leichter sein als das einst­
malige Loskaufen beim Militär. Diejenigen, die 
eben besser wohnen, oder wenigstens so wohnen, 
wie es dem Durchschnitt entspricht, werden wohl 
oder übel bei der Solidarität des deutschen Volkes 
in irgendeiner Weise dazu beitragen müssen, daß 
das Viertel oder Fünftel derjenigen, die in diesen 
Löchern geradezu z~grundegehen, eben auch in ab­
sehbarer Zeit zu einer Wohnung kommen. 

(Abg. Hadasch: Das ist der Lastenausgleich!) 

Ich weiß, Sie werden natürlich schon wieder sagen, 
eine neue Steuer. Aber anders geht es eben nicht. 
Und wenn der Herr Kollege Hadasch vom Lasten­
ausgleich redet, dann muß ich leider sagen, das 
Wohnungsproblem und der Lastenausgleich haben 
nur am Rande miteinander etwas zu tun. 

(Abg. Dr. Strosche: Sehr richtig!) 

Wir wollen nicht verkennen, daß der Lastenaus­
gleich ohne Zweifel auch eine soziale Note haben 
muß. Aber die Beseitigung des Wohnungselends ist 
nicht eine Frage auf Zeit, die man in 5, 10, 15 oder 

25 Jahren löst, sondern das ist eine Frage, die in 
den nächsten Jahren zum Abschluß gebracht wer­
den muß. Es ist ganz einfach, zu sagen, es wird 
auch noch ein paar Jahre gehen; aber da muß ich 
dem Herrn Kollegen Hadasch mit seinen eigenen 
Ausführungen antworten. Hier wird nämlich am 
falschen Platz gespart! Schauen Sie sich unsere 
Tuberkulosesanatorien an, schauen Sie sich die an­
deren Sanatorien an, die überbelegt sind und bei 
denen immer mehr Kranke dazukommen, abge­
sehen davon, daß die Zerstörung der Gesundheit 
unserer Jugend überhaupt nicht in Geld abzu­
schätzen ist! 

Wenn wir dann noch auf die mornlische Seite 
eingehen, nun, meine Damen und Herren, stellen 
Sie· sich doch ungefähr ein Massenquartier vor, mit 
30 Leuten, beiderlei Geschlechts, jung und alt, die · 
einzelnen Appartements nur mit Decken abgeteilt, 
was da schon an moralisch guter Entwicklung her­
auskommen kann! Es geht ja letzten Endes um das 
Wohl des Volkes und um die Verstopfung dieser 
Quellen, die immer wieder das Wasser trüben; das 
ist aber nur möglich, wenn auf dem Wohnungs­
sektor geordnete, menschenwürdige Zustände her­
beigeführt werden. In diesem Siqne appelliere ich 
daher an die ganze Regierung von Bayern, einmal 
das Problem grundsätzlich zu erwägen und nach 
einem Weg zu suchen, auf dem man nicht nur mit 
diesen, sagen wir unzureichenden Mitteln, dieses 
große Problem aufrollt, sondern es so löst, daß 
auch die zwei Millionen Menschen in Bayern zu 
ihrem Recht kommen. 

(Beifall beim BHE) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erhält der 
Herr Abgeordnete Knott. 

Knott (BP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich brauche nicht zu wiederholen, was die 
Vorredner bereits bestätigt haben, nämlich die Tat­
sache, daß die Innere Verwaltung wenn nicht die 
wichtigste, so doch eine der wichtigsten Verwal­
tungen im Staate ist. Es ist nur bedauerlich, daß 
der Etat des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern im Haushaltsausschuß so spät zur Beratung 
gekommen ist, daß kaum Mittel übrig blieben, um 
hier noch berechtigte Wünsche zu erfüllen. Sowohl 
der Herr Finanzminister als auch sämtliche für den 
Haushalt verantwortlichen Stellen haben schon 
Zeter und Mordio geschrien, es ginge so nicht mehr 
weiter und jetzt müßte endlich ein Schlußstrich ge­
macht werden, 

(Sehr richtig! - Zuruf vom BHE: Den letzten 
beißen die Hunde!) 

gerade in dem Zeitpunkt, als der Etat des Mini­
steriums des Innern zur Debatte kam. 

(Zuruf: Das nächste Jahr in umgekehrter 
Reihenfolge!) 

Ich finde das bedauerlich, gerade um der Bedeu­
tung dieser Verwaltung willen, die bis hinaus ins 
letzte Dorf die Leute viel mehr erfaßt als irgend­
eine andere Verwaltung und ihnen viel unmittel­
barer und näher gegenübersteht, weil sie so viele 
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Bedürfnisse und Wünsche der Bevölkerung zu be­
friedigen hat, wie kaum eine andere. 

Der Herr Innenminister hat zum Ausdruck ge­
bracht, daß in der Inneren Verwaltung insbeson­
dere seit Kriegsende eine solche Zunahme an Auf­
gaben zu verzeichnen sei, daß es schwer falle, die 
Personalvermehrungen, die notwendig sind, auch 
in dem erforderlichen Maß vorzunehmen. Ich 
pflichte dem Herrn Innenminister hier völlig bei; 
wir haben allerdings manchmal das Gefühl, als ob 
seitens des Finanzministers, der über den Staats­
säckel wacht, bei der Betreuung der Innern Ver­
waltung mit Personal etwas mehr zurückgehalten 
wird, als wenn es sich um die Interessen und An­
gelegenheiten der Finanzverwaltung handelt. Ich 
glaube, das geht sogar bis in die Beförderungs­
stellen hinein. Wenn man sich der Mühe unterzieht 
und die Stellenpläne des Finanzministeriums mit 
denen der Inneren Verwaltung vergleicht, so sieht 
man - wenigstens nach meiner Überzeugung und 
nach meinen Vergleichen -, daß die Beförderungs­
stellen bei der Finanzverwaltung viel zahlreicher 
sind als bei der Inneren Verwaltung. 

Was f.ür das Ministerium bezüglich der Auf­
gabenmehrung zutrifft, die sich in etwa an der 
Höhe der Posteingänge ablesen läßt, das trifft 
ebenso zu für die Regierung und insbesondere auch 
für die untere Verwaltung bei den Landratsämtern, 
auf deren Verhältnisse ich nun kurz zu sprechen 
kommen darf. Um ein allgemeines Bild zu gebrau­
chen, möchte ich die unteren Verwaltungen, die 
Landratsämter, mit der Front vergleichen, wäh­
rend das Ministerium das hohe Hauptquartier ist· 
und die Regierungen die Divisionsstäbe darstellen. 
Die Beamten und Angestellten draußen in den Äm­
tern stehen d.em Volk unmittelbar gegenüber. Von 
ihneri, von ihrer Arbeit in den Außenämtern, wird 
es wesentlich abhängen, inwieweit und ob die 
Autorität und das Ansehen des Staates gewahrt 
werden können; denn hier tritt die Verwaltung 
dem einzelnen unmittelbar gegenüber, während bei 
der mittleren und der oberen Instanz die Dinge 
doch zumeist nach Aktenlage entschieden werden 
und es dem einzelnen kaum möglich ist, auch ein­
mal peFsönlich vorzusprechen. Deshalb, glaube ich, 
müßte einer Ausgestaltung der inneren Verwal­
tung gerade auf der unteren Ebene besonderes 
Augenmerk zugewandt werden. Ich spreche wohl 
kein zu großes Wort aus im Hinblick auf das An­
sehen unseres demokratischen Staatswesens, wenn 
ich sage: Das Bild, das einer von der unteren Ver­
waltung mit nach Hause nimmt, ist letzten Endes 
für ihn das Bild des Staates. Bei vielen Leuten ist 
es heute noch so, daß ihnen alles, was auf der 
Ebene des Ministeriums oder auch noch der Regie­
rungen liegt, sehr weit weg und beinahe als ein 
Abstraktum erscheint. Wirklichkeit ist für sie die 
untere Verwaltung. 

Warum ich darüber so lange Ausführungen 
mache, meine Damen und Herren? Weil ich der 
Meinung bin, daß bisher zu wenig Wert darauf ge­
legt wurde, in der unteren inneren Verwaltung 
die Stellenpläne des staatlichen Sektors der Zu-

nahme und der Ausweitung der staatlichen Auf­
gaben anzupassen. Es ergehen eine ganze Menge 
von Entschließungen des bayerischen Staatsmini­
steriums des Innern, in denen verfügt wird, daß 
für bestimmte Hoheitsaufgaben nur Staatsbeamte 
eingesetzt werden dürfen. Auf der anderen Seite 
besteht aber gar nicht mehr die Möglichkeit, für 
alle diese hoheitlichen Aufgaben Staatsbeamte zu 
verwenden, weil zu wenige da sind. Es müssen 
zwangsläufig Kreisbedienstete dazu herangezogen 
werden. Das hat zwei Seiten. Erstens müssen hier 
die Landkreise :finanziell für Aufwendungen ein­
treten, die nicht die ihren sind, sondern die des 
Staates,. und zweitens kommt noch die Frage der 
Haftung hinzu. Das Ministerium weist darauf hin, 
daß die Haftung, wenn eine Hoheitsaufgabe von 
Kreisbediensteten wahrgenommen wird, unter Um­
ständen auf den Kreis verlagert werden kann. Das 
bedeutet, daß hier der Kreis am Ende der Haf­
tungspflichtige wäre für die fehlerhafte Durch­
führung von staatlichen Hoheitsaufgaben durch 
Kreisbedienstete. Wenn man diese Forderungen 
stellt - mögen sie zu Recht ibestehen -, dann muß 
aber auf der anderen Seite auch die notwendige 
Erweiterung des Stellenplans des staatlichen Land„ 
ratsamts erfolgen. 

Ich darf nur ganz kurz einen kleinen Katalog 
verlesen und damit einen Überblick über die Ver­
mehrung der Aufgaben in der unteren Verwaltung 
geben: Wesentlich erweitert haben sich die Auf­
gaben durch die erhöhte Inanspruchnahme der 
Staatsverwaltungsbehörden im Vollzug des Finanz­
ausgleichs infolge der Ausdehnung der Selbstver­
waltung der Gemeinden und der Gemeindever­
bände, die wesentlich umfangreichere Probleme zu 
lösen haben als früher. Ich erwähne Zuschußge­
suche für Schul-, Krankenhaus- und Brückenbau-

. ten. All diese Dinge müssen auch von der unteren 
Verwaltungsbehä<rde mitbehandelt werden. Auf 
jeden Fall ist die untere Verwaltungsbehörde die 
Stelle, die alle durch ZuschußgesU:che aufgeworfe­
nen Fragen vorzuprüfen hat, um die Gesuche dann 
wohlvorbereitet der vorgesetzten Behörde vorzu­
legen. Wesentliche Mehrarbeit ist durch die Schul­
raumnot und die Frage der Erstellung neuer 
Schulräume auch für die untere Verwaltung ein­
getreten. Die Steigerung des Straßenverkehrs 
drückt sich aus in der vermehrten Zulassung vcin 
Kraftfahrzeugen. Da sind die Zahlen zum Teil 
geradezu phantastisch; wenn man sie nicht selbst in 
der Hand hätte, würde man sie nicht glauben. Es 
sind Hunderte von Prozenten, um die der K:i;aft­
fahrzeugverkehr seit verhältnismäßig kurzer Zeit 
zugenommen hat. Ich darf auch an die Zulassung 
von Omnibuslinien erinnern. Wir erleben heute 
eine Ausweitung des Omnibusverkehrs, wie man 
sie früher nicht für möglich gehalten hätte. Auch 
der Mietwagenkraftverkehr, die Überprüfung von 
Fahrzeugen und die Zulassung von Fahrlehrern 
müssen in der unteren Verwaltung bearbeitet 
werden. 

Dazu kommen die vielen Baugesuche, das Sied­
lungswesen, die Erstellung von Wirtschaftsplänen 
bei den Gemeinden. Um zu den Wirtschaftsplänen 
nur ein paar Bemerkungen zu machen: Die frühe-



-- - --------~--~--------------~--------·-·-- ---------~·------

Bayerischer Landtag - 156. Sitzung. Dienstag, den 4. August 1953 1887 
--~----------

(Knott [BP]) 

ren Wirtschaftspläne reichen nicht mehr aus. Wir 
haben im Durchschnitt 20 Prozent mehr Menschen 
als früher, für die Wohnungen gebaut werden 
müssen. Die untere Verwaltungsbehörde ist an all 
diesen Dingen maßgeblich beteiligt. Ich erinnere 
an das Paßwesen, die Ausstellung von Reisepässen, 
von Interzonenpässen und von Aufenthaltsgeneh­
migungen für diejenigen, die Interzonenpässe be­
antragen. All diese Dinge haben in einem Maß zu­
genommen, wie man es sich zunächst nicht vorstel­
len konnte und wie es im Dritten Reich, in einer 
Diktatur, auch gar nicht möglich gewesen wäre, 
weil nur der ins Ausland fahren durfte, der bei den 
Parteistellen persona grata war. Ich darf hinweisen 
auf den Ausbau des staatlichen Kassen- und Rech­
nungswesens und die dazu ergangenen Bestim­
mungen, die eine wesentliche Arbeitsvermehrung 
mit sich gebr.acht haiben. Ferner sind neu hinzu­
gekommen die Besatzungskostenangelegenheiten, 
die Einführung der gesetzlichen Auskunftspflicht 
gegenüber den Versic:\1erungsgesellschaften im 
Kraftverkehrswesen, die Einführung der Kenn­
karten und die Ausweispflicht. Ich erinnere an die 
in vielen Ämtern laufende Kennkartenaktion. Es 
bedeutet eine Fülle von ADbeit, sämtltl.che Kenn­
karten zu erneuern! Die Angaben der einzelnen 
Personen müssen dabei auf das genaueste über­
prüft werden, weil mit der neuen Kennkarte eine 
Grundlage geschaffen werden soll, auf der später 
aufgebaut werden kann. Denken Sie ferner an die 
Preisüberwachung, die Mietpreisangelegenheiten, 
den Vollzug der Ausländerpolizeiverordnung, die 
Ausweitung der Landwirtschaftspflege, die Aus­
weitung des Gesundheitswesens usw. Diese Meh­
rung der Aufgaben kommt nicht von ungefähr. Sie 
kommt durch die Nachkriegsverhältnisse, durch die 
Zunahme der Bevölkerung und die besonderen so­
zialen Notstände; sie kommt aber auch durch die 
Gesetzgebung. Auch darauf ist ·heute schon hin­
gewiesen worden. Sowohl der Bundestag als auch 
der Landtag mühen sich, möglichst viele Gesetze 
zu verabschieden. Immer aufs neue tritt an den 
Landtag und auch an die Staatsregierung der 
Wunsch heran, irgendeine Sache gesetzlich neu zu 
regeln, abgesehen cfavon, daß sehr viele Gesetze 
deswegen geändert werden müssen, weil wir heute 
in einem demokratischen Staat leben und andere 
Verhältnisse haben, als es noch im Dritten Reich 
der Fall gewesen ist. Alle diese Dinge wirken sich 
aber letzten Endes in der unteren Verwaltung aus, 
die bei der Durchführung der Gesetze die anfal­
lende Mehrarbeit zu bewältigen hat. 

Wenn man nun die Personalmehrungen im staat­
lichen Sektor betrachtet, kann man die merkwür­
dige Feststellung treffen, daß in den unteren Ver­
waltungen seit 1932 beinahe alles beim alten ge­
blieben ist. Im Jahre 1932 waren bei einem Land­
ratsamt - ich habe die Unterlagen hier - 9 staat­
liche Bedienstete und 6 Bedienstete des Landkrei­
ses tätig; im Jahre 1938 waren es 13 staatliche 
Bedienstete und 12 Bedienstete des Landkreises 
und im Jahre 1949 waren es 28 staatliche Bedien­
stete, die Flüchtlingsverwaltung inbegriffen, und 

81 Bedienstete des Landkreises. Daraus geht her­
vor, daß die Selbstverwaltungskörperschaften mit 
ihren Etatmitteln einspringen mußten, weil der 
Staat zwar die Aufgaben übertragen, nicht aber 
gleichzeitig auch die notwendige Personalvermeh­
rung vorgenommen hat. Es handelt sich - das 
wird wohl nicht bestritten werden können - zu­
meist um Kriegsfolgeaufgaben; denn wenn der 
Krieg nicht gekommen wäre, würde in der Be­
setzung der Ämter kaum eine Änderung eingetre­
ten sein. Diese Kriegsfolgeaufgaben wären nach 
Artikel 120 des Grundgesetzes an sich Sache des 
Bundes. Zum mindesten dürfen sie aber nicht zu 
Lasten der Kommunen gehen, weil dadurch die 
Selbstverwaltungsmöglichkeiten der kommunalen 
Körperschaften, auf die wir im Interesse unseres 
demokratischen Staatswesens angewiesen sind, in 
einer Weise eingeschränkt werden, daß sie am 
Ende nur noch ein papierener Begriff ohne We­
sens- und Lebensinhalt sind. Ich habe es schon oft 
gesagt und sage es immer wieder: In dem Maße, in 
dem der Staat den Selbstverwaltungskörperschaf­
ten finanziell die Möglichkeit läßt, wirklich in eige­
ner Verantwortung eigene Aufgaben zu erfüllen, 
werden die. Staatsbürger an das Geschehen des 
Staates herangeführt werden können. Wenn es 
den Selbstverwaltungskörperschaften nicht mehr 
möglich ist, aus eigener Kraft etwas zu schaffen, 
kommt der Staatsbürger ohne Zweifel eines Tages 
zu der Meinung, daß es ja doch keinen Sinn mehr 
hat, sich am öffentlichen Leben zu beteiligen, weil 
man höchstens nur noch etwas zur Kenntnis zu 
nehmen, aber nichts mehr zu beschließen hat. Dies 
ist eine viel größere Gefahr als jene, die von radi­
kalen Gruppen droht, die nach meiner Meinung 
erst dann gefährlich werden, wenn sich im Volke 
und gerade in den Gemeinden das Gefühl verstär­
ken würde, daß der einzelne Gemeindebürger in 

.seiner Gemeinde kaum noch etwas vermag, weil er 
absolut abhängig ist von dem, was der Bundestag 
und letzten Endes auch der Landtag im Haus­
haltsgesetz beschließen. Erst wenn sich dieses Be­
wußtsein verstärken würde, wäre der Boden für 
radikale Gruppen geschaffen; denn dann würde 
der Schrei nach dem starken Manne wieder die 
Hörer finden, die ihm heute noch .versagt sind. Das, 
glaube ich, mußte einmal gesagt werden. Ich würde 
deshalb sehr darum bitten, daß im nächsten Haus-· 
halt des Staatsministeriums des Innern eine aus­
reichende Stellen-Vermehrung für die Landrats7 

ämter erfolgt. Ich .halte das für unbedingt not­
wendig. 

Ein weiteres Kapitel, von dem heute auch be­
reits die Rede. war, ist die Verwaltungsverein­
fachung. Ich möchte nicht vom Verwaltungsge­
richtswesen sprechen; es wurde darüber heute be­
reits sehr viel gesagt, was ich unterstreichen 
möchte. Ich darf nur darauf hinweisen, daß es in 
England - und England gilt doch auch bei uns 
als das klassische Land der Demokratie _- kaum 
eine Rechtsinstanz gegen V

0

erwaltungsakte gibt, 
und ich habe nie gehört, daß die englischen Staats~ 
bürger sich deshalb beschwert hätten. Bei uns in 
Deutschland ist meines Erachtens die Gefahr, daß 
wir alles zu gründlich und zu radikal machen. Man 
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hat manchmal das Gefühl, daß es für uns nur zwei 
Weltanschauungen gibt, die eine mit den Händen 
an der Hosennaht, wobei nur noch das Wort Ja­
wohl gestattet ist, und die andere, daß der einzelne 
absolut frei sein und durch nichts, aber auch gar 
nichts mehr gebunden sein will. 

(Abg. Dr. Strosche: Daran ist sehr viel 
Wahres!) 

Man kann geradezu von einer individualistischen 
Orgie sprechen, in der man sich ausleben will. Ich 
glaube, der Mittelweg wäre für uns gesünder. 

(Abg. Dr. Strosche: Verlust der Mitte 
auch hier!) 

Dieses Buch sollte viel mehr gerade. bei uns 
gelesen werden; denn das wäre sehr gesund. 

(Abg. Donsberger: Sehr richtig!) 

Es ist bedauerlich, daß unsere Sprechzeit so 
knapp ist und daß ich daher zum Ende kommen 
muß, obwohl ich noch viel zu sagen hätte. Der 
Herr Innenminister wird gestatten, daß ich ihm 
meine Vorschläge für eine Verwaltungsverein­
fachung - und ich habe eine ganze Serie, die ich 
gerne zum Vortrag gebracht hätte - bei Gelegen­
heit übergebe als Anregungen nicht nur eines Ab­
geordneten, sondern eines Praktikers aus der unte­
ren Verwaltung, der die Dinge im eigenen Amt 
und am eigenen Leibe zu spüren bekommt. 

Ein paar kleine Hinweise darf ich aber vielleicht 
doch noch geben. Zur Umsiedlung darf ich darauf 
hinweisen, daß die Umsiedlungskommissionen de:i: 
anderen deutschen Bundesländer nach unseren Er­
fahrungen draußen immer noch mit den'selbe·n Me­
thoden vorgehen wie früher. Es hat sich da leider 
Gottes nichts an der Art, die Leute wie auf einem 
Sklavenmarkt auszusuchen, geändert, 

(Abg. Dr. Strosche: Sehr richtig!) 

nur daß inan nicht den Bizeps abtastet. Und es 
besteht keine Aussicht für eine Änderung, trotz 
aller Bemühungen, keine Aussicht, Familien zur 
Umsiedlung zu bringen, die vielleicht eine Be­
lastung für den Aufnahmestaat bedeuten könnten. 
Man sucht nach wie vor nur nach Fachkräften und 
nimmt, wenn man die nicht findet, niemand. Ich 
glaube, wir dürfen die Staatsregierung bitten, bei 
den Bundesinstanzen ganz energisch darauf hinzu­
weisen, daß hier eine Änderung Platz greifen muß. 

Sehr gerne würden wir es sehen, wenn die Ver­
waltungsschule mit größeren staatlichen Mitteln 
unterstützt werden könnte. Herr Kollege Dr. Lip­
pert hat schon darauf hingewiesen, daß die Polizei-· 
schüler einen Vorzug genießen. Wir wünschen kei­
nen Vorzug für die innere Verwaltung, wücden es 
aber doch gerne sehen, wenn die Verwaltungs­
schule vom bayerischen Staat einige Mark mehr 
erhalten könnte, weil aus ihr der Nachwuchs der 
inneren Verwaltung !n der unteren, mittleren und 
gehobenen Laufbahn hervorgeht. 

Meine eigenen Fraktionskollegen rufen mich be­
reits zur Ordnung. Angesichts der F'ülle des Ma­
terials kann ich nur nochmals bedauern, daß unsere 

Zeit so kurz bemessen ist, daß ich jetzt Schluß 
machen muß, um meinem eigenen Fraktionskolle­
gen noch Raum zu lassen. Ich möchte nur wünschen, 
daß im nächsten Jahr für den Praktiker etwas 
mehr Zeit zur Verfügung steht. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Vor allem muß der 
Opposition mehr Redezeit zur Verfügung 
stehen; denn das ist ja das wesentliche, daß · 
man im Parlament reden kann! - Beifall 

bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: iDas Wort erhält 
als nächster Redner der' Herr A!bg.eovdnete Dr. Raas. 

Dr. Haas '(FDiP): ll.\1eine iilamen •und Herren! Mein 
Fraktionskollege Hadasch !hat sich !bereits mit den 
Polizeifragen <aillsgiebd.g beschäftigt. Er !hat mit 
Recht a:wf die gute Zius•ammenaribeit 0Wischen dem 
Staatsministerium des Innern und dem Sicherheiits­
ausschuß des Landtags hingewiesen. Md.t Recht hat 
·er auch erkilärt, daß diese Art der Zusammenarbeit 
bisher irgendwelche größeren Difrferenzen z:wischen 
dem Sta.atsministerium und der Opposition hfotan 
gehalten hat. Ger.ade ,als Mann der Opposition 
halte ich e·S daher für meine Pflicht, Z'l1 sagen, daß 
die Art und Weise, wie das Sta:atsmd.nisterium seine 
Aufgabe, die Verfassung zu schützen, .aufgefaßt hat, 
auch unsere Billigung findet. Auch wir wünschen 
nicht einen Innenminister, der - wie es ein 
soz,ialdemokr.atischer Innenminister, nämlich der 
Innenminister des Landes Pr·eußen am 16. Juld. des 
J1a1hres 1932 tat - •erklärt: „Ich weiche der Ge­
walt!", anstatt 1auf den Klingeillm.opf ·zu drücken, 
der sich .auf seinem· Schreibtisch ;befand, und der 
i'hm sofort gewährleistet hätte, daß der letzte 
preußische Landpoli:ziist .aus sed.ner [)ienststelle iher­
ausgesprungen wäre, um die demokratische Ver­
fassung gegenüber dem damals aufgekommenen 
sogenannten autoritären System zu schützen. Es 
war nicht sehr schwer im voram; 0u !berechnen, 
daß dieses autoritäre System nur ein Übergang zu 
·einem totalitären System sed.n würde. Also: Auch 
wd.r wünschen uns nicht ·einen solchen Innen­
minister. Hiierlbei wird man über die Frage, ob 
die eine oder die 1andere Or.ganisation einer rechts­
oder lin:ksradikailen Gruppe angehört, v,erschiedener 
Meinung sein 1können. Nicht versch~edener Meinung 
aber k,ann man sein üiber das Ziel, die demokra­
tische Verfassung unter allen Umständen. gegenüber 
jeder. Unterwanderung von r.echts o:der links :m 
schützen. Und auch nicht verschiedener Meinung 
kiann man sein über d~e iM·ethode, dort, wo ein 
erkenn!bares verfassungswidriges Handeln fest­
gestellt wurde, mit Energie und mit ScMagkr.aft 
zuzugreifen. !Das gelben wd.r auch als Opposüiori zu. 
Infolgedessen haben wir uns ernsthaft mit dem 
vom Staatsministerium des Innern und der Staats­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf zur Siche­
rung des politischen Friedens ä.n •Bayern bef.aßt. 
Gleichwohl sind wir mindestens in der !Mehrzahl 
in der Fraktion zu einer abwe•ichenden Aiuffassung 
ge1angt, vor allem deshallb, weil w~r der Meinung 
sind, daß das Gesetz über diie Aufgaben und Be­
fugnisse der Polizei, das der Herr Staatsminister 
auch heute wieder in seiner Rede als in Vorberei-
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tung •befind1ich dargestellt :hat, dann, wenn es jetzt 
vorgelegt werden würde, vor:aussichtlich den Ent­
w:Ur.f des sogenannten Friedensgesetzes iUusorisch 
machen wird. Vielleicht k!ann der Herr Innenmini­
ster auch einmal einem gutgemeinten Rat der 
Opposdtionspart·ei Gehör schenken, der dahin geht, 
dieses ~:riedensgesetz, das bisher e.iJgentlich keinen 
Frieden, sondern nur !Unfr.ierden 1bei den ein1zelnen 
Fraktionen, im L.andtagsausschuß, in der Presse 
und wo es .auch sonst erörtert wul'de, geibr.acht hat, 
nach Mög1ichikeit wieder sang- und klanglos dorthin 
verschwinden zu lassen, wo es ihergekommen ist, 
nämlich in di·e ministerielle Sch:uibi'ade, und dafür 
zunächst das Gesetz üiber die .A!ufgalben und Befug­
nisse der Pol.i.zei vorzulegen. 

•0Abg. Kiene: 1Es .kommt •au;f den Nau-Nau •an!) 

- .Ja, 1ie1ber Herr Kolleg·e Kiene, einmal ist Nau­
Na•u nicht eine Ersch-einung, die es in Bayern gibt 
und .auch nicht in der lbayerischen FDiP. Meines 
Wissens ist es eine Erscheinung von Nordrhein­
Westfalen. 

{Albg. Kiene: !Das wollte ich nicht sagen.) 

Hieribei wird man sich unter Umständen .auch 
mit der Opposition dani.iiber iins Benehmen set·zen 
müssen, olb man die generelle Zuständigkeit der 
Polizei nicht soga·r in einem ziemHch weiten Maß'e 
begreifen will, unter Umständen sog.ar in dem 
Sinne, wie sie das A11gemeine Pr-eußische Landrecht 
in§ 10 II 17 und da•s Preußische Polizeiverwaltungs­
:gesetz, glaube ich, in § 19 gefaßt hat, nämlich als 
Generalklausel, die dahingeht, daß es Aufg.albe und 
_Pflicht der Po1izei sei, überall dort tättg zu werden 
und abzuwehren, wo die ö>f:5entlich·e iRuhe, Sicher­
iheit und Ordnung gefährdet ist. Mari wird sich 
darülber unterhaHen können, ob man zu einer 
solchen Generalkl:ausel kommen muß oder ob 
·einschränkende ili'ormuherungen genügen. Das 
Frie:densgesetiz aber wird damit in jedem Fall ent­
behrlich werden, we[che Formulierung man auch 
immer wäihlen wird. 

Mein Kollege Ha,dasch ihat schon die Frage auf­
geworfen, inwieweit gerade in den Großstädten 
;als den :Stätten rund ·den möglichen Brennpunkten 
·eines ·anttdemokr.atisch.en Geschehens - was ist 
in der Vergangenheit spe;ziell in der Landeshaupt­
stadt D.!i.cht schon alles geschehen! - nicht unter 
Umständen die Frage der staatlichen Polizeipräsi­
dien in irgendeiner Form iÜJberlegt werden müsse. 
Artike! 83 unserer Verfassung, der die örtlichen 
Polizeien zu Angelegenheiten des eiigen.en Wir­
kungskreises der Gemeinden erklärt, steht e.iner 
solchen Entwicklung entgegen. Auch unsere Mei­
nung steht rgrundsätzlich entgegen, da man die 
Sel!bstverw.altung soweit •als n:ur irgendwie möglich 
zu 1begreHen h:at. Das Staatsministerium des Innern 
mag .aiber diese ·Frage prüfen, obwohl, wie der 
Herr Staatsminister des Innern gesagt hat, minde­
stens zur Zeit ibei uns in Bayern alles, was die 
Staaitssicherheit betl'Hft, in Ordnung ist und man 
keinerlei Befürchtungen zu h:aiben ibrnucht. 

Der Herr Staatsminister hat als Beispiel einer 
Verwaltungsreform sein eigenes iRessort angeführt. 

Die bisher erifo1gten Maßnahmen alber kann man 
leider nich1t anders als mit ungenügend bezeichnen. 
Die Abga1be von Zuständigkeiten Hn die nach­
·geordneten 1Behörden„ die der Herr Staatsminister 
·bisher vorgenommen hat, kann wohl nur ein 
A n f :a n g von dem sein, was er sich •als Ziel 
gesteckt hat, alber nicht mehr; denn sons1t müßte 
':man sagen: Der Geist w.a-r zwar willig, aber das 
Fleli.sch doch entsetzlich. schwach. Der Herr Sta.ats­
minister 'hat aber lbei der g·enereHen Arusspr.ache 
im Haushalitsausschuß seiner Meinung dahingehend 
Ausdruck gegeiben, daß im nächsten Jahre das 
Wichtiger·e und das Gewichtigere noch folgen würde. 
WJr wollen also noch. einmal das nächste Jahr 
.abwarten. Der Herr :Staatsminister muß wissen, 
daß er, die Spitze der inneren Verwaltung in Bay­
ern, a'U'f dem Gebiet der Verwaltungsr·eform vor­
.angehen muß, wenn es üiberiharupt mit der für 
dringend notwendig gehaltenen .und von unserer 
Fra.ktion immer wiieder geforderten Verlagerung 
der Z·uständigkeiten von olben nach unten ernst 
werden soll. · 

Außerordentlich bedauerlich ist es, daß es nicht 
gelungen ist, für die Verbesserung unseres Straßen­
netzes mehr zu tun, als tatsächlich geschehen ist. 
Ein Antrag des Wirtschaftsausschusses - es vv.ird 
vermutlich beim Außerordentlichen Etat noch dar­
über gesprochen werden müssen - hierfür eine er­
kleckliche Summe einzusetzen, ist gescheitert. Ich 
habe bereits im .Haushaltsausschuß ausgeführt, daß 
hier der bayerische Staat eine seiner wichtigsten 
Aufgaben nicht erfüllt. Die Art und Weise, wie 
unsere Landstraßen I. Ordnung aussehen, ist Ur­
sache für Hunderte und für Tausende von Ver­
kehrsunfällen. Es läßt sich nicht bestreiten, daß bei 
der Zunahme der Motorisierung - Sie haben ja 
die Ziffern gehört: in fünf Jahren seit 1948 eine 
Vervi~rfachung der zugelassenen Kraftfahrzeuge! 
- die Entwicklung unseres Straßennetzes weit, 
weit nachhinkt und bei den Mitteln, wie sie jetzt 
zur Verfügung stehen, gar keine Aussicht besteht, 
wieder den Anschluß zu finden. Wir stehen hier 
vielleicht, wenn wir unseren Straßenzustand an­
sehen, auf der Stufe, auf der wir 1920 hätten stehen 
müssen. Die Diskrepanz aber wird jährlich größer. 
Überlegen Sie sich nur, wie viele Verkehrsunfälle 
entstehen tagtäglich dadurch, daß wir ungenügende, 
schlecht beschotterte Straßendecken mit soundso 
viel Schlaglöchern, daß wir hier zu steile und dort 
nicht überhöhte Kurven haben, daß wir viel zu 
enge und gefährliche Ortsdurchfahrten, also zu 
wenig Umgehungsstraßen besitzen usw.! Wieviel 
wird tagtäglich an Menschenleben, an menschlicher 
Gesundheit, aber auch an materielien Werten da­
durch zerstört, daß infolge dieser betrüblichen Tat­
sachen laufend Verkehrsunfälle vorkommen! Hier 
hätte der bayerische Staat unbedingt einen Weg 
finden müssen, um dem Antrag des Wirtschafts­
ausschusses wenigstens teilweise gerecht zu werden. 
Hier hätte der Staat unbedingt gezwungen werden 
müssen, einen erklecklichen Posten - nämlich die 
vorgeschlagenen zweimal 50 Millionen DM - groß­
zügig für diesen und den nächstfolgenden Etat ein­
zusetzen. Ich habe dann selbst mit einem Abände­
rungsantrag eine Halbierung dieser Ansätze vor-
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genommen, aber ·die Anträge sind mit knapper 
Mehrheit abgelehnt worden. Außerordentlich be­
dauerlich, denn mit dem jetzigen System kommen 
wir nicht weiter. Sie kennen die Größe der Frost­
schäden, die in diesem Jahr in Erscheinung getreten 
sind, und dadurch bedingt die Tatsache, daß wir 
selbst in Dringlichkeitsstufe I nur 40 Prozent weg­
fertigen können, also nur 200 Kilometer ausbessern 
können, eine Strecke, die für unser Landstraßen­
netz in Bayern nur einen Tropfen auf einen sehr 
heißen Stein bedeutet. 

Meine Damen und Herren! Wir haben es auch 
bedauert, daß für den sozialen Wohnungsbau aus 
Landesmitteln nur noch eine zusätzliche Möglichkeit 
von 10 Millionen DM geschaffen werden konnte. 
Mehr ist trotz aller Bemühungen nicht herauszu­
holen gewesen. Ich brauche Ihnen nicht zu erzählen, 
wie sehr uns der soziale Wohnungsbau am Herzen 
liegt, zumal Sie ja wissen, welche Verdienste sich 
unsere Bundestagsfraktion auf diesem Gebiet auch 
durch ihre Bundesminister erworben hat. Gleich­
wohl, meine Damen und Herren, müssen wir uns, 
glaube ich, in Zukunft ein wenig mehr Gedanken 
darüber machen, ob wir nicht mehr als bisher einen 
frei finanzierten Wohnungsbau ermöglichen sollten 
unter dem Gesichtspunkt einer nur einigermaßen 
erträglichen Rentabilität. Bisher ist derjenige, der 
baute, durch eine voUkommene Unrentabilität und 
damit mit einer Fehlinvestition bestraft worden, 
·wenn man die Dinge rein kapitalmäßig betrachtet. 
Um dieser Betrachtung kann aber derjenige, der 
mit knappem Geld, mit Darlehen und mit hohen 
Zinssätzen arbeitet, wohl nicht herumkommen. 

Auf dem Gebiet des Gesundheitswesens wird der 
Entseuchung unserer Flüsse und Bäche noch sehr 
viel mehr, als bisher geschehen, Aufmerksamkeit 
gewidmet werden müssen. Ohne Frage ist dieses 
Problem zumal in Nordbayern, wo wir sehr viel 
kleinere und sehr viel langsamer fließende Flüsse 
haben als im Süden des Landes, ein sehr zentrales 
geworden. Hier ist eine Überlastung unserer Fluß­
läufe eingetreten, die dringend eine Abhilfe er­
heischt, weil die gesundheitlichen Gefahren für un­
sere Bevölkerung sehr groß geworden sind. Fast 
jedes Landratsamt in Nordbayern ist gezwungen, 
alljährlich Badeverbo.te zu erlassen. Soundso viele 
nachweisbare Schäden sind längst eingetreten. Nun 
ist es immerhin beachtenswert, daß man dann, 
wenn man praktisch mit diesen Dingen zu tun hat, 
llnter Umständen zu merkwürdigen Beobachtungen 
kommt. Es gibt mehrere Möglichkeiten, überlastete 
Flußläufe zu klären. Es gibt die sogenannte land­
wirtschaftliche Verwertung und es gibt die soge­
nannte biologische Klärung. In dem Stadtrat mei­
ner Heimatstadt mußten wir dieses Problem nolens 
volens auch wälzen. Nun war es merkwürdig fest­
zustellen, daß der Vertreter des Landwirtschafts­
ministeriums, der, wie es vielleicht seine Pflicht ist, 
der landwirtschaftlichen Verwertung das Wort ge­
redet hat, eine so erhebliche Machtfülle besaß, daß 
er nicht nur sagen konnte: Wenn du, lieber Stadt­
rat, dich dazu entschließt, die landwirtschaftliche 
Verwertung an Stelle der von dir zunächst vor-

gesehenen biologischen Klärung einzuführen, dann 
werden wir dir einen bei weitem höheren Staats­
zuschuß .geben, als das im andern Fall geschieht, 
und der auch in diesem Fall weit höher als mit 
25 oder 30 Prozent angegeben wurde, während wir 
im andern Fall nicht wissen, ob wir dir überhaupt 
einen Staatszuschuß geben können. 

Meine Damen und Herren! Diese Sache mit der 
Stadt Schwabach ist damals über den Rundfunk 
gegangen. Der Stadtrat Schwabach hat sich kraft 
seines Selbstverwaltungsrechts und kraft seiner 
sehr genauen Beschäftigung mit dieser Materie für 
die biologische Klärung entschieden; denn Schwa­
bach ist Peripheriegebiet von Nürnberg-Fürth und 
wir wissen, wie groß in. einem Peripheriegebiet die 
Gefahren einer landwirtschaftlichen Verwertung 
sind (siehe Darmstadt-Griesheim). Wir hatten uns 
also für die biologische Klärung entschieden, sehr 
zum Unwillen, zum sehr laut geäußerten Unwillen 
der Vertreter des Landwirtschaftsministeriums mit 
der Folge, daß wir den erbetenen Staatszuschuß 
heute noch nicht haben. An diesem Beispiel, meine 
Damen und Herren, können Sie sehr wohl sehen, 
wohin das Arbeiten mit Staatszuschüssen führt. 
Man will vom Ministerium her in die Selbstver­
vrnltung hineinpfuschen und will nur die Dinge 
unterstützen und fördern, die man in der Mini­
sterialstube am grünen Tisch für richtig hält. 

Meine Damen und Herren! So viel zu diesen 
Einzelheiten. Im allgemeinen wollen wir dem Herrn 
Innenminister bestätigen, daß sein Etat mit einiger 
Sparsamkeit aufgestellt wurde, und daß er auch 
versucht hat, sowohl bei der Generalaussprache im 
Haushaltsausschuß, als auch heute hier, den Pro­
blemen, die seinem Ministerium gestellt sind, eini­
germaßen gerecht zu werden. Gleichwohl ist meine 
Fraktion nicht in der Lage, dem Etat zuzustimmen; 
sie wird sich der Stimme enthalten. 

Vizepräsident Hagen: Das W9rt .hat der Herr Ab­
geordnete Kurz. 

Kurz (CSU): Herr Präsident, Mitglieder des 
Hohen Hauses, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Mit banger, wachsender Sorge erfüllen uns 
die Nachrichten der Presse über die ständig und 
rasch sich mehrenden Straßenverkehrsunfälle im 
Land. Kein Tag vergeht, an dem nicht eine Zeitung 
von gräßlichen Zusammenstößen von Kraftfahr­
zeugen und von dabei Verunglückten, Verletzten 
und Toten berichten würde. „60 109 Verkehrs­
unfälle in Bayern im Jahre 1952'\ das war die 
Überschrift eines Artikels, der wohl zür Besinnung 
und zum Nachdenken der Öffentlichkeit zugeleitet 
wurde. Nach Zahlenangaben des Herrn Staats­
ministers 45 032 Verletzte und 1579 Tote, das ist 
die traurige Bilanz an Opfern, die der Straßenver­
kehr allein im Jahr 1952 gefordert hat. Das sind 
doch düstere, erschütternde und zugleich erschrek­
kende Ziffern. 

Aber auch im Jahr 1953 steht der Würger Tod 
auf den Straßen unserer Heimat; eisern und un­
erbittlich fordert er weiter seine Opfer. Die Ver­
kehrsunfall-, Verletzten- und Todeskurven sind im 
Jahr 1953 im Vergleich zum vorhergehenden Jahr 
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weiter und zwar in beängstigender Weise, im Stei­
gen b~griffen. Im ersten Halbjahr 1952 betrug die 
Zahl der Verkehrsunfälle 28 937, im gleichen Zeit­
abschnitt des Jahres 1953 34 431; das ist eine be­
dauerliche Zunahme um 19 Prozent. Im ersten 
Halbjahr 1952 wurden durch Straßenverkehrs­
unfälle 670, im gleichen Zeitabschnitt des Jahres 
1953 811 Personen getötet; das ist eine Zunahme 
um 21 Prozent. Die Zahl der Verletzten ist vom 
ersten Halbjahr 1952 mit 18 905 ·auf 24 093 Per­
sonen im ersten Halbjahr 1953 angestiegen; das ist 
eine Mehrung um 27,4 Prozent. Im Monat März 
1952 wurden bei 100 Verkehrsunfällen 58 Personen 
verletzt oder getötet, im selben Zeitraum des Jah­
res 1953 kommen auf 100 Verkehrsunfälle 73 Ver­
letzte und Tote. 

Bei näherer Betrachtung und Überprüfung dieser 
fiefbedauerlichen Statistik, dieses raschen Anstiegs 
von Unfällen finde ich die Ursache-· und da gehe 
ich mit dem Herrn Staatsminister und auch mit 
Ihnen, Herr Kollege Dr. Lippert, einig - in der 
Aufhebung der Geschwindigkeitsbegrenzung für 
Personenkraftfahrzeuge sowie in der weiteren Zu­
nahme des Straßenverkehrs, in der Nichtbeachtung 
der Vorfahrt, in einer übermäßigen Geschwindig-

. keit im.Fahren, im falschen überholen und Vorbei­
fahren, im leichtfertigen Fahren unter Alkohol­
ein:fiuß, in der Übermüdung und ähnlichem. Es 
darf aber auch nicht verschwiegen, sondern muß 

. laut ausgesprochen werden, daß sich bei einem ge­
wissen Teil von Verkehrsteilnehmern Verkehrs­
sitten eingebürgert haben, die sich im Leichtsinn, 
in der Rücksichtslosigkeit und im Fehlen des Ver­
antwortungsbewußtseins gegenüber Leib und Le­
ben des Nächsten durch nichts mehr überbieten 
lassen. Diesen Hyänen ist in erster Linie das Hand­
werk zu legen. 
., (Sehr gut!) 

Ich darf wohl annehmen, daß die scharfen Worte, 
die Sie, Herr Staatsminister, sowohl im Haushalts­
ausschuß des Bayerischen Landtags als auch heute 
hier vor dem Hohen Haus gegen die Lackel und 
Rowdies der Straße gefunden haben, nicht unge­
hört verhallt sind und auch von noch nicht ganz 
abgebrühten Verkehrssündern beachtet werden. Ich 
gebe auch der Hoffnung Ausdruck, daß in Gegen­
wart und Zukunft das Staatsministerium des In­
nern in allen seinen Dienst- und Dienstaußenstellen 
im Kampf gegen den Leichtsinn und die Gemein­
heit auf unseren Straßen einen schärferen Maß­
stab als bisher anlegt. 

Ein besonderes Augenmerk ist sodann der mo­
dernen Verkehrserziehung, besonders aber auf dem 
Lande, zuzuwenden. 

(Sehr gut!) 

Eine Bitte an Sie, Herr Staatsminister: Wollen Sie 
sich für die Wiedereinführung der Geschwindig­
keitsbegrenzung für Personenkraftfahrzeuge ein­
setzen! 

(Zuruf: Die Motorräder nicht vergessen!) 

Um eine möglichste Verkehrssicherheit zu er­
reichen, wären sodann bei leichtfertigen und 

·-~~~~~~~~~~~~~ 

schweren Verkehrsvergehen wohl eine Erhöhung 
des Strafmaßes, die Verhängung von entsprechen­
den Strafen, gegebenenfalls der zeitweilige, im 
Wiederholungsfall der dauernde Entzug des Füh­
rerscheins durch Gerichtsurteil zur Anwendung 
und Durchführung zu bringen. !m Hinblick auf die 
Todesopfer und die große Zahl der Verletzten so­
wie die großen volkswirtschaftlichen Schäden darf 
bei Verkehrsvergehen und Verkehrsstrafen von 
Ehrendelikten und Gentleman-Strafen keine Rede 

. sein. Von solcher Geisteshaltung und derlei Auf­
fassungen, sollten sie noch in unseren Köpfen 
spuken, haben wir uns eiligst freizumachen. 

Dringend erforderlich wären ferner der Ausbau 
unserer Straßen, aber nicht. nur der Staßen in den 
Städten, sondern auch der Landstraßen, die Begra­
digung von Kurven, die Beseitigung von unüber­
sichtlichen Stellen, die Abtragung von ·Straßen­
kuppen, die Auflockerung von Engpässen und 
anderes. 

Nochmals eine Bitte an Sie, Herr Staatsminister: 
Verhängen Sie im beginnenden Frühjahr bei ein­
setzendem Tauwetter und Frostrückgang für eine 
bestimmte Frist für die schweren Lastfahrzeuge 
die Straßensperre! 

(Sehr gut!) 

Millionen und aber Millionen werden dadurch an 
Steuermitteln dem Steuerzahler erspart und kön­
nen anderen .Zwecken zugeführt werden. 

Meine Damen und Herren, ich weiß um die 
Schwierigkeit der Abgleichung des Haushalts; 
trotzdem bitte ich aber die Staatsregierung, durch 
Hi~Weise, Veröffentiichung, durch Maßnahmen, 
Anleitungen an die Dienst- und Dienstaußenstellen 
und durch bedeutend erhöhte Ansätze für Straßen­
verbesserungen im nächsten Haushalt dem grauen­
vollen Ansteigen der Verkehrsunfälle Beachtung 
zu schenken und Einhalt gebieten zu wollen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Frenzel. 

Frenzel (SPD): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Am vergangenen Sonntag waren es acht 
Jahre, daß in Potsdam die Unterschrift unter jenes . 
Dokument gesetzt wurde, das Millionen von Men­
schen ihrer angestammten Heimat beraubte. Die 
Eingliederung dieser Millionen von-Menschen war 
wohl das schwierigste Problem, vor das je eine 
Staatsregierung gestellt wurde. Wir dürfen heute 
wohl sagen, daß Bayern auf diesem Gebiet vor­
bildlich gearbeitet und Vorbildliches geleistet hat. 

(Sehr gut!) 

Wenn auch heute noch 213 Regierungslager mit 
nahezu 56 000 Personen vorhanden sind und wenn 
darüber hinaus auch noch eine Reihe kommunaler 
und wirtschaftlicher Lager bestehen, so .ist doch 
anzuerkennen, daß in diesen letzten Jahren von 
seiten der bayerischen Staatsregierung mehr ge­
schehen ist als in manchem anderen westdeutschen 
Bundesland. 

(Abg. Beier: Sehr richtig!) 
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Wenn Bayern auch jene Beträge, die beispielsweise 
bei der Umsiedlung heute gezahlt werden -
5000 DM pro Wohnungseinheit-, in den früheren 
Jahren erhalten hätte, dann, davon bin ich fest 
überzeugt, würden wir, was die Frage der Ein­
gliederung auf wirtschaftlicher und wohnraum­
mäßiger Ebene anlangt, heute bereits weiter sein, 
als wir im Bericht des Staatsministers des Innern 
gehört haben. Wir bedauern deshalb außerordent­
lich, daß der Bund es in der Vergangenheit nicht 
ebenso wie in der Gegenwart gehalten hat, jene 
Mittel auch für Bayern zur Verfügung zu stellen, 
die anderen Ländern ohne weiteres gegeben wor­
den sind. 

(Zuruf: Verlorene Zuschüsse!) 

Ich glaube, das wichtigste ist, daß wir versuchen 
müssen, im Rahmen der innerbayerischen Umsied­
lung jene Notstandsgebiete abzulösen, die wir in 
Bayern zweifelsohne haben. Ich denke an den 
Bayerischen Wald und viele andere Gebiete. Sie 
abzulösen wird aber nur möglich sein, wenn wir 
uns endlich entschließen können, die zurückgelegte 
Landesplanung endlich hervorzuziehen und nach 
dem Landesentwicklungsplan den Versuch zu un­
ternehmen, die brachliegenden Kräfte draußen in 
die Industriezentren zusammenzubringen. 

(Sehr richtig!) 

Neben Kaufbeuren und dem Fichtelgebirge, wo wir 
immerhin schon seit dem Jahre 1945 ziemlich gute 
Ansätze der Entwicklung von Industriez,weigen zu 
verzeichnen haben, haben wir heute noch viele 
Splittergruppen im Lande draußen. Es ist notwen­
dig, diese Splittergruppen zusammenzufassen, weil 
die Industrieentwicklung erst dann richtig zur Gel­
tung kommen kann, wenn sie auf einem Platz zu­
sammengezogen ist. Ich glaube, daß deshalb die 
Frage der innerbayerischen Ums:iedlung in der 
Zukunft eine ausschlaggebende Rolle spielt, wenn 
wir die gesamte Frage einer Lösung zuführen wol­
len. Wir bedauern, daß wir mit der innerdeutschen 
Umsiedlung überhaupt nicht vorwärtsgekommen 
sind. Ich stimme dem Abgeordneten Knott voll zu, 
der da gesagt hat, daß die Kommissionen mit den 
Arbeiten und Methoden, die sie in Bayern an­
wenden, unmöglich erscheinen und daß das Pro­
blem damit nicht gelöst werden kann. w·enn wir 
heute eine Gesamtzahl von 127 000 Umgesiedelten 
feststellen können, dann bin ich der Meinung, daß 
diese Zahl weit unter dem liegt, was wir uns ur­
sprünglich unter der innerdeutschen Umsiedlung 
vorgestellt haben. 

(Sehr richtig!) 

Das neue Gesetz des Bundes, das zur Wohnraum­
beschaffung herausgekommen ist, hat der Herr 
Kollege Dr. Schier sehr eingehend behandelt. Aber 
wer draußen auf der·unteren Ebene arbeitet, wird 
feststellen können, daß die Gemeinden dadurch 
sehr stark gehandikapt sind und es unmöglich ist, 
die Wohnraumnot, die zweifelsohne im ganzen 
Land vorhanden ist, dadurch auch nur einiger-

maßen zu lindern. Von einer Behebung kann über-· 
haupt keine Rede sein. 

(Abg. Dr. Keller: Warum habt Ihr dann in 
Bonn zugestimmt?) 

- Das ist eine Frage, über die ich mich mit Ihnen. 
natiirlich noch unterhalten werde. Ich jedenfalls 
sehe die Dinge von der bayerischen Warte aus. Und 
von der bayerischen w·arte aus muß ich sagen, daß 
wir mit diesem Gesetz draußen Schiffbruch erlei­
den müssen. 

(Zurufe) 

Das Land Bayern kann im Rahmen des sozialen 
Wohhungsbaus - das hat Herr Kollege Raas sehr 
richtig dargestellt - aus eigenen Mitteln nicht die 
Lösung bringen, die unbedingt notwendig wäre. 
Infolgedessen wird es notwendig sein, über den 
Bundesrat zu versuchen, die Mittel für den sozialen 
Wohnungsbau, die in den letzten Jahren um ein 
Bedeutendes . geschmälert wurden, zum mindesten 
wieder auf die alte Höhe zu bringen, oder aber, 
was notwendiger wäre, noch mehr Mittel für den 
sozialen Wohnungsbau zur Verfügung zu stellen. 

(Sehr gut!) 

Wir wollen uns einmal die Frage vorlegen, die 
auch heute in der Diskussion eine Rolle gespielt 
hat, ob denn nun die Arbeiten draußen bei den 
Flüchtlingsämtern geringer geworden oder diesel­
ben geblieben sind. Ich darf sagen, daß in den letz­
ten Jahren die Flüchtlingsverwaltung auf der 
untersten Ebene immer mehr abgebaut worden ist. 
Daß die Aufgaben dort geringer wuvden, darf nicht 
bestritten werden. Nun haben wir aber durch das 
Bundesvertriebenengeset.z neue Aufgaben, die er­
ledigt werden müssen. Die neuen Aufgaben, die 
nach diesem Gesetz auf der unteren Ebene erledigt 
werden müssen, bedingen entsprechende Arbeits­
kräfte. Ich freue mich, daß zum mindesten ein 
Pauschalbetrag von 300 000 DM für diese Zwecke 
zur Verfügung gestellt wol'den ist; 

(Zuruf von der SPD: Nicht ausreichend!) 

Ich darf vielleicht auch in dem Zusammenhang 
sagen, daß gerade die Frage der Betriebsmittel auf 
der unteren Ebene einer Überprüfung bedarf, weil 
wir l~ider feststellen müssen, daß wegen des Feh­
lens der Betriebsmittel heute. nicht die Arbeiten 
durchgeführt werden können, die unbedingt ge­
macht werden sollten. 

Gartz besonderes Augenmerk wollen wir aber 
auch jenem Problem zuwenden, das in der Diskus­
sion des heutigen Tages bereits eine Rolle gespielt 
hat, dem Problem der Lastenausgleichsämter. Wir 
wissen ganz genau, was diese Lastenausgleichs­
ämter bedeuten. Wir wissen, welche Aufgaben sie 
zu erfüllen haben. Wenn wir auch seinerzeit, als 
das Lastenausgleichsamt gekommen ist, feststellen 
mußten, daß es in der Form, wie man es von Bonn 
aus glaubte durchführen zu sollen, den Aufgaben 
nicht gewachsen sein wird, die es zu leisten hat, 
haben wir in der Zwischenzeit festgestellt, daß die 
bayerische Regierung eingeschritten ist und eine 
Menge Geldmittel und anderer Dinge zur Verfü­
gung gestellt hat, damit diese Ämter überhaupt 
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anlaufen konnten. Es ist· natürlich bedauerlich, 
heute feststellen zu müssen, daß der Bund, der 
sich ver:pflichtet hat, 50 Prozent der Kosten zu 
übernehmen, dieser Verpflichtung nicht nachge­
kommen ist. Ich glaube, es ist höchste Zeit, daß 
auch der Bund diesen Verpflichtungen restlos nach­
kommt, wenn die Arbeit draußen so durchgeführt 
werden soll, wie es notwendig ist. Mit Staunen 
haben wir vernommen, daß die Lastenausgleichs­
ämter bis heute noch nicht restlos planmäfäg be­
setzt sind. Zu gleicher ·Zeit haben wir mit Staunen 
vernommen, daß es einzelne Ämter gibt, die zwar 
planmäßig besetzt sind, deren Angestellte aber 
nicht in diesem Amt arbeiten, sondern von dem 
zuständigen Landrat zu irgendeiner anderen Ar­
beit verwendet werden. 

(Zuruf vom EHE: Sehr gut!) 

Das kann natürlich nicht der Sinn und Zweck die­
ser Ämter sein. Infolgedessen stehen wir auf dem 
Standpunkt, daß das Innenministerium alles unter·­
nehmen muß, die Landratsämter darauf hinzuwei­
sen, daß die Verpflichtungen, die ihnen der Staat 
übergeben hat und für die er auch zahlt, erfüllt 
werden müssen: Wenn wir heute gehört haben, daß 
im vorigen Jahr nahezu 355 Millionen DM aus dem 
Lastenausgleichsfonds an die Geschädigten zur 
Auszahlung kamen, so dürfen wir wohl ohne wei­
teres sagen, die Summe ist sehr beachtlich. Nur 
findet man, wenn man die Geschichte ganz durch­
geht, daß die freiwilligen Leistungen, die durch 
das Lastenausgleichsamt gegeben werden, eigent­
lich vi.el zu niedrig sind. Gerade für Ausbildungs­
hilfen und Gemeinschaftshilfen ......, jene beiden 
Arten von Hilfen, wo etwas Praktisches den Ärm­
sten der Armen gegenüber geschaffen werden 
soll - sind die Beträge meines Erachtens zu ge­
ring. Wir haben aber auch gesehen, daß die Dar­
lehen, die beispielsweise zur Arbeitsplatzbeschaf­
fung oder zum Wohnungsbau gegeben wurden -
clas läßt sich bei einer Überprüfung, die man jeder­
zeit durchführen kann, leicht feststellen -, nicht 
nur gut angewandt wurden, sondern im Rahmen 
der Volkswirtschaft innerhalb Bayerns sehr gute 
Früchte getragen haben. Aber die geringe Summe 
von 3 Millionen DM, die wir auf dem landwirt­
schaftlichen Sektor festgestellt ha:ben, muß uns 
die Augen dafür öffnen, daß wir gerade auf dem 
landwirtschaftlichen Sektor sehr wenig erreicht 
haben. 

(Abg. Beier: Sehr richtig!) 

Es wäre notwendig, daß die maßgebenden StelleJ:!. 
·der ·einzelnen Ministerien untereinander versuch­
ten, gerade auf diesem Gebiete eine Lösung zu 
'finden, wie wir sie auf vielen anderen Teilen des 
industriellen Sektors bereits gefunden haben. 

Unser Dank gilt heute nicht nur dem Herrn 
Staatsminister und den beiden Herren Staatssekre­
tären, sondern er gilt allen, ·die in irgendeiner 
Form mitgearbeitet haben, um die Eingliederung 
der Millionen Vertriebenen durchzuführen, und 
die auch hier in Bayern Vorzügliches geleistet ha­
ben. Wir wollen dabei nicht vergessen, daß es eine 

große Gruppe gibt, die draußen diese Arbeit un­
scheinbar mitgeleistet hat, jene Flüchtlingsver­
trauensleute, die, ·als im Jahrer 1945 Zug auf Zug 
am Grenzbahnhof anrollte, sich gekümmert ha,ben, 
die Vertriebenen in den Gemeinden irgendwi:e 
unterzubringen. 

(Zuruf vom EHE: Ohne Bezahlung!) 

Ich bin überzeugt, daß diese Menschen, die aus 
vollkommen uneigennütziger Liebe zum gesamten 
Volk diese Arbeit durchgeführt haben, auch den 
Dank der bayerischen Staatsregierung und des 
Landtags verdienen. 

(Sehr richtig!) 

Ich glaube, wir können das um so mehr, als wir 
wissen, daß gerade diese Menschen heute, wenn es 
not tut, ebenfalls noch als Ratgeber zur Verfügung 
stehen. Wohl hat sich seit dem Jahre 1945 man­
cherlei geändert. Viele von denen, die früher in 
diesen Reihen standen, sind in der Zwischenzeit in 
Gemeinde- oder Stadtparlamente oder in Kreistage 
eingerückt und von dort aus haben sie heute weit 
bessere Möglichkeiten, jene Probleme Z-U lösen 
oder helfend zur Seite zu stehen, als das früher 
der Flall gewesen ist. 

Wir haben uns mit all diesen Fragen beschäftigt, 
die auch hier im Haushaltsausschuß und innerhalb 
der Koalitionsparteien eine Rolle gespielt haben, 
und wir wissen ganz genau, welchen Dank wir 
diesen Menschen draußen, den kleinen Vertrauens­
leuten, schulden. Desihalb bringen wir einen An­
trag ein und bitten das Plenum des Landtags, die­
sen .Antrag auch anzunehmen. Er lautet: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, den 
Selbstverwaltungskörperschaften zu empfeh­
len, den örtlichen· Vertrauensleuten der Hei­
matvertriebenen und Kriegssachgeschä:digten, 
soweit sie beim Vollzug des Bundesvertriebe­
nen- und Lastenausgleichsgesetzes Aufgaben 
erfüllen, eine angemessene Entschädigung zu 
gewähren. 

Zusammenfassend möchte ich sagen, daß gerade 
unsere bayerische Staatsregierung mit allen ihr 
untergeordneten Behörden versucht hat, dieses 
schwierige, wohl das schwierigste Problem, das je­
mals in der Geschichte dagewesen ist, nämlich die 
gleichberechtigte Eingliederung der Vertriebenen 
in Wirtschaft und Wohnung, in Bayern durchzu­
führen. Wir haben nur den ·einen Wunsch, daß es 
gelingen möge, im w·ege der innerdeutschen und 
innerbayerischen Umsiedlung und auf dem Wege, 
den. wir in Bayern ansonsten in Fragen der Lan­
desplanung für möglich sehen, dieses ~roblem 
einer restlosen Lösung. zuzuführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Keller. 

Dr. Keller (EHE): Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Ich möchte auch den Vorrednern zu­
stimmen, die sich eingangs zu der Feststellung 
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veranlaßt sahen, daß es schwierig ist, derart um­
greifende Probleme, wie sie mit der inneren Ver­
waltung verknüpft sind, heute hier unter einem 
solchen Zeitdruck zu diskutieren, aber wir müssen 
uns nun einmal der Entwicklung in dieser Praxis 
einfügen. 

Wir möchten nun die Probleme, die im Rahmen 
der inneren Verwaltung geregelt sind und die 
unserer Fraktion des Gesamtdeutschen Blocks­
BHE naturgemäß besonders am Herzen liegen, 
wenngleich sie nicht ausschließlich unser Interesse 
beanspruchen, nicht - um jedes Mißverständnis 
dieser Art auszuschließen - unter dem Gesichts­
winkel des Wunsches nach einem Vorrecht be­
handeln, sondern im Wege der gleichen Pflicht 
und des gleichen Rechts für alle, das gerade für 
diesen Sektor unserer Bevölkerung gelten muß 
und aus dem . Gesichtswinkel heraus, daß es sich 
hier nicht um eine Sonderfrage der Vertriebenen, 
der deutschen Heimatvertriebenen, sondern um 
eine bayerische Frage und eine deutsche Frage 
schlechthin handelt. 

Wie liegen nun die Dinge? Leider sind die 
anderen deutschen Kriegsgeschädigten, die Eva­
kuierten und Fliegergeschädigten, bei uns in 
Bayern zumindest, immer noch aus einer staat­
lichen Betreuung herausgelassen. Wir haben da­
her leider keine Möglichkeit, uns an dieser Stelle 
mit ihnen zu beschäftigen. Vielleicht werden 
Pläne, die wir seit längerer Zeit verfolgt haben, 
doch noch eines Tages zu einem Erfolg reifen. 

Nun möchte ich vorausschicken, daß wir dem 
Etat des Innenministeriums zustimmen! Aber das 
entbindet uns nicht, wie schon im Laufe der Aus­
, sprache hervorgetreten ist, des Rechtes und der 
Pflicht, gewisse Dinge kritisch zu beleuchten, wo 
eben, wie schon gesagt wurde, nicht alle Wünsche 
erfüllt werden konnten. und wo wir uns bemühen 
wollen, bei de~ Debatte über diese Fragen für die 
Zukunft, für die· kommenden Haushaltspläne -
und die Beratung des nächsten liegt sehr bald vor 
uns - zu lernen. Es geht da um die berühmte, 
manchmal sehr oft und manchmal nicht immer 
sehr gern angesprochene Vertriebenenfrage. Ich 
glaube, man muß sie verschieden beurteilen, je 
nach dem Standpunkt, auf dem man steht. Wenn 
man sie vielleicht von München, Augsburg oder 
Regensburg oder irgendeiner anderen Stadt aus 
sieht, in, der diese Menschen im allgemeinen nur 
deswegen hineinkommen, weil sie dort wohnen, 
arbeiten und damit die Möglichkeit des Zuzugs 
finden, so sieht sie weit besser gelöst aus als in 
den Gebieten, die Sie, meine sehr verehrten Kol­
leginnen und Kollegen, aus der Praxis kennen, 
irgendwo draußen an der Zonengrenze, im Baye­
rischen Wald oder sonstwo. Dort sieht man, was 
noch alles zu tun bleibt; nur dort sieht man es. 
Wenn man einmal die Statistiken - man benützt 
sie nicht gerne - heranziehen würde, würde man 
sehen, wie weit gerade draußen auf dem flachen 
Land, in den kleinen Landgemeinden und Dör­
fern, die Eingliederung der Vertriebenen noch 
vieles zu tun übrig läßt. Von der Eingliederung 

------~-------

der Vertriebenen hat gerade der Leiter der Ver­
triebenenverwaltung in Bayern, Staatssekretär 
Dr. Oberländer, vor kurzem erklärt, daß sie eben 
nun in die Phase der individuellen Eingliederung, 
der Eingliederung des einzelnen eingetr_eten iS't. 
Ich glaube, alle Fraktionen sind sich in der Auf­
fassung einig, daß es um das Schicksal des ein­
zelnen Menschen geht, und der Aufwand an Zeit, 
Verwaltung und an Mitteln, die damit zusammen­
hängen, ist um so größer, wenn es nicht mehr um 
die massenweise Abfertigung geht, sondern darum, 
das Einzelschicksal zu betrachten und nach Mög­
lichkeit weitgehend zu ändern. Ich bin sehr dank­
bar, daß auch der Herr Staatsminister des Innern -
heute auf diesen Gesichtspunkt besonderen Wert 
gelegt hat. 

Die Flüchtlingsverwaltung ist nun, wie auch 
Herr Kollege Frenzel schon sagen mußte, im Wege 
einer laufenden Rückgliederung begriffen. Wenn 
von einer Aufblähung der Flüchtlingsverwaltung 
gesprochen wird, die dadurch eintreten könnte, 
daß neue Hilfskräfte, zum Beispiel für die Aus­
stellung der Vertriebenenausweise oder für son­
stige Aufgaben, die das Vertriebenengesetz mit 
sich bringt, benötigt werden, so kann wohl nur 
von einer Rückminderung eines seit Jahr und Tag 
sehr nachdrücklich durchgeführten Abbaues ge­
sprochen werden. Es kommt entscheidend auch 
darauf an, wie diese Behörden der unteren Ver­
waltung besetzt sind. Jede Behörde ist das, was 
sie aus sich zu machen versteht. So liegen doch 
die Dinge wohl im allgemeinen. 

Wenn die Frage der Beamtenschaft heute hier 
angesprochen worden ist, so meine ich, es ist das 
Problem· der psychologischen Behandlung des 
Staatsbürgers, der der Behörde gegenübertritt, 
gerade bei diesem psychisch so schwer getroffenen 
und daher psychologisch schwierig zu behandeln­
den Menschenkreis von ganz besonderer Bedeu­
tung. Man sollte manchem von. denen, die es_ an­
geht - und ich möchte dabei die Leistung aller 
der vielen anerkennen, die mehr als ihre Pflicht 
tun -, die Bestimmung unserer Bayerischen Ver­
fassung in Artikel 96, wonach die Beamten 
Diener des ganzen Volkes sind, ins Stammbuch 
schreiben oder an den Arbeitsplatz stellen. Manch~ 
mal liest man es nämlich umgekehrt, und da liest 
es sich nicht besonders schön. 

Es ist eine Frage der Praxis, wie man mit den 
Dingen fertig wird. Das Argument des Herrn Kol-

, legen Eberhard - er ist leider gerade nicht an­
wesend -, das Argument vom Posteinlauf, hat 
mich nicht besonders überzeugen können; denn 
einmal hat mir einer unserer Kollegen im Hause, 
der selbst Leiter eines Flüchtlingsamtes ist - er 
gehört nicht meiner Fraktion an -, erzählt, daß 
es ihm oft nicht möglich war, die Post, die er 
herausbekommen wollte, zu bewältigen, weil die 
Mittelzuweisungen manchmal so schwach und 
klein geworden sind, daß es gar nicht möglich war, 
zum Beispiel irgendein Telefongespräch zu füh­
ren, das durch einen dringenden _Wohnungsfall 
notwendig geworden war, oder sonst in _irgend­
einer Sache tätig zu werden. Ich möchte aber eine 
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Gegenfrage stellen. Ich glaube, wenn man eine 
andere Statistik als die des Landratsamtes über 
den Posteinlauf sehen würde, dann könnte man 
feststellen, daß in dem Maß, in dem bei den· unte­
ren Behörden die Flüchtlingsverwaltung nicht so 
arbeitet, wie wir es wünschen so.Uten, schlagartig 
bei den Selbsthilfeorganisationen der Vertriebenen 
wahrscheinlich die Post im gleichen Umfang ge­
stiegen sein wird. Denn oft war es so, daß die 
Dinge dort, wo die Selbsthilfe eingreifen mußte, 
in eigener Verantwortung und unter großen 
Mühen und Opfern in die Hand genommen wur­
den. Außerdem darf man, wenn man von einer 
Aufblähung der Flüchtlingsverwaltung oder von 
der Flüchtlingsverwaltung überhaupt· spricht, 
eines auf keinen Fall vergessen: Auf ihr liegt in 
den Etats still und unbemerkt ein wesentlicher 
Teil unserer allgemeinen Verwaltung überhaupt: 
die Wohmaumbewirtschaftung. Denn die Wohn­
raumbewirtschaftung wird personell und zum Teil 
auch materiell, was die Mittel betrifft, in weitem 
Umfang vori der Flüchtlingsverwaltung mit durch­
geführt. Es ist nun einmal so, daß nach di:!n be­
stehenden Bestimmungen :___ von Ausnahmefällen 
abgesehen - der Leiter und der Stellvertreter 
des Leiters des Flüchtlingsamts zugleich Woh­
:imngsamtsleiter sind, weil eben die Heimatver­
triebenen - dafür können sie nichts - den größ­
ten Anteil der . Wohnungssuchenden darstellen. 
Damit hängt es zusammen, daß auch die Kraft­
wagen, die Sachbearbeiter und die sonstigen Ge­
schäftsbedürfnisse des Flüchtlingsamts weitgehend 
für Fragen. der Wohnraumbewirtschaftung ein­
gesetzt sind. Ich möchte dem, was der Herr Kol­
lege .Dr. Schier zu diesem Gebiet gesagt hat, nichts 
mehr hinzufügen. Abe~ es ist nun einmal so: So­
lange die vorhandenen Kapitalien so weitgehend 
in Cafes , und Kinos verbaut werden, bleibt uns 
'keine andere Möglichkeit, als schlecht und recht 
auf dem Weg über die Wohnraumbewirtschaftung 
die Verhältnisse einigermaßen erträglich zu ge­
stalten. Ich möchte meinen, daß die Flüchtlings­
verwaltung selbst in ihrer früheren Ausdehnung 
allein dazu überhaupt nicht in der Lage gewesen 
wäre - und hierzu hat der Kollege Frenzel vor-

. hin etwas gesagt,. was mich zu diesem Zeitpunkt 

. eigentlich überrascht hat -, ihre Aufgaben durch­
zuführen, wenn nicht im ganzen Land eine große 
Schar von· Tausenden ehrenamtlicher Helfer mit 
zur Verfügung gest'anden hätte. 

(Sehr gut!) 

Ich möchte aus einem anderen Gesichtspunkt und 
mit einer anderen Motivierung als der Kollege 
Frenzel, der der Staatsregierung auch einen Antrag 
präsentiert hat, in diesen Chor des Dankes einstim­
men. Es ist ein einmaliges Beispiel, daß so viele 
Tausende von Flii.chtlingsvertrauensmännern - wie 
sie damals hießen und heute noch heißen -, die sich 
oft in den größten sozialen Notständen befanden und 
mit ihren Familien von der Arbeitslosenfürsorge 
oder der Fürsorge lebten, es noch· fertig brachten, 
ihren letzten Pfennig für einen Gang in die Stadt; 
für einen Brief oder für sonstige damit zusammen-

hängende Dinge zu opfern. Wir werden wohl selbst­
verständlich dem Antrag des Kollegen Frenzel zu­
stimmen; aber wir meinen, daß er vielleicht nicht 
ganz den richtigen Weg geht, wenn er dem Steuer­
mann im Nachbarboot den Steuerknüppel in die 
Hand drückt. Das hätten wir als Landtag und als 
Land Bayern selbst tun sollen, weil es sich um Fra­
gen der staatlichen Verwaltung handelt und weil 
wir nicht die Selbstverwaltung - wir hören ja oft 
die Klage, i:laß man der Selbstverwaltung zuviel 
aufhalsen wolle - wieder einmal mit zusätzlichen 
finanziellen Ausgaben belasten wollen. Wir waren 
bis vor kurzem der Meinung - damals hatten wir 
allerdings noch nicht die Zustimmung dieser Seite 
des Hauses -, daß es Aufgabe des Staates wäre, im 
Weg einer geringen Entlohnung in Form eines Aus­
lagenersatzes von vielleicht 10 Mark im Monat diese 
Frage zu lösen. Wir glauben, daß das kein beson­
deres Privileg gewesen wäre, im Gegenteil! Es ist 
sehr interessant, einmal Vergleiclie zu ziehen, wie 
man zum Beispiel in anderen Fällen für den Mit- · 
bürger geleistete ehrenamtliche Tätigkeit entlohnt. 
Wir haben kürzlich gehört, daß man für die Schätzer 
in der Landwirtschaft die T13.gegelder - wenn ich 
mich recht erinnere - von 12 auf 14 DM erhöhen 
wollte. Ich glaube, daß sich die sozialen Grundlagen 
dieser Schätzer von denen der Flüchtlingsvertrau­
ensmänner kraß unterscheiden und man zugunsten 
der Flüchtlingsvertrauensmänner wirklich eher hätte 
in den Beutel greifen sollen. Wir haben weiter kürz-: 
lieh gehört, daß man im Rechts- und Verfassungs­
ausschuß bei cter Beratung von Bezügen, die man 
unter Umständen den Mitgliedern des kommenden 
Landesgesundheitsrates zubilligen vvill, g.esagt hat, 
es wäre geradezu ein Verstoß gegen den Gleichheits­
grundsatz der Verfassung, wenn man ehrenamtlich 
tätige Menschen von einer Aufwandsentschädigung 
ausschließen wollte, weil es ein allgemeiner Grund­
satz sei, daß eben derjenige, der sich der Allgemein­
heit zur Mitarbeit zur Verfügung stellt - das gilt 
auch für uns in diesem Hause - Anspruch darauf 
hat, für seine Auslagen irgendwie Ersatz zu erhal­
ten. Wir werden also dem Antrag zustimmen; ich 
glaube aber, es wäre besser gewesen, in dieser Hin­
sicht eine unmittelbare Regelung in der Form des 
Kostenersatzes seitens des Staates zu treffen. Er 
wäre, an anderen zusätzlichen Etaterhöhungen ge­
messen, die diese Beratungen gebracht haben, nicht 
so groß gewesen . 

Um so schlimmer werden die Fragen werden, 
wenn das Bundesverfriebenengesetz zum Vollzug 
kommt. Es kommt spät, das ist richtig. Es bringf 
uns eine Menge zusätzlicher neuer Aufgaben. Es 
bringt vor allem, ich glaube, iri § 21 der geltenden 
Fassung, zwangsläufig die Notwendigkeit, daß die 
Länderflüchtlingsverwaltung, also in unserem Falle 
die Flüchtlingsabteilung des Innenministeriums, in 
all die Fragen, die hier hereinspielen, mit einge­
schaltet wird. Es handelt sich also um zwingende 
Erfordernisse, um die wir nicht herumkommen. Es 
bringt zum Beispiel auch die Regelung der Ver­
triebenenausweise. Allerdings möchte ich sagen, 
daß die Argumentation gegen die Einführung von 
wieder neuen Ausweisen vielleicht doch nicht ganz 
berechtigt ist, weil es sich auch hier zeigt, daß man 
der Entwicklung folgen muß. Das neue ,Vertriebe-
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nengesetz hat zum Beispiel auch in der Frage der 
Vertriebenenausweise eine wesentliche Erweiterung 
des Personenkreise~ gebracht, dem überhaupt die 
Vertriebeneneigenschaft zuerkannt werden kann. 
Ich erinnere mich, daß wir hier in dieser Beziehung 
vor Jahren einmal sehr kleinlich verfahren sind, 
womit wir vielleicht eine solche Regelung von 
seiten des Bundes provoziert haben. Ich erinnere 
mich, daß damals zum Beispiel ein Vertriebener, 
der das Unglück hatte, in die Ostzone ausgewiesen 
zu werden und dann endlich zu seiner hierher aus­
gewiesenen Frau kommen konnte, infolge einer 
sehr engherzigen, um nicht zu sagen hartherzigen 
Handhabung der Bestimmungen plötzlich nicht 
mehr als Vertriebener galt. Es waren also schon 
gewisse Notwendigkeiten, die dazu führten, daß 
dieser Personenkreis im Bundesvertriebenengesetz 
bedeutend erweitert ist. 

In diesem Zusammenhang muß wohl auch die 
Frage der Umsiedlung überhaupt erwähnt werden. 
Man sollte vor allem bei der Umsiedlung nach den 
deutschen Ländern, die ihren Anteil an den Lasten 
tragen sollten, so wie wir sie in Bayern seit 1946 
tragen mußten, berücksichtigen, daß die zusammen­
zuführenden Familien, deren Ernährer in irgend­
einem deutschen Land sitzt und die hier in Bayern 
wegen der doppelten Haushaltsführung nicht leben 
und nicht sterben können, nicht noch länger Jahr 
für Jahr hingehalten werden. Es sollten unter­
dessen nicht neue Anträge behandelt und weiter­
gegeben werden, solange diese Zustände weiter­
bestehen. 

Die Frage der Umsiedlung bringt mich dazu, ein­
mal die Kehrseite des Vertriebenenproblems ein 
wenig zu beleuchten. Wir danken dem Lande 
Bayern für alle die Lasten und mehr oder minder 
weitgehenden Opfer, die es auf diesem Gebiet im 
Laufe der Jahre auf sich genommen hat. Das .ist 
richtig. Aber auf der anderen Seite ist doch auch 
die Wirtschaftskraft, die mit den Vertriebenen nach 
Bayern hereingekommen ist, ein Faktor, der nicht 
übersehen werden darf. Wenn die Umsiedlung zur 
Sprache kommt, dann werden Stimmen von Bür­
germeistern - auch Landräte sollen darunter sein 
- aus Notstandsgebieten und Zonengrenzgebieten 
laut; die sagen: Was werden wir denn anfangen, 
wenn all die Heimatvertriebenen weggehen? Das 
ist ein Hinweis darauf, daß gewisse Kreise der Ge­
schäftswelt durch den Zustrom der Vertriebenen 
zweifellos keine wirtschaftliche Katastrophe, son­
dern im Einzelfall eine ganz beachtliche Fortent­
wicklung erlebt haben. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Weil sie nur die 
jungen Arbeitskräfte wegnehmen und die 

anderen da lassen!) 

- Die anderen zahlen auch; denn leben und darum 
essen muß der Mensch auch noch mit 80 Jahren! -
Das Vertriebenenproblem hat also durchaus zwei 
Seiten. Ich möchte es mir versagen, auf die Frage 
einzugehen, wieweit die Exporterlöse aus den von 
den Vertriebenen mitgebrachten Fachindustrien 

dem Lande Bayern bis heute eine ganz beachtliche· 
Devisenbilanz verschafft haben. Aber das Vertrie­
benenproblem werden wir endgü.itig nur mit der 
Zeit lösen können. Es ist wohl unser aller Wunsch 
daß die endgültige Lösung durch eine Rückführun~ 
der Vertriebenen in die ihnen und damit allen 
Deutschen vorenthaltenen Heimatgebiete erfolgt. 
Aber dazu muß einiges getan werden; denn so sehr 
wir hoffen, d:aß diese Zeit in unser aller Interesse 
und im Interesse unseres Volkes recht bald kommen 
möge, können wir nicht wissen, wann der Ratschluß, 
des Unerforschlichen diese EntwickJung einleiten 
wird. Das kann Jahre und auch Jahrzehnte dauern. 
Wenn wir das Wort von der Überlastung unseres 
Landes, das richtig '.icst, konsequent weiterdenken 
und wenn wir weiterplanen wollen, dann müssen 
wir auch daran denken, daß dann, wenn es so weit 
ist, der ganze Strom, der nach Bayern gekommen 
ist, tatsächlich mehr oder minder seinen Weg in 
die alten Heimatgebiete zurücknehmen wird und 
daß es dann zum Teil an Menschen fehlen könnte 
um diese Gebiete überhaupt neu zu besiedeln und 
wieder zu kultivieren. Unter diesem Gesichtspnnkt 
muß der kulturellen Pflege des Brauchtums der 
Heimi:ttvertriebenen, der Pflege der Iandsmann­
schaftlich-stammlichen Eigenart auch von staat­
li.cher Seite besonderes Gewicht beigemessen wer­
den, weil sonst durch die Ja1hrzehnte -'-- das ist der 
Lauf der Welt - diese Eindrücke so verblassen 
könnten, daß wir eines Tages vor der Gnade 
der Stunde, die da käme, ratlos dastehen wür­
den und nicht die Möglichkeit hätten, sie wahr­
zunehmen und ·zu erfüllen. Das trifft insbesondere 
auf die Jugend zu. Wir wollen das nicht vergessen[ 
Meine eigenen Kinder zum Beispiel sprechen frän­
kisch, weil sie in Franken geboren sind und meine 
Heimat nicht kennen. Es ä.st richtig, daß die Jugend 
in die Gegebenheiten des 0Landes hineinwachsen 
soll, sie verliert aber auf der anderen Seite die 
Verbindung zu ihrer ursprünglichen Heimat. Man 
muß daher, ohne Eigenbrötelei zu wollen, das Ku.1-
turgut der vertriebenen Jugend sehr wohl pflegen. 
Wenn gesprächsweise von einem nicht unprominen­
ten Politiker dieses Landes gesagt wurde, „Jugend 
ist Jugend, was hat das schon zu sagen?", dann 
möchte ich meinen, daß man die Dinge hier unter 
diesem Gesichtsw.inkel doch auf Zeit und in die 
Zukunft sehen sollte. 

Elin weiteres Problem ist der Lastenausgleich. 
Hier möchte ich eine allgemeine Bemerkung vor­
ausschicken. Man sollte dem Lastenausgleich doch 
etwas von dem Charakter eines Schreckgespenstes 
nehmen, das so gerne gerade in Zeiten vor Wahlen 
an die Wand gemalt wird. Mit dem Lastenausgleich 
ist es nicht so schlimm; er hat sich, das wissen wir 
a.lle, eingespielt, und es ist hier die Tatsache zu ver­
zeichnen, daß aus de'm Lastenausgleich ein Konsum­
rückfluß - gehen wir doch einmal die Sparten 
durch! -, durch die Wohnraumhilfe, die Materia­
lien und Löhne beansprucht, nicht zuletzt durch die 
Hausratshilfe usw. zurück in die Taschen der Wirt­
schaft stattfindet, aus der cheser Lastenausgleich 
kommt. Deshalb hört man ja jetzt auch erfreu­
licherweise in Wirtschaftskreisen die Ansicht: „Die 
Sache ist gar nicht' so verkehrt, da verdienen wir 
ja wieder daran, daher etwas schneller herbei mit 
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der Durchführung des Lastenausgleichs, denn er 
wird der heimischen Wirtschaft nicht schaden, son­
dern auch wiederum nützen!" Auch in den Kreis­
tagen und in den Selbstverwaltungskörperschaften 
.ist man zu der Ansici.\t gekommen, der Lastenaus­
gleich sollte schnell durchgeführt werden, weil er 
letzten Endes allen nützt. Ein schneller Vollzug 
ist auch nötig aus einem psychologischen Effekt 
heraus, weil wir nicht vergessen dürfen, d,aß davon 
Schichten betroffen werden, die vor dem Absinken 
in den Nihilismus bewahrt werden müssen, wovon 
,draußen auf dem Lande manchmal einzelne nicht 
allzu weit entfernt waren. Er hat dazu geführt, 
daß sie ausgeharrt haben, und man sollte sie nicht 
dadurch enttäuschen, daß man sich nun im Vollzug 
langsam tut. Da ist mir eine angeblich vom Bundi;:s­
:finanzministerium und im Bundesfinanzministerium 
vertretene Meinung äußerst bedenklich erschienen. 
Es wurde gesagt, offenbar wolle man im Bund in 
der Zuweisung der Mittel für den Lastenausgleich, 
an denen der Bund zur Hälfte beteiligt ist, z;urÜck­
haltend sein; weil man den Lastenausgleich dort 
nicht so schnell vollziehen will. Das betrifft nicht 
die Abga'beseite, die ja über die Finanzämter il;,lre 
,eigenen Wege geht, sondern betrifft die Verteilung 
der Mittel, die bereits in den Lastenausgleichsstock 
geflossen sind. Ich glaube, es wäre geradezu sträf­
lich und verantwortungslos, wenn man sagen 
wollte, diese Hunderte von Millionen - vielleicht 
geht es schon über ·eine Milliarde -, die 'in Bad 
Homburg lagern, sollen weiter liegen bleiben, weil 
man damit die ganze einheimische Wirtschaft 
schwerwiegend schädigen würde, vom psychologi­
schen Schaden bei den Betroffenen ganz zu schwei­
gen. Diese Schwiertgkeit muß überwunden werden. 

' Ich weiß, daß •die Dinge sich einspielen müssen. 
Die Fälle, wie zum Beispiel im Landratsamt Alzenau, 
wo bis vor wenigen Tagep. nicht ein Pfennig an 
Hausratsentschädigung ausbezahlt wuvde; sind wohl 
Einzelerscheinungen, die nicht zu voreiligen Schlüs­
sen verführen dürfen. Die Dinge sind schwierig, 
und wer sie aus der Praxis kennt, was bei vielen 
. von Ihnen der Fall ist, weiß, daß es im Anlaufen 
oft am nötigsten gefehlt hat, daß die. Akten auf-
gestapelt wurden bis zur Decke, weil keine Schränke 
.vorhanden waren und es nur eines bösen Wind­
stoßes bedurfte, um die ganze Arbeit von neuem 
beginnen zu müssen, von den A!kten, die aus dem 
ganzen Stapel herausgesucht werden sollten, ganz 
zu schweigen. Es handelt sich aber nicht nur um 
die Mittelzuweisungen für die Geschäftsbedürf­
nisse und ähnliches mehr, es handelt sich auch um 
die Bezahlung der Angestellten . der Ausgleichs­
ämter. Wir sind nicht gerade dafür, dl.e Beamten­
gehälter allzu sehr zu erhöhen; denn es gibt andere 
Schichten unseres Volkes, die eine soziale Fürsorge 
brauchen. Hier liegt aber ein krasses Gefälle vor: 
Einmal zu 4en übrigen Sparten der inneren und 
der sonstigen Verwaltungen und vor allem auch 
- und das ist eine unmittelbare Vergleichsmög­
lichkeit - zu den übrigen Angehörigen der Lasten­
ausgleichsverwaltung in den anderen Bundeslän­
dern. Es ist auf einer Konferenz der Landesaus­
gleichsverwaltungen durch das Bundesausgleichs-

amt festgestellt worden, daß die Angehörigen der 
Lastenausgleichsämter in Bayern tatsächlich am 
schlechtesten bezahlt sind. Ich möchte auf die 
Schwierigkeiten, die bei den Arbeitsgerichten auf­
treten könnten, nicht weiter hinweisen. Der Haus­
haltsausschuß hat begrüßenswerterweise __:_ der 
Antrag wird wohl noch zur formellen Entscheidung 
gestellt werden - beschlossen, die Staatsregierung 
zu bitten, diese Frage eingehend zu überprüfen. 
w·er viel Verantwortung zu tragen hat - und es 
ist eine schwere und verantwortungsvolle Aufgabe, 
die Feststellungsbescheide zu treffen und dem Um­
fang nach große Gelder zu verwalten und zu ver­
teilen -, muß, da doch jede Arbeit ihres Lohnes 
wert ist, auch entsprechend bezahlt werden. Bei 
einzelnen Angehörigen der Ausgleichsämter sind 
in den letzten Monaten die Schwierigkeiten so weit 
gegangen, daß überhaupt kein Gehalt bezahlt wer­
den konnte und die Kreise Vorschußzaihlungen lei­
sten mußten, die vielfach nicht die volle Höhe er­
reichten, so daß diese ohnedies nicht genügend ein­
gestuften Kräfte mit 70 Prozent ihrer Bezüge aus­
komme!). mußten, die ihnen schon nach der gelten­
den Regelung zugestanden hätten. 

W:as die V:erte>ilerseiite des L1asternausgleichs be­
trifft, so sind wir illilS wohl .al!le, möchte ich meinen, 
einig, daß die Verteilung nicht ibloß schnell, sondern 
zweckmäßig und unbürokratisch erfolgen so11. Was 
hier zu sagen ist, geht rzum größten Teil an die 
Adresse des Hundes. Wo aber sollte der Hund, der 
keine durchgehende Ausgleichs.verwal1tung hat; 
seine E.rrfahrung,en sammeln, wenn wir nicht in den 
Ländern, wo die Dinge vollzogen werden müssen, 
sie iihm lim Wege einer gerechtfertigten Kvitik zur 
Verfügung stellen wollt.en? Es ist eigen:art1g zu 
sehen, daß von den 354 Minionen DM, die im :letz­
ten Berich1tsze>itraum ·verteilt wurden, .auf den wirk­
lii.ch produktivsten T·eiil des L'astenausg}eichs, auf 
die Eingliederungshilfe und Auföaudarlehen zur 
Begründung meistenteiils !kleiner, mittelständischer 
Existenzen gan:z;e 22 Millionen DM entfallen. Wer 
das .Verfahren auf diesem Gebieit einmal erle'ben 
mußte, wird sagen, daß sich einem g,esuniden Men­
schenverstand manchma1l die Haare sträuiben, wenn 
er die :zahllosen VeI'IZaihnungen und Ver.schnörke-
1 ungen dieser Weg·e sieht, die durchzugehen sind, 
ibis endlich jemand, der dringend ;auf eiin solches 
A!ufibaudarlehen wartet, das ihm weiterhelfen soll, 
in den Genuß desselben kommt. Es sind zahllose 
FäHe, wo die Katze, wie man so sagt, sich in den 
Schw,anz 'be,ißt, wenn der Wettlauf zwischen . dem 
Objekt, das gepachtet oder gebaut werden soll, und 
der Mittelgenehmigung .beginnt und meist wohl zu 
Ungunsten des armen Betroffenen ausläuft, wo 
dann das Ausgleichsamt, wenn es in Ordnung ist, 
sagt, es tut uns leid, wir können nicht sChneller, 
und, wenn es schlecht läuft, erklärt: Wenn Sie es 
dreimal versuch{ ha•ben, versuchen Sie es elben ein 
viertes Mal! 

Es gibt :auch •andere Sparten, die eiiner Kritik 
zugänglich sind. Zum Beispiel die Unterhaltshilfe! 

·Ich weiß nicht, ob es AufgaJbe der Ausgleichsver­
waltung und gewisser Ärzte sein kann, Jhre Zeit 
damit auszufüllen, so oft wie möglich Nachunter­
suchungen zu veranstalten, um eines zu erreichen, 
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daß Menschen auf Grund einer oft engherzigen 
Beurteilung - denn welcher Arzt kann das be­
rühmte 1

/ 1000 Prozent feststellen, d:as zwischen 50 
und Über 50 Prnzen t liegit - dann ·der Fürsorge 
und damit wieder der Tasche der öffentlichen 
Hand anheimfallen. 

Es w.ird über alle diese Dinge noch sehr konkret 
zu sprechen sein; denn die Parteien der Ko.alitfon 
waren sich darin einig, daß !in wenigen Monaten 
auf Grund der 1konkreten !Ergebnisse der letzten 
Erfahrungzeit diese Frage neuerdings überprüft 
wel'.'den muß. Dies um so mehr, als alle optimisti­
schen Meinungen, das Schillmmste sei beim Lasten­
ausgleich vörihei, nachdem er angelaufen ist, voll­
kommen übersehen, d:aß dore Stoßarlbeii.t der Sch·a­
dens1bewertung, eine uniheimlich kompli:zierte und 
langwierige Arbelit, ers.t vor den Ausgleichsämtern 
liegt. Nur in den wenigsten Ausnahmefällen, wo 
VorarlbeJt geJ.e-istet werden mußte, sind die Arbei­
ten schön in Angriff genommen. Im übrigen sta­
peln Hunderttausende von Akten und harren e!i.ner 
langwierigen Erledigung. Wir ha1ben es sehr be­
grüßt, daß in den Beratungen im Haushaltsaus­
schuß die Regierungsparteien und dii.e Opposition 
anel"kannt rharben, um welch wichtige Aufg&be es 
hier geht und daß sie zmgunsten der Allgemeinheit 
lim weitesten Sinne gelöst werden muß. Wir wollen 
hoffen, daß diesen Worten dann - auch von sei­
ten der Opposition - um die Wichtigkeit des Pro­
blems all.gemein zu unter.streichen, die Taten folgen 
werden. 

Wir wollen die ll3eratungen drl.eses Etats nicht zu 
lange aufhalten. nie Regierung ih.at seinerzeit ge­
sagt, das Vertrd.ebenenpro1blem und alle Probleme 
der deutschen Kriegsgeschädigten, die damit zu­
sammenhängen, seien e!in Kardrl.nalprob1em. Wir 
gilau:ben, daß die R•egierung weiter 1zu diesen Wor­
ten stehen wrird, wedl sie zu diesen Worten stehen 
muß. Es ist dies notwendig, um unser sozO.ales Ge­
füge in Ordnung 1zu :bringen, weil wir sonst eines 
Tages gewärtigen müssen, daß die Unordnung die 
Ordnung überwuchert und il'berwächst. Diese so­
zfalen Fra.gen müssen wrl.r entweder gemeinsam 
lösen, oder wir werden gemeinsam nicht bestehen. 
Hoffen wir, daß wir sie lösen! 

(Beifall rbe!i. BHE, SiPID und FDP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das w·ort erhält der 
Herr Abgeordnete Bantele. 

Bantele (BP): Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Mein erstes Wort sei 
ein Wort des Dankes, des Dankes an die Polizei, 
die bayerische Landpolizei, die bayerische Grenz­
polizei und auch die junge Bereitschaftspolizei. Wer 
sich das Chaos vergegenwärtigt, in dem wir uns 
staatspolitisch im Jahre 1945 befanden, der kann 
nur Worte des Dankes finden, für die Arbeit, die 
die Polizei aller Körper in bezug auf die Staats­
sicherheit und die staatliche Ordnung geleistet hat. 
Es war ein schwerer Kampf, aus dem Chaos zum 
Kosmos, jedenfalis zum staatlichen Kosmos wieder 

hinüberzufinden und dem Bürger das Gefühl der 
-~icherheit und der Ordnung wiederzugeben, ein 
Gefühl, das in den Nachkriegsjahren vollkommen 
verschwunden war. Ich stehe nicht an, in diesen 
Dank auch den Herrn Innenminister einzubeziehen. 
Habe ich doch als Mitglied des Sicherheitsausschus­
ses Gelegenheit, Woche für Woche zu erleben, wie 
ihm die Sorge um die Polizeikräfte und damit um 
die Erhaltung der öffeJ;ttlichen Ordnung nicht nur 
eine Amtsverpflichtung ist, sondern eine Herzens­
angelegenheit und wie er es mit Nachdruck ver­
steht, die bayerischen Belange auf diesen Hoheits­
gebieten nach außen hin und gegenüber Bonn zu 
vertreten. Dafür, Herr Minister, meinen ganz be­
sonderen Dank. 

Es ist nun klar, daß ein Instrument, wie es die 
Polizei ist, auch der besonderen Fürsorge des Staa­
tes und der staatlichen Führung bedarf. Diese Für­
sorge muß sich in einer ordentlichen Bezahlung der 
Beamten, in einer ordentlichen Unterbringung in 
menschenwürdigen Wohnungen und in einer Mög­
lichkeit regelmäßiger und ordentlicher Beförderun­
gen auswirken. Leider wird dieses Instrument der 
Staatssicherung, unsere Polizei aller Dienstgrade 
und aller Ordnung, doch in manchem, ja in vielem, 
mehr oder minder als Aschenbrödel behandelt. Ich 
denke da an die unterschiedliche Behandlung der­
jenigen Polizeiangehörigen, die aus der Wehrmacht 
gekommen sind, und derjenigen, die einmal der 
Polizeiorganisation angehört und wieder zu ihren 
alten Formationen zurückgefunden haben. Es ist 
nicht möglich, daß man hier Unterschiede bei den 
Dienstgraden, Zugführern, Führern von Hundert­
schaften in bezug auf die Bezahlung macht, wenn 
man von beiden die gleiche Leistung verlangt; und 
die gleiche Leistung wird verlangt. Die Voraus­
setzungen sind für beide durch Prüfungen gegeben; 
denn sie alle mußten die Auswahlprüfungen mit­
machen. Sie haben die Prüfungen für den höheren 
Polizeidienst nachweisen müssen und nur diejeni­
gen kamen zum Zuge, die die Prüfung wirklich be­
standen haben. Ich möchte den Herrn Minister bit­
ten, mit allem Nachdruck beim Herrn Finanzmini­
ster, der in dieser Beziehung bis zum letzten wider-­
haarig ist, dahin zu wirken, daß die Diffamierung 
ehemaliger Wehrmachtsoffiziere aufhört. Das Glei­
che gilt in der Frage der _Dienstzeitberechnung. 
Man kann doch nicht sagen, daß den Beamten, die 
im Verwaltungsdienst der Wehrmacht standen, ihre 
gesamte Dienstzeit angerechnet wird, während man 
den Offizieren, die genau den gleichen Dienst getan 
haben und aus der gleichen Katego.rie kamen, diese 
Dienstzeit nicht anrechnet. Ich möchte Sie, Herr 
Minister, bitten, unterstützt durch den Sicherheits­
ausschuß - wir sind uns alle einig - beim Herrn 
Finanzminister nach dem Rechten zu sehen und 
nicht eher locker zu lassen, bis die Unordnung be­
seitigt ist. 

Es gibt keinen Zweifel: Diese Behandlung schafft 
Verbitterung. Eine Polizeibehörde aber, die auch 
nur zu einem Teil verbittert ist, entbehrt des Mo­
ments der Schlagkraft, deren sie bedarf, um ein 
Sicherheitsinstrument der Staatsführung zu sein. 
Ich will es mir versagen, die zynischen Bemerkun­
gen zu wiederholen, die ein Herr des Finanzmini-
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steriums gebraucht hat, als er die ehemaligen Wehr­
machtsoffiziere mit den ehemaligen Beamten ver­
glichen hat. Er behauptete, daß die ehemaligen Of­
fiziere früher die Beamten über die Achsel ange­
sehen hätten und daß das jetzige Verhalten mehr 
oder minder eine kleine Revanche sein sollte. Mit 
solchen Argumenten, mit solchen Ressentiments 
kommen wir nicht weiter. Damit können wir kei­
nen Ordnungsstaat und keine Demokratie auf­
bauen. 

Ich komme nun zum Wohnungsbau. Ich bin dem 
Herrn Staatsminister dankbar, und wir alle sind 
es im Interesse der Polizei, daß er den Wohnungs­
bau für die Polizeikörperschaften mit Nachdruck 
gefördert hat. Leider ist Bayreuth leer ausgegan­
gen. In Bayreuth, wo eine neue Landpolizeidirek­
tion besteht, befinden· sich unter 54 Beamten 
49 Trennungsentschädigungsempfänger. Das bedeu­
tet eine vierteljährliche Ausgabe von 37 000 DM 
mal 3 oder mal 4 oder mal 5. Damit haben Sie das 
Kapital, das nutzlos ausgegeben wird, weil man 
nicht die Möglichkeit gefunden hatte, diese 50 Woh­
nungen wirklich zu bauen. Dabei war das Geld 
vom Finanzministerium bereitgestellt. Der Termin 
ist versäumt wo,rden. Diesen Vorwurf muß ich er­
heben. Wer die verantwortliche Stelle war, weiß 
ich nicht. Man war aber nicht in der Lage, dem 
Finanzministerium zu melden, ob 46, 48 oder 49 
Angehörige der Landpolizeidirektion diese Tren­
nungsentschädigung empfimgen sollten. Weil man 
nicht genau wußte, ob es 47, 48 oder 49 waren, hat 
man überhaupt nicht gebaut! 

(Zuruf: 50 waren genannt.) 

- 50 Wohnungen waren verabredet. Es ist doch 
selbstverständlich, daß der Dienst darunter leidet, 
wenn am Samstag und Sonntag 49 Beamte nach 
Hause fahren und sonst von ihrer Familie nichts 
haben. Diese Bayreuther Direktion soll sozusagen 
eine Modelldirektion werden. Ganz glücklich sind 
wir darüber allerdings nicht; denn eine alte Direk­
tion umfaßte ungefähr 76 Beamte, 36 Angestellte 
und 20 Arbeiter. Die neue Direktion umfaßt 45 Be­
amte, 28 Angestellte und 21 Arbeiter. Nun bin 
auch ich für eine Staatsvereinfachung, bin dafür, 
daß gespart wird, noch und noch. Es ist aber eine 
Frage, ob wir mit dem Sparen bei der Polizei be­
ginnen müssen. Diese Frage möchte ich jetzt nicht 
mit Ja oder Nein beantworten. Ich glaube aber 
nicht, daß hier zuerst gespart werden muß. Man 
spart aber noch weiter, man spart nämlich an der 
Ausstattung, bei den Kraftfahrzeugen. Die meisten 
Fahrzeuge dieser Modelldirektion sind aus dem 
Baujahr 1935. Das Plan-Soll beträgt 75 Wagen. 
25 Wagen fehlen. Von den restigen 50 Wagen sind 
20 Wagen über 20 Jahre alt. Von den anderen 
30 Wagen sind 20 über 100 000 Kilometer gefahren. 
Eine Direktion mit einem solch kümmerlichen Wa­
genpark ist glatt aufgeworfen, wenn es gilt, einem 
Verbrecher nachzujagen und die öffentliche·· Ord­
nung aufrechtzuerhalten. Von den 75 Wagen des 
Solls sind ganze 10 überhaupt einsatzfähig. Mit den 
Krafträdern ist es nicht anders. Die meisten Kraft-

räder sind 10 bis 22 Jahre alt. Im oberfränkischen 
Gebiet sollten 72 Krafträder vorhanden sein; sie 
sind nicht da. 

Funkgeräte! Es ist klar, daß eine moderne Ver­
kehrspolizei ohne Funkgeräte und Wagen nicht 
mehr existieren kann. Sie wird von jedem jungen 
Funkamateur ausgelacht. Wir haben es in München 
erlebt, daß die Einsatzbefehle der städtischen Poli­
zei bei den Vorkommnissen in der Neuhauser 
Straße abgehört worden sind. Es ist notwendig, 
daß wir in jeder Landpolizeidfrektion mindestens 
15 bis 20 Funksprechgeräte haben, damit sich die 
einzelnen Beamten gegenseitig verständigen kön­
nen, um das Verbrechertum und die Unfälle zu be­
kämpfen. Die gesamte Polizei muß auf dem Quivive 
sein, damit sie von allen Gefahrenorten aus sich 
gegenseitig verständigen kann und schlagkräftig 
und einsatzbereit ist. Man soll nicht immer davon 
reden, es werde ein neues Gerät entwickelt. Diese 
Entwicklungen dauern Jahre u:r;i.d Jahre, und in der 
Zeit geschieht Unglück über Unglück. 

Meine Damen und Herren! Wir haben eine Sorge, 
die ich gar nicht verhehlen möchte: Wir sind in 
Sorge, daß die Ideologie, zu der sich der Herr Mini­
ster äußerlich bekennt, über die Gewerkschaften 
in die Polizei hineingetragen werden soll. Wir sind 
nicht der Meinung, daß die Polizei irgendwie ge­
werkschaftlich infiziert werden darf. Die Polizei 
soÜ vollkommen außerhalb der Politik stehen; denn 
sie ist Garantin der Demokratie und nicht Garantin 
der Sozialdemokratie. 

(Abg. Dr, Baumgartner: Sehr richtig! ---: 
Unruhe bei der SI;'D) 

. Sie, Herr Minister - ich kenne Ihre Einstellung 
ganz genau -, bitte ich, dafür zu sorgen, daß hier 
nicht eine Ideologie in die Polizeikräfte hinein­
kommt, die sich eines schönen Tages gegen die 
Demokratie selber we:ridet. Ich bitte Sie, dafür 
Wache zu stehen! Der Wahlaufruf der Gewerk­
schaften hat genügend gezeigt, in welcher Rich­
tung diese Ideologie geht. Das werden Sie lesen 
können; ich habe es auch gelesen. 

' 
(Abg. Hagen Lorenz: Das haben Sie nicht 

vers~anden!) 

Ich werde einen Lehrgang, ein Praktikum bei 
Ihnen nehmen, um zu sehen, was die Gewerkschaf­
ten wollen. Es kommt nicht auf das an, was Sie 
wollen, sondern darauf, was die Herren wollen, die 
Sie nicht in der Hand haben. Ich darf Sie hinweisen 
auf die Vorkommnisse bei Brenninkmeyer in der 
N euhauser Straße. Es ist eine einfache Sache, La­
winen loszutreten und dann zu sagen: Das haben 
wir nicht gewollt. · 

(Zuruf von der. SPD: Das müssen Sie be­
weisen! ___: Zuruf: Ausgerechnet Sie!) 

Ein anderes Kapitel ist der Straßenbau. Der 
Winter 1952153 hat der Obersten Baubehörde be­
wiesen, daß sie grundsätzlich auf dem falschen Weg 
ist. Die Oberste Baubehörde hat sich immer darauf 
zugute getan, zu erzählen, wie viele Kilometer sie 
gebaut hat und wie lange Straßen sie fertiggestellt 
hat. Der letzte Winter hat gezeigt, daß sie nichts 
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gebaut hat, sondern daß alles, was sie baute, 
schlecht war. 

(Abg. Bezold: Stimmt!) 

Meine Damen und Herren! Wenn man wenig 
Geld hat, kann man nicht billig einkaufen. Wenn 
ich wenig Geld habe, kann ich nicht einen Kon­
fektionsanzug kaufen, weil ich mir nächstes Jahr 
wieder einen anschaffen muß, sondern ich kaufe 
ei.nen Maßanzug, der acht Jahre hält. Wenn ein 
Staat wenig Geld hat, kann er nicht schlechte Stra­
ßen bauen, weil er dann das kostbare Geld immer 
wieder für Reparaturen verwenden muß, statt daß 
er in großer Linie baut. 

Wir haben im Wirtschaftsausschuß gesehen, 
drastisch gesehen, welche Flickarbeit hier geleistet 
wird. Wenn Herr Kollege Haas von einer Dota­
tionspolitik an die Landwirtschaft gesprochen hat, 
so bin ich beinahe versucht, zu glauben, beim Stra­
ßenbau ist es genau so. Der Straßenbau scheint mir 
auf der Linie einer Landratsbefriedigungspolitik 
zu. liegen, weil die Landräte sagen: Die Ortsdurch­
fahrt wird gemacht, sonst werde ich nicht mehr 
gewählt. 

(Abg. Wimmer: Das Geld vermissen wir, 
nicht die große Linie!) 

Selbstverständlich! Wir sind absolut der l\/(ä­
n'ung, daß das Fremdenverkehrsgebiet Oberbayern 
gute Straßen haben muß. Der Strom, der sich heute 
vom Norden her, vom Ausland her über diese Stra­
ßen ergießt, ist unendlich. Eine gute Straße ist hier 
die Visitenkarte Bayerns. Daran ist gar kein Zwei­
fel. Daneben gibt es auch Industrie- und Werk­
straßen, die haben wir bei uns in der nördlichen 
Oberpfalz, auch im Bayerischen Wald drüben und 
vor allem in Oberfranken. Es wäre endlich einmal 
notwendig, daß die Oberste Baubehörde in großer 
Linienführung die Ostwestverbindung, nachdem die 
Nordsüdverbindung unterbrochen ist, zustande 
bringt. Es hat keinen Wert, 500 Meter einer Straße 
zu bauen, die dann in einen Sturzacker ausläuft, 
und nach diesem wieder ein gutes Stück zu bauen. 
Die Straße wird beherrscht vom Gesetz des Mini­
mums. Der schlechteste Teil bestimmt die ganze 
Straße. Was hat es für einen Sinn, wenn wir in 
Oberfranken in meiner Heimat Bayreuth 800 Meter 
und hinten· im Fichtelgebirge wieder 300 Meter 
bauen! Das ist vollkommen sinnlos. In der Ober­
pfalz ist es genau dasselbe. 

Es wäre notwendig, ,daß wir zu ganz klaren 
Grundsätzen und Begriffen kommen, die nichts zu 
tun haben mit den Wünschen der kleinen unter­
geordneten Stellen, die nur ihre kleinen Gesichts­
punkte sehen und das Große vergessen. 

(Zuruf: Es handelt sich um Bundesstraßen!) 

- Es handelt sich auch um Landstraßen I. Ord­
nung. Wenn wir die Gelder vielleicht vom Innen­
ministerium wegbringen könnten ~ das ist eigent­
lich meine Auffassung, daß dieses ganze Arbeits­
gebiet der Obersten Baubehörde dem Wirtschafts­
ministerium eingegliedert werden sollte -, dann 
ist es vielleicht einmal möglich, daß das gesamte 

Gefälle der Kraftfahrzeugsteuer ausschließlich für 
den Straßenbau verwendet wird, weil sie ja zusätz­
lich für die Abnutzung der Straße aufgebracht 
wird. Es müßte so weit kommen, daß die Kraft­
fahrer für das viele Geld, das sie hinlegen, ordent­
liche Straßen vorfinden und daß die Oberste Bau­
behörde zu einer großen Linie gelangt. 

(Beifall bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhamme1·: Das Wort erhält als 
nächster Redner der Herr Abgeordnete Dr. Lenz. 

Dr. Lenz (CSU): Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Herr Kollege 
Haas hat zu Beginn seiner Ausführungeri erklärt, 
daß das Staatsministerium des Innern die Haupt­
stütze des demokratischen Staates ist. Wir pflich­
ten dieser seiner Ansicht bei. Ich bitte aber, daß. 
die Außenbehörden dieses Staatsministeriums, 
nämlich die Landratsämter, ihres staatlichen Cha­
rakters nicht entkleidet werden. Wenn ich 70 Be­
amte habe und unter 70 Beamten 10 Staatsbeamte 
sind, bin ich schon der Auffassung, daß man all­
mä!hlich den Gedanken der kommunalen Verwal­
tung zu stark in den VordergruTI'd rückt. Ich bin 
ein Gegner der Kommunalverwaltung. Die Land­
ratsämter haben Staatsbehörden zu sein und in 
erster Linie Staatsiaufgaben durchzuführen. 

Ich bin genau der gleichen Auffassung bei den 
Kreisregierungen. Die Berechtigung der Kreisre­
gierungen ist oft Gegenstand öffentlicher Diskus­
sionen. Ich verstehe die Leute nicht, die heute be­
haupten, daß die Kreisregierungen nur sogenannte 
· „Durchgangsstellen" sind. Wir wollen, daß die 
Kreisregierungen a-ktiver gestaltet werden, und 
wollen, daß die Aufgaben des Ministeriums ihnen 
zur selbständigen Erledigung hinübergegeben 
werden. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Es gibt Leute, die 
die Kreisregierungen abbauen wollen!) 

Selbstvers'tändlich, das bedauere ich! Wenn wir 
den Staatsapparat, das Innenministerium stärken 
wollen, dann müssen wir diese Mittelstellen und . 
die äußeren Stellen als Landratsämter stark ma­
chen; denn dadurch werden wir die Staatsautori­
tät als solche heben. 

Eine Bemerkung noch zur Organisation der 
Landratsämter. Ich möchte 1bitten, Herr Minister, 
daß endlich einmal Wohnungs- und Flüchtlings­
ämter in einem Referat der Landratsämter zusam­
mengelegt werden. Dann ist eine gleichmäßige 
Planung gegeben. Ich spreche auch nicht von Son­
derverwaltungen des Lastenausgleichs oder des 
Flüchtlingsamtes. Das sind Abteilungen, die der 
Behörde, dem Landratsamt unterstellt sind. Wehe 
dem Leiter eines Flüchtlingsamtes oder dem Leiter 
eines Lastenausgleichsamtes, der etwas anderes 
tut, als ich ~hm sage! Das gibt es nicht. Das ist eine 
geschlossene Verwaltung, und da hat keiner außer­
halb der Verwaltung zu tanzen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Ein sauberer 
Diktator!) 
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Ich war nie Nationalsozialist. Ich weiß nicht, 
·ob Sie - -

(Abg. Dr. Baumgartner: Ich habe gesagt: 
„Ein sauberer Diktator"!) 

Nein; Zusammenfassung des Staatsgedankens 
ist mein oberstes Ziel. Zusammenfassung der 
Staatsverwaltung -, darin liegt die Stärke der 
"heutigen Zeit. 

Ganz kurz etwas zu der Frage, die der Herr Kol­
lege Dr. Schier aufgegriffen hat, zur Wohnungsnot. 
Die Wohnungsnot ist groß, das wissen wir alle. Es 
gibt nur zwei Möglichkeiten, die Wohnungsnot zu 
bannen: Wohnungen zu bauen und umzusiedeln. 
·wohnungen sind genug gebaut worden. 

(Abg. Meixner: Von „genug" kann keine 
Rede sein!) 

300 000 Wohnungen in jedem Jahr! Ich wundere 
mich darüber µnd staune, daß das möglich ist, wo 
die Finanzierung heute noch viel schwieriger ist 
als vor zwei und drei Jahren. Das muß anerkannt 
werden. 

(Abg. Dr. Strosche:· Und die Wohnungs-
elendsquote!) 

- Wenn Sie sagen, Wohnungsnot und Wohnungs­
elend: Ich bin Vorsitzender des Wohnungsausschus­
ses; wir haben früher 10 Stunden getagt, um Woh­
nungsfragen zu erledigen, heute habe ich die Fä1le 
in zwei Stunden erledigt. Das sind T·atsachen, an 
denen man nicht vorbeigehen kann. 

Nun wende ich mich an Sie, die Heimatvel'trie­
benen - nehmen Sie es mir nicht übel -: Ich 
würde Ihnen folgendes raten: Gehen S.ie zu Ihren 
Fraktionen der Parlamente der Aufnahmeländer 
und sagen Sie diesen Leuten, Sie sollen einmal 
Flüchtlinge von uns anfordern, wo wir so stark 
belastet sind! Ich habe noch nie gehört, daß im 
Württembergischen Landtag gerade Ihre Kollegen, 
die Ihr Schicksal teilen, von der Regierung ver­
langt haben: Holt von anderen Ländern Heimat­
vertriebene, damit wir einen höheren Prozentsatz 
haben, holt von Bayern die Flüchtlinge herüber! 
Wir haben 20 Prozent, Württemrber·g hat 10 Pro­
zent Heimatvertriebene. Dorthin soll man in erster 
L•inie umsiedeln. 

(Abg. Dr. Strosche: Föderalismus als 
Bumerang!) 

Wir haben 30 Prozent, Herr Kollege, als Sie 
herübergekommen sind. Man hat sie uns auf die 
Straßen gestellt nachts um 10 Uhr, und wir muß­
ten sie aufnehmen. Das war in Württemberg nicht; 
heute hat Württemberg 5, 8 oder 10 Prozent. Hel­
fen Sie mit, hier den Ausgleich in Süddeutschland 
zwischen Bayern und dem Südweststaat zu schaf­
fen! Wenn Sie das erreichen, dann haben Sie nach 
meiner Überzeugung sehr viel getan. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Im Bundestag 
haben Sie uns niedergeschrieen!) 

Noch ein Wort zur Fürsorge: Die allgemeine 
Fürsorge ist im ständigen Steigen. Wir haben nun 

das neue Lastenausgleichsgesetz bekommen. Herr 
'Min,,ister, sämtliche Leute, die Sparer und Wäh­
rungsgeschädigten, mit laufendem Konto, die 
früher in die Unterhaltshilfe kamen, kommen 
jetzt in die Fürso.rge. Nun haben wir drei Kate­
gorien in der Fürsorge: Die allgemeine Fürsorge 
mit 45 DM, die Unterhaltshilfe mit 70 DM und 
die Kriegsbeschädigten mit 90 und 100 DM. Stellen 
Sie sich die Auswirkungen in den Gemeinden vor! 
Das ist nicht gut. Jetzt wird die Lage durch das 
neue Lastenausgleichsgesetz noch verschärft. 

(Abg. Dr: Strosche: Wer hat das gemacht?) 

Wenn man eine finanzielle Stärkung der Ge­
meihden erreichen will, soll der Finanzminister 
den Gemeinden endlich die Bürgersteuer geben. 
Wir alle, im F.taushaltsausschuß und im Plenum, 
haben dem Gedanken einer sozialen Staffelung 
der Bürgersteuer zugestimmt, damit die Gemein­
den einmal eine Steuergrundlage bekommen. Die 
Gemeinden haben nichts, sie müssen sich mit allen 
möglichen kleinen Steuern durchschlagen: Geben 
wir den Gemeinden einmal eine Steuer, dann 
können sie ihre Aufgaben erfüllen. 

Ich spreche noch einen zweiten Gedanken aus, 
der etwas betrifft, was früher war: daß man den 
Gemeinden auch die Verantwortung für die Für­
sorge gibt. Man soll den Gemeinde11 nicht bloß 
das Recht einräumen, nur Anträge zu stellen. Wir 
im Kreis müssen die Anträge behandeln, kennen 
die Verhältnisse aber nicht so gut wie die ein­
zelne Gemeinde. Wenn man c;las tut, dann wird 
man - die . Herren Kollegen, die die Dinge ken­
nen, werden das zugeben - Millionen ersparen 
köJ).nen und wird eine gerechtere Verteilung der 
Fürsorge stattfinden. Das nur nebenbei. 

Nun komme ich zur Frage der Polizei. 
I 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeord­
neter, die Redezeit Ihrer Fraktion läuft. a)\>. Ich 
bitte, zum Schluß zu kommen. 

Dr. Lenz (CSU): - Noch eine Bemerkung. -
Ich plaudere nicht aus dem Sicherheitsausschuß, 
Herr Kollege Bantele, sondern es ist nur meine 
grundsätzliche Auffassung: Die Polizei ist ord­
nungsgemäß aufgestellt worden. Ich bin den Her­
ren des Sicherheitsausschusses wirklich dankbar, 
daß sie eine starke Kontrolle, besonders über die 
Offiziere, die eingestellt worden sind, ausgeübt 
haben. Die Bereitschaftspolizei ist zuverlässig und 
hat bei allen Anerkennung gefunden. Die Land­
polizei ist noch nicht auf dieser Höhe und über 
die städtische Polizei will· ich nicht sprechen, weil 
Herr Oberbürgermeister Wimmer in meiner Nähe 
ist. 

(Heiterkeit) 

Aber die Schulung der Polizei müssen wir auch 
bei der Landpolizei und bei der städtischen Polizei 
durchführen, besonders nach der staatsbürger­
lichen Seite hin. Wir verlangen in erster Linie, 
daß der Polizist eine innere Haltung zum demo­
kJ"atischen Staat hat. Wir wollen hier zusammen­
helfen - denn wir haben alle diesen Staat ge­
schaffen - und verlangen von der Polizei, daß 



1902 Bayerischer Landtag - 156. Sitzung Dienst'ag, den 4. August +~.53 

(Dr. Lenz [CSU]) 

sie eine tadellose Haltung einnimmt. Das andere 
kann sie lernen, darauf lege ich keinen allzu gro­
ßen Wert; aber die Haltung des. einzelnen Polizei­
mannes zum Staat muß hundertprozentig zuver­
lässig sein. In dieser Hinsicht ist die Erziehung 
eine sehr wichtige Angelegenheit. 

Was die Polizeischulen betrifft, hat der Oberste 
Rechnungshof daran Kritik geübt und · erklärt, 
daß zu hohe Aufwendungen gemacht werden. Es 
werden 1500 Polizeibeamte von 53 Lehrern an 
7 Stellen unterrichtet. .Ich frage, ob das zu viel 
ist. Die Herren vom Ministerium wissen es ja, 
auch sie wollen .zusammenfassen und noch mehr 
sparen; aber die Polizeibeamten müssen wir au:f 
allen Gebieten besonders betreuen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich bitte zum Schluß 
zu kommen. 

Dr. Lenz (CSU): - Ich wollte nur noch einen 
Satz aussprechen: Achten wir auch als Landtag· 
darauf, daß wir eine gute, schlagkräftige und be­

' sonders zuverlässige Polizei bekommen! 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Op den Orth. 

Op den Orth (SPD): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Gestatten Sie, daß ich die paar 
Minuten, die meiner Fraktion noch zur Verfügung 
stehen, dazu benutze, im Telegrammstil noch einige 
Bemerkungen zur Landpolizei und Grenzpolizei zu 
machen! 

Wir sind dem Herrn Innenminister sehr dankbar 
für seine anerkennenden Worte, und wir möchten 
die Gelegenheit benützen, um auch als Fraktion 
unseren Dank an unsere Polizei in Bayern auszu­
sprechen. Man hat sehr viele anerkennende Worte 
sowohl zur Bereitschaftspolizei als auch zur Land­
polizei gesprochen. Ich möchte bei dieser Gelegen­
heit aber betonen, es wäre vielleicht angebrachter 
gewesen, wir hätten heuer im Haushaltsplan die 

. Anerkennung, die wir immer aussprachen, dadurch 
zur Wirkung gebracht, daß wir die Bewertung der 
Polizeileistungen im Stellenplan besser ztim Aus­
druck gebracht hätten. · 

Wenn ich heute noch einige Bemerkupgen dazu 
mache, so tue ich das im Hinblick auf die kommen­
den Beratungen des Haushaltsplans 1954. So ist 
zum Beispiel in Berlin der HalJ.ptwachtmeister in 
Besoldungsgruppe A 7 a, in Bayern in A 8 a einge­
stuft, der Polizeimeister in Berlin in Besoldungs­
gruppe A 5 b, in Bayern in A 7 a, der Polizeiober.­
meister in Berlin in A 4 e, in Bayern in A 5 b. 

Noch etwas: In Niedersachsen und Hessen sowie 
im neuen Bundesgesetz über die Rechtsverhältnisse 
der Polizeivollzugsbeamten ist die Altersgrenze von 
60 Jahren wieder eingeführt worden. Wir möchten 
bei dieser Gelegenheit unseren Herrn Itinenministe;r 
bitten, vielleicht zu prüfen, ob auch für die bayeri­
sche Polizei diese Frage aufgegriffen werden kann. 

Ferner ein kurzes Wort - im Telegrammstil -
zum Bekleidungszuschuß:·.Wor zwei :Jahren: gehörte 

ich zu den Kollegen, die den Antrag p.uf Erhöhung 
auf 20 DM gestellt hatten. Wir wurden mit· einer 
Erhöhung um 3 DM, von 12 auf 15 DM vertröstet, 
und man sagte uns, die fehlenden 5 DM sollten wir 
im nächsten Haushaltsjahr beantragen. Wir müssen 
leider feststellen, daß sich nichts geändert hat. Wir 
möchten bitten, daß bei der Beratung des Haus-

. haltsplans 1954 die Erhöhung auf 20 DM festgesetzt 
wird. · 

Dann haben wir noch einen Herzenswunsch an 
den Herrn Innenminister und den Herrn Finanz­
minister. Er betrifft die Beihilfen. Wir möchten, 
daß auch das Finanzministerium in Zukunft bei der 
Zuteilung der Mittel für Beihil~en mehr an„ c;lie 
Polizei denkt. · 

Die Regiemittel sind schon seit drei, vier Jahren 
ein. Schmerzenskind bei der Polizei. Wenn Sie zum 
Beispiel im Winter auf Polizeistationen in der Rhön 
kommen, stellen Sie fest, daß nicht einmal 7 ,50 DM 
vorhanden sind, um einen Ofenring zu kaufen. Der 
Ofen kann nicht benützt werden, außer der Polizei..:. 
beamte kauft von seinem Gehalt den Ofenring. Es 
ist kein Geld vorhanden, um verschmutzte Dienst­
räume zu tünchen. Die Polizeibeamten müssen das 
aus eigener Tasche bezahlen. Es ist keine Farbe 
vorhanden. Kurzum, die Regiemittel sind zu knapp. 
Es ist notwendig, die Regiemittel zu erhöhen. 

(Abg. Dr. Lippert: Da fehlt es an der Ver-
. teilung!) 

Ich kenne keinen bayerischen. Beamten im Mini­
sterium, der sein Büro selber tüncht und herrichtet. 
Dafür ist Geld vorhanden. Wir sollten für die 
Leute, die unser Leben und. Eigentum schützen, 
Regiemittel etwas. großzügiger zur Verfügung 
stellen. 

Dann ist zu bemängeln, daß es in diesem Jahr 
nicht möglich war, die leidige Frage des Kraftfahr­
zeugwesens endgültig zu bereinigen. Gewiß sind 
wir dankbar für die Mittel, äie bereits eingesetzt 
wurden_. Aber die bayerische Landpolizei hinkt 
doch zur Zeit in Bayern hinter den Verbrechern 
her. Der Verbrecher kommt im BMW oder auf 
einem Motorrad mit 750 ccm. Unsere Leute sitzen 
auf den Polizeistationen mit kleinen Sachs-Motor..: 
rädern. Das · ist eine Schande für die Polizei. Ich 
bin der Auffassung, daß uns die Mittel zur einheit­
lichen Motorisierung nicht fehlen dürften. Die Re­
paraturen verschlingen zur Zeit.das Zwei- bis Drei­
fache der Mittel für den Betrieb der Kraftfahr­
zeuge. 

Zu den Pistolen brauche ich vielleicht nur das 
eine zu sagen. Der Herr Kollege Hadasch hat viel­
leicht den Haushaltsplan nicht genau gesehen. WiF. 
freuen uns, daß man in Kapitel 03 21 Titel 872 
1 200 000 DM für Pistolen für beide Polizeiarten 
eingesetzt hat, und in Titel 873 sind 600 000 DM für 
die Waffen der Gemeindepolfaei eingesetzt. · 

·' /"' ··- . ' ~ . . 
Ein besonderes Schmerzenskind, Herr Staats-

minister des Innern, ist für uns die Grenzpolizei. 
Meine. Damen und Herren, wenn Sie jemand bei 
der Bereitschaftspolizei oder. bei der Landpolizei 
bestrafen wÖllen, dann versetzen sie ihn · zur .... :\· '• . . . '. 
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Grenzpolizei. ' Sie werden feststellen, daß die 
Leute weglaufen. 

(Abg. Dr. Lippert: Na, na!) 

Die Verhältnisse an der Grenze sind - nehmen 
wir nur den Punkt Wohnungen - katastrophal. 
Ich habe vor einigen Wochen den Herrn Polizeirat 
Euler von der Landpolizei Würzburg mit auf In­
spektionsreise genommen, um nicht immer allein 
zu fahren. Er hat die· Hände über dem Kopf zu­
.sammengeschlagen wegen der Wohnungsverhält-
nisse der Grenzpolizei. · 

(Abg. Dr. Baumgartner: Wer hat da 
inspiziert?) · · 

Op den Orth als' Mitglied des·. Sicherheitsaus­
schusses, Herr Kollege. Die Dien.sträume sind 
ebenso schlecht. Die Kinder; unserer Beamten an 
der Grenze sind von der Tuberkulose bedroht. Die 
:Leute wohnen zum Teil in Höhlen. Wir haben die 
Aufgabe, dafür zu sorgen, daß die Zufriedenheit 
in der bayerischen Grenzpo~izei so . h!"rgestellt 
wird, wie sie in den Dörfern bei den Bundeszoil.:. 
beamten vorhanden ist. Hier gibt es zwei Welten. 
Si_e sehen modern eingerichtete Wohnhäuser mit 
Waschküche und allen Schikanen für die Bundes­
beamten, und dann daneben die bayerische Grenz­
polizei im Wohnungselend: Es gibt dort Wohnun- , 
gen, in denen beim Heizen der Kalk und der Lehm 
von den Wänden fällt. Das sind Zustände, die wir 
nicht mehr dulden dürfen. Jahrelang bemühen 
wir uns, Besserung zu schaffen. Ich muß heute die 
Gelegenheit benützen, um dem Hohen Haus zu 
sagen: Schauen Sie sich diese Verhältnisse an, 
und wenn Sie sich nach der Rückkehr nicht schä.:. 
men als bayerische Abgeordnete, dann haben Sie 
nicht alles gesehen. Es liegt am Finanzministerium, 
die ·Mittel zur Verfügung zu stellen. Unsexe bay~-:­
rische Grenzpolizei hat unser Eigentum und Leben 
seit der Zigarettenwährung für ein· paar Mark 
brav geschützt. Man muß sich wundern über die 
Disziplin und die hohe Moral o:der Leute, die seit 
·1~45146 an. der Grenze den Dienst tun. Auch die 
Ehen sind· durcll die Wohnungsverhältnisse in Ge­
fahr. Die Frauen kommen nicht:heraus. ·Wir haben 
nicht .einmal einen Omnibus, um die~ Frauen für 
ein paar Stunden ins Kino nach Mellrichstadt zu 
fahren. Es wird kulturell -in keiner Weise eJwas 
getan. Etwas muß ich anerkennend dem Bunde 
naclisagen: Er stiftet für die ~bayerische Grenz­
polizei 2000 DM, damit wir eine kleine Bibliqthek 
in der Rhön anschaffen können. 

(Abg. Dr. Lippert: Di~ za,hlen wir; der Bund 
. kann leicht stiften!) 

.,...... Bonn hat ··es gestiftet. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Der Bund·· macht 
doch keine Stiftung!) 

Unsere frühere Kollegin Frau Dr. Probst hat 
es in Bonn besorgt. 

(Abg. Dr. Lippert: .Wir zahlen es mit!) 

Etwas muß ich noch erwähnen, das bayerische 
Landeskriminalamt. Der Beamten- uhd Angestell-

tenkörper ist jetzt auf etwas über 300: Personen 
angewachsen. _Sie wissen, daß das bayerische Lan­
deskriminalamt in .allen deutschen Bundeslandern 
und auch im Ausland in höchstem Ansehen steht. 
Sie wissen, daß alle schwierigen Fälle, wie zum 
Beispiel Sprengstoffpakete, die man an Adenauer 
schickt, in München untersucht werden, weil wir 
in München mit den besten Wissenschaftlern und 
den besten Apparaturen ausgerüstet sind; Aber 
was müssen wir feststellen? Das Landeskriminal­
amt, das eine so hohe Aufgabe zu erfüllen hat, 
ist in München in vier Häuser zersplittert. Die 
Raumfrage bedarf dringend einer Lösung. Beson­
ders jetzt in der viarmen Jahreszeit erleben Sie, 
wenn Leichenteile untersucht werden müssen, 
Ohnmachtsan~älle der Angestellten am laufenden 
Band. Das muß gesagt werden, weil nichts ge­
schieht.· Die Laboratorien sind fast draußen im 
Treppenhaus. Nun frage ich Sie: Was würde die 
bayerische Polizei tun, wenn sie in einem Privat­
gewerbebetrieb solche Zustände feststellen würde? 
Si_e würde den Betrieb sofort polizeilich schließen. 
Wir erleben aber, daß nicht einmal ein Grundstück 
gesucht worden ist, worauf das notwendige, ein­
heitliche Zentralgebäude gebaut werden kann. Es 
ist noch kein Plan da, noch kein Architekt beauf­
tragt. Der Schlendrian geht auf Kosten der Ge­
,;undheit der Leute, die dort beschäftigt werden. 

Dann möchte ich noch sagen, daß wir endlich 
daran denken müssen, unsere --Wissenschaftler und 
tüchtigen Kräfte im Landeskriminalamt so zu be­
zahlen, daß sie uns nicht von Bonn weggeholt wer­
den. Der Herr Staatsminister kann sich erinnern, 
vo1· zwei Jah1~en wäre bald ein Unglück passiert. 
Wir haben ihn im letzten Moment informiert, und 
es ist dem Minister gelungen, einen bedeutenden 
Mann in München festzuhalten. Zur Zeit laufen 
aber wieder Verhandlungen zwischen Bonn und 
einigen unserer Fachleute. Ich glaube, wir können 
die Leute auf die Dauer nicht halten, wenri wrr-­
nicht. im nächsten Haushaltsplan eine andere Be­
wertung der Leistungen des Landeskriminalamts 
fertigbringen. 

Dann möchte ich noch einen Wunsch vor.tragen, 
der auch das Landeskriminalamt betrifft. Die An­
'gehörigen aller anderen' Landeskriminalämter des 
'Buridesgebiets, ebenso die bayerische Land- und 
Grenzpolizei erhalten seit Jahren eine Zehrzulage 
von monatlich 30 DM und einen BeJdeidungszuschuß 
von monatlich 15 DM. Nur im bayerischen Landes­
kriminalamt erhalten die Leute nichts. Auch erhal­
ten die Leute, die die gefährliche Arbeit mit 
Leich.enteilen usw. auch in der heißen Jahreszeit 
durchführen, nicht die geringsten Zulagen. Wenn 
ich das alles heute vortrage, so nur deshalb, weil 
wir in den Ausschüssen - dem Sicherheitsausschuß 
und dem Haushaltsausschuß - heuer in Anbetracht 
der angespannten Finanzlage nichts tun konnten. 
Das Ministerium hat aber durchblicken lassen, daß 
es bereit ist, .mit diesen Ausschüssen Vorbereitun-

"gen zu treffen, um im nächsten Haushaltsplan den 
berechtigten Wünschen der Polizeibeamten aller 
Sparten Rechnung zu tragen. 

Eine kleine Richtigstellung muß ich noch machen. 
Mit Zustimmung des Herrn Präsidenten darf ich 
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darauf aufmerksam machen, daß nicht nur die 
„N ürnberger Nachrichten", sondern ein paar Dutzend 
Zeitungen in Bayern eine Meldung aus dem Haus­
haltsausschuß gebracht haben, wonach ein Vertreter 
des Finanzministeriums erklärt hat, daß es in Bay­
ern keinen Polizeibeamten gibt, der unter 400 DM 
monatlich verdiene. Dazu haben sich die Betriebs­
räte und auch viele Polizeibeamte geäußert, und 
zwar sehr erregt. Es ist festgestellt worden, daß 
diese Meldung deshalb falsch ist, weil wir in Bayern 
allein bei der Landpolizei 5000 Beamte mit einem 
Nettoeinkommen von 288,10 bis 400 DM haben. 
Diese Richtigstellung halte ich für unbedingt not­
wendig, weil bei allen Verbesserungsanträgen für 
die Polizei von seiten des Finanzministeriums ge­
sagt wird, die Verhältnisse haben sich doch <gebes­
sert, die Leute haben 20 Prozent Gehaltsaufbesse­
rung bekommen usw. usw. Diese Argumentation 
besagt deshalb nichts, weil diese 20 Prozent ja 
alle Angestellten und Beamten des bayerischen 
Staates bekommen haben. 

Abschließend möchte ich vorschlagen, daß wir 
uns überlegen, ob wir 'im nästen Haushaltsjahr das 
Innenministerium nicht vor den fetteren anderen 
Ministerien, wie zum Beispiel Landwirtschaft und 
Forsten, beraten, 

(Oho! bei der CSU - Heiterkeit) 

damit für das Innenministerium etwas mehr übrig 
bleibt, als es heuer der Fall war. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile das 
Wort dem Herrn Abgeordneten Stain. - Der Herr 
Abgeordnete ist nicht im Saal. 

Es folgt der Herr Abgeordnete Dr. Lacherbauer. 

Dr. Lacherbauer (BP): Meine Damen und Her­
ren!· Nach einer Abmachung im Ältestenrat besteht 
die Möglichkeit, die noch restlichen Minuten auf 
die Beratungen zu übertragen, die zusammenge­
faßt sind unter Haushaltsgesetz, Außerordentlicher 
Etat und Einzelplan 13. Wir wollen diese Minuten, 
die uns noch zur Verfügung stehen, auf diese Be­
ratungen übertragen, nachdem der Herr Kollege 
Op den Orth unsere Oppositionsrede gehalten hat. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erte:ile das Wort 
weiter dem Herrn Abgeordneten Weishäupl. 

Weishäupl {1SPD): Herr Präsiden·t„ meine Damen 
und Herren! Acht Miruuten iRes1Jzeit der Fraktion 
der 1S.PD für das Problem der Sozialfürsorge der 
Kriegsopfer !im Eereich der !inneren Verwaltung 
- lßereich der Hauptfürsor.gestelle - sind eine 
knapp ibemessene Zeit. Der !Herr Minister hat in 
seiner Etatrede festgestellt, daß stich die Aufgaiben 
der KrJegsibeschädigten- und Kriegshinterblie.be­
nenfürsor.ge wesentlich vergrößert ha·ben, und er 
hat darauf aufmerksam gemacht, daß durch die 
bay.eriische Hauptfürsorg·estelle und die Zweigstel­
len bei den Regierungen !immerhin so rund 500 000 
Personen, die unter den Be.griff Schwerstbeschä-

digte und Kriegshinterbliebene fallen, zu betreuen. 
sind. Ich glaube, und das g1bt zu denken, daß die 
Au:figaben der ibayerli.schen Hauptfürsorgestelle und 
ihrer Zweä.gstellen im Zuge der Durchführung des 
Bundesl\Tersor.gungsgesetzes, Aibschnitt soziale Für­
sorge, und im Zug·e der Durchführung des vom 
Bundest.ag erst !kürzlich beschlossenen Schwerbe­
schäd·igtengesetzes nicht bewältigt werden können, 
wenn nicht eini1ge iPlan:stellen mehr geschaffen wer­
den. Ich habe dd·eserihalb dem Hohen Hause einen 
Abänderungsantrag vorgelegt, der den Zweck ver­
foLgt, die Z1ah1 der Stellen d·er Besoldungsgruppe 
A 4 c 2, die den RegieI'lllngen zugeteilt sind, infolge 
Mehrung der Aufgaben der Eauptfürsorgestelle 
von 81auf18 zu erhöhen. Ich möchte diesen Antrag 
kJuriz dahingehend ibegründen, daß :zwar bei den 
Zwe1gstellen der Regierungen eine Anzahl von 
Anges•tellten beschäftigt ti.st, daß alber diie schwie­
rirgen verwaltungsmäßigen und insibesonder·e ar­
beitsrechtlichen Fragen ibei den Zweigstellen nicht 
von subalternen Angestellten erledigt werden kön­
nen, wenn nicht dlie Zweligst·ellen zumindest Ü'ber 
zwei oder wenigstens über einen Beamten des ge­
hobenen Dienstes verfügen. Man k•ann dem Leiter 
eä.ner solchen Zweigstelle, der planmäßig als Ober­
regierurugsr.at oder als Regierungsra·t lbeschäftigt ist, 
nä.cht zumuten, aUe diese schwierigen Aufgaben, 
die dem g eh o ib e n e n Beamtendienst zufallen, 
auf sich zu konzentrieren, weil er sonst der Auf­
galbe, die !iihm als Le·iter dieser Zweigstelle zu­
kommt, nicht gewachsen wäre. 

Ich möchte ·also das Hohe Haius dringend bitten, 
auch wenn dd·eser Antrag gelegentlich der Be­
ratung des !Haushaltsaussch,usses nicht mehr recht­
zeiUg vorigelegt werden konnte, weil nämlich· erst 
durch die R;eig•ierungen und dde Zwe·igstellen Er­
helbungen gepflogen werden mußten, diesem mei­
nem Atbänderiungsantrag auf Erhöhung der Plan­
stellen die Zustimmung z·u erteü.len. Ich möchte 
ausdrücklich darauf ·aufmerksam machen, daß sich 
Regierung und Landtag, Vorwürfe aus den Kreisen 
der Kriegsopfer und !ihrer Verbände nicht ersparen 
können, falls sich herarusstellen sollte, ciaß das jetzt 
vorhandene P·ersonal ·tatsächlich die li.hm über­
tragenen Aufgaben der Zweigstellen und der 
Hauptfürsorgestelle nicht bewältigen kann.Es bleibt 
doch immerhin - und das d.st erl.ne sehr pqsitive 
F·eststeUung - ZiU sagen, d:aß li.m lßereich Bayerns 
auch durch die ·bayerische RauptfürsorgesteUe und 
ihre Zweigstellen außerordentlich E'rsprießHches in 
der Fürsorge der ibayer·ischen Kriegsopfer geleistet 
worden ist. Ich bti.n außerordentlich darukib:ar dafür, 
diaß'der Harusihalts:a.usschuß nun endlich den Betrag 
von 2 Md.Uionen D!M ·für die Aufrechterhaltung de:r 
Freifahrt Schwerlheschädiig-ter eing·eplant hat, so 
daß der Freifahrtentzug· jedenfalls bis 1. April 
1954 durch die Verkehrs1betrde1be nicht mehr ein­
treten rwird. 

Weiterhin list .außerordentlich erfreulich, daß sich 
der Haushalts.ausschuß wiederum bereiterklärt hat, 
als freiwillige Leistung des Staates der sozialen 
Fürsorge der Kriegsopfer einen -Betrag von rund 
1 Million D!M ZlUr Verfügung 0u stellen. Wü.r wissen 
durch:aus zu schätizen, daß ioooweit lßayern mit an 
der Spitz·e .aller Eundesländer ü.n der s01zialen Für-
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sorige der Kriegsopfer steht. Wenn also diesem 
Antrag Rechtnung getr.aigen werden könnte, wobei 
:ich selbstverständlich die finanziellen Schwierigkei­
ten nicht verkennen will, dann möchte ~eh Sie 
bitten, dies zu tun, um hier eine .gewisse Befrie­
dung elintreten !bU Jiassen und etwiaigen Vorwürfen, 
die in .der Z·Uiksunft erhoben werden könnten, 
heute schon zu lbe.gegnen. 

Noch eä.ne kleine Bemerkung, und ·zwar be­
treffend ·nurchführung des vom iLa·ndtag ibesch1os­
:senen Röntgenrefüenuntersuclmngsgesetzes! Aus 
den ·Beratungen des ·Haushalts, soweit s·ie irrt 
„iBayerisch•en Landtagsdienst" von mir nachge1esen 
werden konnten, mußten wir feststellen, daß der 
Vertreter des lbrayerlischen Finanzministeriums dlie 
sehr merkiwürdige Meinung geäußert hat, der nun­
.mehr für das Hausihaltsj.ahr 195-3 ibereä.tgestellte 
und eingepl:ante Betrag von 600 000 DM könnte 

# nicht auifg.elbracht werden und es müßte in Bezug 
auf die Erstarusstattung der Gesundheits1abte!ilung 
mit den ·zur 1Durchführun1g des Gesetzes notwen­
digen Gerä•ten eine Kürzung des iBetr.ags iauf die 
Hälfte, also auf 300 000 DM, eintreten. Ich möchte 
zu ibedenken geben - und. da:s wurde auch von 
der Gesundiheifaaibteiliung bestät>igt -, daß es, 
wenn der vom Ha:ushaltsiausschuß nunmehr vor­

. gesehene Betrag von 600 000 auf 300 000 DM gekürzt 
wird, ganz ausgeschlossen i:st, das Röntgenr·eihen­
untersuchungs1gesetz durchzuführen, Jedenfalls nicht 
im !Haushaltsjahr 1953. 

•(Ahg. Dr. Baumgartner: Das 1br.aucht ja nicht 
in ·einem J.ähr durchgeführt zu werden!) 

- Herr Kollege P:rofessor Dr. iBaumgartner, wenn 
w.ir beschlossen haben, daß dlieses Gesetz am 
1. AprH 1953 in ·Kr.arft tritt, dann haiben wir damit 
doch dem Willen Ausdruck verl>i!eihen, daß nun 
·zur Bekämpfung der Tu!berJ.rnlose msch gehandelt 
werden soll. Die Früherfässrung und Früherken-. 
nung der Tulherkulose ist so wich•tig, daß man 
die Durchführung eines so dringenden ·vol'lbeugeri­
den Gesundheitsgesetzes nicht um ein hallhes Jahr 
oder um -ein Jahr ihd.n!ausschi!eben ·kann. Das ist 
ja der Zweck unserer Auffassung von einer Ge­
sundheitsfürsorge, die kurative Med.iztin auf die 
präventiive zu ver:Lagern, um von vornherein wirt­
schaftliche 1Schäden, diie durch fang.andauernde 
Krankheiten im Volk entst·ehen, zu vermeiden oder 
·zu verrrl.ngern. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr A!bgeordneter, 
die Redezeit Ih11er Fr.aktion ist 1zru Ende. 

Weishäupl (SPD): Ich danke dem Herrn Präsi­
denten. - Ich wollte nur rein sachlich diese zwei 
Probleme angeschnitten haben und bedauere außer­
ordentlich, daß ich keine Möglichkeit mehr finde, 
zu dem Problem der Bekämpfung der Rindertuber­
lmlose etwas zu sagen. Vielleicht darf ich nur mit 
einem Satz abschließen: Ich bedauere, daß der An­
trag auf Erhöhung des diesbezüglichen Ansatzes 
abgelehnt worden ist; ·denn die Rindertuberkulose 
ist auch eine Gefahr für die Menschen. Es ist 
wissenschaftlich erkannt worden, daß die Rinder-

tuberkulose auf die Menschen übertragbar ist. Ich 
wollte also noch zum Ausdruck bringen, daß in 
dieser Hinsicht wegen der starken Verseuchung 
der Rinder bestände ·in der Landwirtschaft eine 
große Gefahr besteht. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile nunmehr 
das Wort dem Herrn Staatsminister des Innern. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Pamen und 
Herren! Ich bin dem Hohen Hause für die sachliche 
und gründliche Behandlung des Haushalts des 
Staatsministeriums des Innern außerordentlich 
dankbar. Im großen und ganzen ist dem Staats­
ministerium des Innern von allen Seiten des 
Hauses der Dank für seine sachlichen Leistungen 
ausgesprochen worden. Eigentlich ist nur eine ein­
zige Oppositionsrede gehalten worden. 

(Abg. Dr. Korff: Hahahaha!) 

Mir scheint, daß dabei . ein feuriges Temperament 
etwas zu Übertreibungen verleitet hat. 

(Abg. Meixner: Aus den eigenen Reihen· 
noch dazu!) 

Erstens nehme ich an, daß die Betriebsräte, die bei 
mir ständigen Zutritt haben, berechtigte Klagen 

, bei mir vorgebracht hätten. Das ist nicht der Fall . 
Zweitens weiß jedes Mitglied dieses Hohen Hauses, 
daß der Weg zu mir jedem Mitglied .dieses Hohen 
Hauses offensteht. ' 

(Abg. Meixner: Richtig!) 

Derartige Klagen sind mir von deni Herrn Ab­
geordneten, um den es sich handelt, bisher nicht 
vorgetragen worden. 

(Heiterkeit bei der CSU) 

Übrigens habe ich bei Besuchen an der bayerischen 
Nordgrenze wiederholt mit Beamten der Grenz­
polizei gesprochen. Auch von ihnen sind mir der­
artige Klagen nicht vorgetragen worden. Aber wir 
werden den Klagen nachgehen, und wenn sich ein 
Versäumnis der zuständigen Stellen herausstellt, 
wird den Unzuträgl:ichkeiten· möglichst abgeholfen 
werden. 

Im übrigen ist in der Aussprache ei~e Fülle 
wertvoller Anregungen gegeben worden. Diese An­
regungen werden im Staatsministerium des Innern 
ebenso nachgeprüft werden, wie es auch bei den 
Anregungen der Fall war, die in den Beratungen 
des vorigen Haushalts vorgetragen wurden. Des­
halb möchte ich mich heute auf einige grundsätz­
liche Bemerkungen beschränken. 

Zunächst einmal zur Verwaltungsgerichtsbarkeit! 
Es ist durchaus richtig, daß hier in Bagatellsachen 
der Fülle von Rechtsmitteln Einhalt geboten wer­
den muß. Rechtsschutz ist notwendig, Recl:J.tsmiß­
brauch verdient aber keinen Rechtsschutz. 

(Zustimmung von verschiedenen Seiten) 

Zum sozialen Wohnungsbau: Leider sind unsere 
Mittel beschränkt; das habe ich ja bereits vorge­
tragen. Es wäre notwendig, beim Bund dahin zu 
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v\'irken - das ist bereits versucht worden -, eine 
Gleichstellung der Binnenumsiedlung mit der Um­
siedlung von Land ·zu Land zu erreichen. Damit 
würden auch die Bundesmittel ·für das Land 
Bayern erhebllch höher ausfallen, als es heuer der 
Fall ist. Ich möchte aber auch nicht versäumen, 
dem Finanzministerium meinen Dank dafür aus­
zusprechen, daß es uns dieses Jahr mögllch ist, 
wenigstens aus Landesmitteln eine erheblich grö­
ßere Summe, nämlich 50 Millionen DM, für den 
sozialen Wohnungsbau zu verwenden. 

Zu den Landratsämtern: Das Ideal wäre, Kreis­
aufgaben durch Kreisbeamte erfüllen zu lassen, 
Staatsaufgaben durch Staatsbeamte. Von diesem 
Ideal sind wir leider weit entfernt, aber jedes 
Ideal muß ja angestrebt werden. Ich stehe ebenso 
wie eine Reihe von Rednern auf dem Standpunkt 
der Einheitlichkeit der Verwaltung; Sonderverwal­
tungen sollten möglichst abgebaut werden. 

(Abg. Elsen: Sehr gut!) 

Was den Straßenbau anbelangt, so hat einer der 
Herren Redner vorgetragen, die Oberste Bau­
behörde habe sich grundsätzlich auf dem falschen 
Weg befunden. Das ist nicht ganz richtig. Alte 
Straßen _:_ Straßen, die in den Jahren 1926 bis 
1928 gebaut wurden - sind eben nicht frostfest. 
Wir können die Straßen jetzt nur bei der Wieder­
herstellung, beim allmählichen Umbau, nach und 
nach frostsicher machen. Die Autobahn Nürnberg 
-Würzburg-Frankfurt .ist eine dringende Not­
wendigkeit; das ist mit Recht hervorgehoben wor­
den. Ich darf mitteilen, daß der Ministerrat in der 
Zwischenzeit die Trasse für diese Autobahnführung 
festgelegt hat. 

Einern großen Teil der Ausführungen über die 
Heimatvertriebenen kann ich zustimmen. Insbe­
sondere halte ich das Wohnraumbewirtschaftungs­

, gesetz des Bundes für verfrüht. 

(Zustimmung beim BHE) 

Man hätte zweifellos noch einige Jahre damit war­
ten müssen, bis die Wohnungsnot in größerem Aus­
maß beseitigt gewesen wäre, als es gegenwärtig 
der Fall ist. Ich unterstreiche auch, was einer der 
Herren Redner ausgeführt hat, nämlich daß die 

bayerische Wirtschaft durch die Industrien, die die 
Heimatvertriebenen in unser Land gebracht haben, 
zum Teil eine wertvolle Bereicherung erfahren hat. 
Kein Unglück ist so groß, daß es nicht letzten ;En­
des auch etwas Gutes mit sich bringen könnte. 

Und nun die Polizei: Eine Verstaatlichung der 
örtlichen Polizei würde eine Abänderung des Ar­
tikels 83 der bayerischen Verfassung voraussetzen. 
Sehr angenehm berührt war ich von dem Vor­
schlag, die Generalklausel des preußischen Land­
rechts auch für Bayern in dem Gesetz über die 
Aufgaben und die Befugnisse der Polizei nutzbar 
zu machen. Wir hoffen dann, mit einer solchen Ge­
neralklausel auch bei der Opposition keinen Wider­
spruch zu finden. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Von uns ist das 
nicht gekommen!~ 

Die Schlechterstellung der ehemaligen Heeresoffi­
ziere in der Polizei muß beseitigt werden. Der 
Wehrdienst darf keinem zum Nachteil ausschlagen. 

(Beifall des Abg. Bantele) 

Ich halte das für eine Selbstverständlichkeit. Im 
übrigen darf ich zum Schluß noch versichern, daß 
die bayerische Polizeihoheit gegenüber dem Bund 
hartnäckig verteidigt worden ist, was im Februar 
1953 zum Abkommen mit dem Bundesinrienmini­
ster über die Paßnachschau der bayerischen Grenz­
polizei geführt hat. Diese bayerische Polizeihoheit 
werde ich auch in Zukunft mit aller Hartnäckigkeit 
und, wenn notwendig, mit allem Starrsinn vertei­
digen. 

(Allgemeiner Beifall - Abg. Bantele: Bravo!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Damit ist die Aussprache über diesen 
Punkt der Tagesordnung erledigt. Ich schlage vor, 
die Beratungen für heute zu beenden. Wir werden 
morgen früh um 9 Uhr -mit der Abstimmung be­
ginnen. Wir können den Beginn nicht, wie bei mir 
angeregt wurqe, auf 1129 Uhr vorverlegen, weil 
eine Fraktion für diesen Zeitpunkt eine Fraktions­
sitzung anberaumt hat. 

Die Sitzung ist für heute geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17 Uhr 59 Minuten) 


